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Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. Metzker, Dr. Marga Hubinek und Genossen 
betreffend Änderung des Familienlastenaus­

Präsident 
eröffnet. 

Dr. Maleta: Die Sitzung ist 

Ich begrüße den im Haus erschienenen 
Herrn Bundespräsidenten auf das respekt­
vollste. (Die Abgeordneten erheben sich von 
ihren Plätzen und spenden dem Staatsober­
haupt lebhaften Beifall.) 

gleichsgesetzes 1967 und 
Antrag 55/ A der Abgeordneten Skritek, 

Dr. Mussil und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Strukturver­
besserungsgesetz neuerlich abgeändert wird, 
dem Finanz- und Budgetausschuß ; 

Antrag 54/ A der Abgeordneten Dr. Schlein­
zer und Genossen betreffend die Durchführung 
des Artikels 7 des Staatsvertrages 1955 in 

Zuweisungen Kärnten dem Verfassungsausschuß. 

Präsident Dr. Maleta: Die in der letzten Ferner weise ich die in der letzten Sitzung 
Sitzung eingebrachten Anträge weise ich zu als eingelangt bekanntgegebenen Regierungs-
wie folgt: vorlagen zu wie folgt: 

263 
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Präsident Dr. Maleta 
dem Finanz- und Budgetausschuß : 

Ergänzung beziehungsweise Abänderung 
der Regierungsvorlage vom 24. Mai 1972, 346 
der Beilagen zu den stenographischen Proto­
kollen des Nationalrates der XIII. Gesetz­
gebungsperiode, betreffend ein Bundesgesetz 
betreffend entgeltliche Veräußerung von unbe­
weglichem Bundesvermögen (Zu 346 der Bei­
lagen), 

Bundesgesetz über die Bedeckung des 
Abganges des Milchwirtschaftsfonds im 
Geschäftsjahr 1973 (498 der Beilagen) und 

Bundesgesetz über die Durchführung der 
Zoll bestimmungen des Abkommens zwischen 
der Republik Osterreich und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sowie des Ab­
kommens zwischen der Republik Osterreich 
einerseits und den Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
und der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl andererseits (EG-Abkommen-Durch­
führungsgesetz) (499 der Beilagen); 

dem Handelsausschuß : 

Bundesgesetz, mit dem das Gewerbe­
strukturverbesserungsgesetz 1969 geändert 
wird (Gewerbestrukturverbesserungsgesetz­
Novelle) (463 der Beilagen) i 

dem Justizausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über 
Kartelle und Vorschriften zur Erhaltung der 
Wettbewerbsfreiheit erlassen werden (Kartell­
gesetz) (473 der Beilagen); 

dem Ausschuß für wirtschaftliche Inte­
gration: 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft (485 der Beilagen) und 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich einerseits und den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl und der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl andererseits (486 der Bei­
lagen) i 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Kran­
ken- und Unfallversicherungsgesetz abge­
ändert wird (4. Novelle zum Beamten­
Kranken- und Unfallversicherungsgesetz) 
(487 der Beilagen), und 

Bundesgesetz, mit dem das Gewerbliche 
Selbständigen-Krankenversicherungsgesetz 

abgeändert wird (1. Novelle zum Gewerb­
lichen Selbständigen-Krankenversicherungs­
gesetz) (488 der Beilagen). 

Bevor ich in die Tagesordnung eingehe, 
teile ich mit, daß die drei Klubobmänner sich 

zur Geschäftsordnung zum Wort gemeldet 
haben. Ich beschränke die Redezeit auf 
10 Minuten und würde die Herren Klub­
obmänner ersuchen, nicht vom Platz aus, son­
dern vom Rednerpult aus zu sprechen. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Peter. Ich erteile es ihm. 

Stellungnahmen der Klubobmänner 

Abgeordneter Peter (FPO): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Regierungs­
fraktion hat das Vorgehen der bei den Oppo­
sitionsfraktionen im Zusammenhang mit den 
dringlichen Anfragen als unüblich empfunden 
und aus diesem Grunde die Beantwortung der 
beiden dringhchen Anfragen der Oppositions­
parteien in der vorangegangenen Sitzung ver­
weigert. Die freiheitliche Fraktion kann sich 
der extensiven Auslegung des § 31, wie sie 
von der Regierungsfraktion vorgenommen 
wurde, nicht anschließen. 

Die Regierungsfraktion interpretiert den 
§ 31 dahin gehend, daß Regierungsmitglieder 
über die Verhandlungsgegenstände hinaus, zu 
denen sie sehr wohl jederzeit das Wort 
ergreifell; können, auch im Rahmen von dring­
lichen Anfragen so verfahren können, wie es 
der § 31 der Geschäftsordnung für Verhand­
lungsgegenstände vorsieht. 

Wir Freiheitlichen sind der Meinung, daß 
die von der absoluten sozialistischen 
Regierungsmehrheit erzwungene Vorgangs­
weise bei der Beantwortung der bei den dring­
lichen Anfragen mit dem § 31 der Geschäfts:­
ordnung nicht in Einklang zu bringen ist, und 
können uns daher der weiteren Vorgangs­
weise, die für diese Sitzung von der 
Regierungsmehrheit für unabdingbar erachtet 
wurde, nicht anschließen. 

Wir Freiheitlichen werden daher der 
Budgetrede des Herrn Bundesministers für 
Finanzen aufmerksam folgen und nach der 
Rede des Herrn Dr. Androsch unter Hinter­
lassung eines Beobachters den Plenarsaal des 
Nationalrates verlassen. Warum, meine 
Damen und Herren? Weil die Anwesenheit 
der freiheitlichen Abgeordneten und das An­
hören der von der Regierungsmehrheit ge­
wählten Beantwortung der beiden dringlichen 
Anfragen der Oppositionsfraktionen die Zu­
stimmung zu der von der absoluten 
sozialistischen Regierungsmehrheit erzwun­
genen Vorgangsweise bedeuten würde. 

Hohes Hausl Es kann sicher nicht im Sinne 
der Schöpfer des Geschäftsordnungsgesetzes 
sein, die schärfste Waffe der OpposHlion, die 
dringliche Anfrage, so stumpf zu machen, wie 
es heute die Regierungsmehrheit durch die 
geschäftsordnungswidrige Auslegung des § 31 
versucht. Würde heute, meine Damen und 
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Peter 
Herren, nicht zufällig eine zweite Plenar­
sitzung des Nationalrates anberaumt sein, 
dann hätte es unter Umständen möglich sein 
können, daß die Beantwortung der beiden 
dringlichen Anfragen der Oppositionsfraktio­
nen durch den Herrn Bundeskanzler und die 
beiden interpellierten Herren Bundesminister 
vielleicht erst in dl'ei oder vier Wochen hätte 
stattfinden können. In dieser Weise kann 
sicher nicht im Sinne der Geschäftsordnung 
durch die sozialistische Regierungsmehrheit 
verfahren werden. 

Würden die freiheitlichen Abgeordneten 
dieser von der SPO-Regierungsmehrheit 
erzwungenen Vorgangsweise die Zustimmung 
erteilen, dann würde der heutige Modellfall, 
der durch die absolute Mehrheit der 
sozialistischen Fraktion herbeigeführt wurde, 
morgen und übermorgen wieder im National­
rat wiederholt werden können. Wir Freiheit­
lichen sind der Meinung, daß hier ein "Wehret 
den Anfängen" unerläßlich notwendig ist, und 
bitten um Verständnis für die von uns für 
notwendig erachtete Vorgangsweise. 

Aber nun auch ein kurzes Wort - weil es 
auch in den Bereich der Geschäftsordnung 
hineinfällt - zu einem Vorwurf der SPO­
Regierungsfraktion an die freiheitliche Oppo­
sitionsfraktion: Durch. die im Zusammenhang 
mit den beiden dringlichen Anfragen gewählte 
Vorgangsweise so argumentiert die 
sozialistische Mehrheitsfraktion - wäre der 
Bundesminister für Finanzen von dem für die 
Budgetrede üblichen Vormittagstermin auf 
einen späten Abendtermin abgedrängt worden. 
Und das - so interpreNerte man nicht wört­
lich, aber sinngemäß von Seite der SPO -
wäre eine unfa'ire Vorgangsweise - ich be­
ziehe es nur auf meine Fraktion - der frei­
heitlichen Opposition gewesen. 

Darf ich der Vollständigkeit halber, meine 
Damen und Herren, in Erinnerung rufen, daß 
seit Wochen nüchterne und richtige Budget­
zahlen in österreichischen Tageszeitungen ver­
öffentlicht worden sind, 

darf ich darauf verweisen, daß die 
Journalisten seit vorgestern im Besitz der 
Budgetrede des Herrn Bundesministers für 
Finanzen sind, 

und darf ich darauf verweisen, daß wir 
Abgeordneten erst heute in der Früh die 
Budgetrede des Herrn Dr. Androsch erhalten 
haben! 

Ich hätte das nicht einer Kr.it'ik unterzogen, 
wenn nicht die Journalisten - und das steht 
nidlt im Einklang mit der Geschäftsordnung -
bereits vom Finanzministerdum, von wem weiß 
ich nicht, über den Inhalt der Budgetrede in-

formiert worden wären. Und das, meine 
Damen und Herren, war mit einer der vielen 
Gründe, warum sich die freiheitliche Oppo­
sition gegen diese Vorgangsweise des Herrn 
Bundesministers für Finanzen mit einer dring­
lichen Anfrage - im Zusammenwirken mit 
der Osterreichischen Volkspartei - neben 
dem ebenso aktuellen Inflationsanlaß zur 
Wehr zu setzen versuchte. 

Sie brauchen nur diese morgige Zeitung zur 
Hand zu nehmen, meine Damen und Herren, 
um daraus zu entnehmen, was im Parlament 
nach der Darstellung des Herrn Bundes­
ministers für Flinanzen heute bereits erfolgt 
wäre und geschehen sei. Nichts von dem, was 
der "Kurier" bereits den Lesern in der 
Nachtausgabe berichtet, ist bis zur Stunde 
geschehen, soweit es die Budgetrede des Herrn 
Bundesministers für Rinanzen betrifft. 

Ich räume aber ein, daß der Herr Bundes­
minister für Finanzen mit seiner 15-Uhr­
Pressekonferenz des heutigen Tages in for­
maler Hinsicht 1m Recht ist. Denn: Das Budget 
wurde auf Grund des Beschlusses, der ün der 
Vormittagssitzung gefaßt wurde, in Behand­
lung genommen, und es ist daher formalrecht­
lich 1n Behandlung. 

Nur eines, Hohes Haus, lassen Sie mich 
noch festhalten. Bisher sind schwierige 
Situationen dieser Art, sind schwerwiegende 
Meinungsverschiedenheiten und Gegensätze 
dieser Art in der Präsidialkonferenz des 
Nationalrates nicht nur von der formalen 
Seite, sondern ebenso von der materiellen 
Seite diskutiert und bereinigt worden. Formal­
rechtHch mag das eine oder andere für die 
Regierungsmehrheit zu Buche stehen. 
Materiellrechtl.ich ist die heutige Vorgangs­
weise der sozial!istischen Mehrheitsfraktion 
vom Anfang bis zum Ende nicht zu decken. 
(Zustimmung bei der FPO.) 

Zum ersten Mal, meine Damen und Herren, 
war es nicht möglich, eine Einigung in Form 
eines demokratischen Kompromisses in der 
Präs'idialkonferenz zu erzielen, weil eben die 
absolute sozialistische Mehrheitsfraktion nicht 
vom Standpunkt des Rechtes, sondern vom 
Standpunkt ihrer Macht argumentierte. Wlir 
Freiheitlichen werden uns vor dieser 
sozial'istischen Machtausübung nicht beugen. 
Wir werden mit allen in der Geschäftsordnung 
verfügbaren demokratischen Möglichkeiten 
dieser sozialistischen Machtanwendung ent­
gegentreten. Würden wir FreiheiHichen heute 
die Beugung der Geschäftsordnung im Sinne 
des § 31 nach sozialistischer Auslegung zur 
Kenntnis nehmen, dann würden wir hier den 
Anfängen nicht nur nicht wehren, sondern zu 
einer Entwicklung ja sagen, die sich noch weit-
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Peter 
aus ärger gestalten kann als das, was uns 
heute von seiten des Herrn Bu~deskanzlers, 
des Herrn Bundesministers für Finanzen und 
des partei unabhängigen Fachministers Lütgen­
dorf geboten wurde. 

Es ist durchaus keine Mißachtung der 
Demokratie und schon gar keine Mißachtung 
des Hohen Hauses, wenn wir zu der sozialisti­
schen Vorgangsweise bei der Beantwortung 
zweier dringlicher Anfragen durch die 
sozialistische Mehrheitsfraktion, aber auch 
durch den Herrn Bundeskanzler, durch den 
Herrn Bundesminister für Finanzen und durch 
den Herrn Bundesminister für Landes­
verteidigung in der gewählten Form nein 
sagen. Wir Freiheitlichen werden bei der ver­
späteten Beantwortung dieser beiden dring­
lichen Anfragen nicht mehr im Plenum an­
wesend sein. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Gratz. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Gratz (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus I Ich werde sowohl auf die for­
mellen wie auf die materiellen Argumente 
eingehen, aber lassen Sie mich einleitend 
zuerst sagen: 

Wir haben noch gestern abend - denn 
heute früh sind schon Ankündigungen in Zei­
tungen erschienen - erwartet, daß die Oppo­
sition selbstverständlich, denn dazu sind die 
Monate Oktober, November, Dezember 
geradezu da, das Budget von ihrem Stand­
punkt aus erbarmungslos zerpflücken wird; 
wir haben nur ebenso erwartet, daß sie zu­
lassen wird, daß es vorher auf eine anständige 
Art wie in den letzten 25 Jahren präsentiert 
wird. (Beifall bei der SPO. - Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Hohes Haus! Ich beschäfbige mich nunmehr 
,mit der formellen Seite. Wir werden noch 
sehr viel Zeit haben, wo ich keine Redezeit­
beschränkung habe, auch im lebhaften Zwie­
gespräch zu diskutieren. Heute muß ich mich 
an meine zehn Minuten halten. 

Ich beschäftige mich mit der formellen Seite 
und stelle nur folgende Frage: 

§ 71 Abs. 3 der Geschäftsordnung sagt über 
die Beantwortung der schriftlichen An­
fragen und die dringliche Anfrage 
ist eine schriftliche Anfrage, über die eine 
Debatte abgeführt wird -, daß "der Befragte 
innerhalb von zwei Monaten mündlich oder 
schriftlich Antwort zu geben hat". Wenn er 
mündlich Antwort geben kann - und man 
würde der Theorie folgen, daß er sich nicht 
außerhalb der Tagesordnung zu Wort melden 
kann als Regierungsmitglied -, dann stünde 
er hier unter einer Geschäftsordnungs-

verpflichtung, die er formell nach Ihrem 
Rechtsstandpunkt überhaupt nidlt erfüllen 
könnte, wenn zwei Monate kein einschlägiger' 
Tagesordnungspunkt auf einer der Tagesord­
nungen des -Hohen Hauses steht. Daher ist 
unserer Ansicht formell die Vorgangsweise 
eindeutig und richtig und list auch in der 
Vergangenheit oft genug vorgenommen wor­
den. 

Ich kann mich noch erinnern, daß einer der 
Präsidenten, als unter Berufung auf diesen 
§ 71 Abs. 3 die Vorsitzende eines Ausschusses 
mündlich Antwort gab, auf die Beschwerden 
damals sagte: "Es muß halt jedem zur 
Geschäftsordnung etwas einfallen." Und jetzt 
komme ich gleiCh zum materiellen Teil. 

Sie haben sich, wie gesagt, etwas einfallen 
lassen. Kollege Peter hat das ja zugegeben, 
daß es eine Art Revanche für angeblich vor­
zeitige Veröffentlichungen des Finanz­
ministers und für vorzeitiges Austeilen seiner 
Rede war; dazu wird er siCher selbst Stellung 
nehmen. 

Sie haben also entweder aus einer Revanche 
heraus oder aus dem Gefühl, wie es auch in 
einigen Zeitungen stand, man werde der 
Regierungspartei die Präsentation des Budgets 
schon versalzen, nunmehr etwas getan, was 
nach der Geschäftsordnung vollkommen 
korrekt ist. Sie haben zwei dringliche An­
fragen eingebracht, und Sie haben sich dann, 
als wir erklärt haben, wir werden daran 
wegen des Motivs hinter den dringlichen An-. 
fragen nicht teilnehmen, auf den Geist der 
Geschäftsordnung berufen, daß es das bisher 
noch nicht gegeben habe. 

Da kann ich Ihnen nur sagen: Wenn wir 
Geister anrufen, dann gibt es auch einen Geist 
von Vereinbarungen über Sitzungen. Sie 
haben richtig gesagt, Herr Professor Dr. Koren, 
in der Präsidialkonferenz wurde es nicht ver­
einbart, es wurde nur die Tagesordnung ver­
einbart. Es wurde nicht vereinbart, selbst­
verständlich nicht, daß in der ersten Sitzung 
keine dringlichen Anfragen kommen - das 
wäre Ihr gutes Recht, selbstverständlich -, 
es wurde nicht vereinbart, daß der Finanz­
minister noch vormittag sein Budget präsen­
tieren kann. 

Das ist alles richtig. Schreiben Sie es meiner 
Naivität zu, daß ich geglaubt habe, daß die 
Prozedur der letzten 25 Jahre fortgesetzt wird. 

Aber zu dieser Präsentation des Budgets 
möchte ich noch eines sagen: Es ist. wie 
gesagt, völlig in Ordnung, das Budget sachlich, 
inhaltlich, materiell in alle seine Teile zu 
zerlegen. Dazu ist die Budgetdebatte da. Aber 
man soll dem Finanzminister die Möglichkeit 
geben, es zu präsentieren. (Ruf: Hat er!) 
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Gratz 
Herr Professor Korenl Sie haben vormittag lungsweise abzuweichen, die einmalig ist und 

gesagt: Auch wir haben dringliche Anfragen die für die Anfragenden eine eindeutige 
im Zusammenhang mit einer Budgetrede, Ihrer Provokation darstellt, indem die Antwort auf 
Budgetrede im Jahre 1969, eingebracht. Das ist die gestellten Fragen verweigert, die Teil­
richtig. Aber jetzt komme ich auf das zurück, nahme an der Debatte praktisch aus­
was Kollege Peter auch gesagt hat: Wäre nicht geschlossen wurde, mit anderen Worten: daß 
zufällig eine zweite Plenarsitzung heute, dann s.ich eine Bundesregierung 'in einer achtstün­
würden die Fragen überhaupt nicht beant- digen Debatte alle Vorwürfe, Kritik und 
wortet. Wäre nicht zufällig eine zweite Plenar- Fragen an den Kopf werfen läßt, ohne auch 
sitzung, dann wären beide dringliChen An- nur mit einer Wimper zu zucken und zu ant­
fragen nach der Budgetrede des Finanz- worten. 
ministers drangekommen, und das ist etwas, Sie, Herr Kollege Gratz, haben mir nun 
was wir selbstverständlich akzept'iert hätten. die Aufklärung dafür gegeben: 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Sie haben beleidigt reagiert, weil eine 
ICh sage daher abschließend nur nochmals: Opposition es gewagt hat, eine Erklärung 

Formell ist unserer Ansicht nach die Vorgangs- zu einem Gesetz, das nichts anderes ist als 
weise in Ordnung. Wir bedauern, daß die Her- jedes andere Gesetz auch, auf einen späteren 
ren Abgeordneten der Freiheitlichen Partei die Zeitpunkt zu verdrängen i weil w.ir die 
Antworten aus, wie sie sagen, formellen Grün- Situation, die nicht w.ir geschaffen haben, Herr 

. den nicht anhören können. Wir bedauern es Kollege Gratz, sondern die sich aus einem 
wirklich, denn sosehr wir geschlossen der Versäumnis bei der Einbringung von Regie­
Ansicht waren, bei Ihrer Taktik des Hinaus- rungsvorlagen ergeben hat, die also eine 
schiebens der Budgetrede des Finanzmin1sters zweite Sitzung notwendig machte, für eine 
nicht mitzutun, daß wir hier nicht mittun dringliche Anfrage genützt haben. Sie haben 
wollten, so sehr waren wir der Meinung, daß eindeutig zu erkennen gegeben, daß es eine 
das Hohe Haus noch am gleichen Tag An- Beleidigten-Reaktion war. Sie haben sich schon 
spruch auf Antwort von seiten der befragten so in die Regierungstätigkeit hineingedacht, 
Regierungsmitglieder hat. (Beifall bei der daß offenbar die Budgetrede für Sie ein hei-
SPtJ.) liger Akt ist, der keinerlei Störung und keiner-

Sowohl die Budgetrede als auch die Ant- lei Kritik unterliegen darf. 
worten der Regierungsmitglieder wie auch eine - Das, Herr Klubobmann Gratz, ist vorläufig 
harte Auseinandersetzung darüber wären jetzt noch nicht der Stil, den wir in diesem Haus 
wahrscheinlich senon vorbei, wenn Sie nicht zu pflegen wünschen. (Beifall bei der OVP.) 
aus taktischen Gründen Wert darauf gelegt 
hätten, daß die dringlichen Anfragen Sie haben mir vorgeworfen und festgestellt, 

Sie hätten erwartet, daß sich diese dringlichen justament vor der Rede des Finanzministers 
drankommen müssen. (Zustimmung bei der Anfragen in einer anständigen Art abspielen. 

(Abg. G rat z: Nein, das habe ich nicht/) Ich 
SPO.) habe ausdrücklich mitgeschrieben: Sie haben 

Meine Damen und Herren I Ich appelliere erklärt, Sie hätten erwartet, daß siCh die Ein­
meinerseits an Sie, die formellen Gründe bringung dieser dringlichen Anfragen in einer 
zurückzustellen, bei aller Redltsverwahrung, anständigen Art abspielen wird (Rufe bei der 
und die Antworten, die Sie urgiert haben, SPtJ: Der Budgeteinbringung/), nämlich in der 
anzuhören, und ich appelliere an Sie - oder zweiten Sitzung. Sie haben die Tatsache, daß 
ich ersuche Sie, das 'ist kein Appell -, ich wir diese Anfragen in der ersten Sitzung ein­
ersuche Sie, nicht von seiten der Opposition, gebracht haben, als einen unanständigen Akt 
wenn Ihnen eine taktische Offensive miß- betrachtet. (Abg. G rat z: Ich zeige es Ihnen! 
lungen ist (Heiterkeit bei den Oppositions- Ich habe es wirklich nicht so gesagtl) Dann 
parteien), die Demokratie in Gefahr zu sehen. nehme ich zur Kenntnis, daß Sie es nicht 
(Lebhafter Beifall bei der SPO.) gesagt haben, und halte das fest. 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet Aber Sie haben ebenso festgestellt, daß 
ist der Abgeordnete Dr. Koren. Ich erteile es sozusagen Vereinbarungen hier niCht ein­
ihm. gehalten worden sind, weil wir in die erste 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Ich habe 
heute vormittag vergeblich überlegt, was die 
so~ialistische Fraktion und die Bundes­
regierung veranlaßt haben könnte, bei der 
Behandlung von dringlichen Anfragen in einer 
Art von der seit Jahrzehnten üblichen Behand-

Sitzung mit dringlichen Anfragen - was Sie 
formal gar nicht bestritten haben - gegangen 
sind. Dazu nur eine kleine Feststellung, die 
ich Ihnen schon in der Präsidialkonferenz 
gegeben habe: 

Die beiden dr:inglichen Anfragen waren 
keine Revanche, waren kein Bosheitsakt 

264 

46. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 37

www.parlament.gv.at



3802 Nationalrat XIII. GP - 46. Sitzung - 18. Oktober 1972 

Dr. Koren 
(Rufe bei der SPO: Was denn?), meine Damen 
und Herren von der sozialistischen Fraktion, 
sondern waren die Behandlung von Themen, 
die seit dem Sommer der österreichischen 
Bevölkerung unter den Nägeln brennen, nur 
Ihnen offenbar nicht! (Beifall bei OVP und 
FPO.j 

Die Vorbereitung dieses Themas - das 
haben wir in unseren Anfragen ja auch zum 
Ausdruck gebracht - list zu einem guten Teil 
durch das Verhalten der Bundesregierung, ins­
besondere des Bundeskanzlers und des Finanz­
ministers, ausgelöst worden, die in einem Maß, 
wie es in der Vergangenheit noch nie da­
gewesen ist, Jn den Wochen und Monaten 
vor der Budgetrede und vor der Budgetdebatte 
die österreichische Bevölkerung über Inhalt, 
Umfang und Zahlen des Budgetentwurfes 
informiert haben. Daß daraus, nachdem diese 
Zahlen, wie heute schon festgestellt wurde, 
widersirrifclilidi . tirid--ilIChCklar waren, eine 
Opposition wohl mit vollem Recht Anfagen 
ableitet, darf ich doch außer Diskussion 
stellen. 

Anders ist es mit Ihrem Verhalten heute 
bei diesen dringlichen Anfragen. Dieses Ver­
halten war einmaLig! Wir haben - hier kann 
ich mich nur der Auffassung des Erstredners, 
des Herrn Klubobmannes Peter, anschlJeßen -
in der Präsidialsitzung keine Einigung aus 
diesem Konflikt gefunden. Es ist, seit ich 
diesem Gremium angehöre, das erste Mal. 
Denn bisher war es immer noch, auch in 
schwierigen Situationen, möglich, wie etwa 
am 7. Juli dieses Jahres, eine gemeinsame 
Auffassung in Auslegungsfragen der 
Geschäftsordnung zu finden. 

War waren damals schon bestürzt über die 
Art, in der nun strittige Fragen, die in unserer 
Geschäftsordnung leider in großer Zahl vor­
handen sind, einseitig ausgelegt werden, auch 
wenn diese Auslegung der Tradition und dem 
bisherigen Verhalten lin diesem Haus ein­
deutig widerspricht. Wir - sowohl die Frei­
heitliche Partei wie wir - konnten der Auf­
fassung nicht beipflichten, daß die Beant­
wortung einer von uns lin der vorigen Sitzung 
gestellten dringlichen Anfrage nun in der 
nächstfolgenden Sitzung einfach unter Bezug­
nahme auf § 31 stattfinden kann. 

Hohes Haus! Deshalb schließe ich mich auch 
der Auffassung und dem Verhalten, das schon 
zum Ausdruck gebracht worden war, mit fol­
gender Begründung an: 

Die Debatte über die dringlichen Anfragen, 
die wir heute mcirgen eingebracht und abge­
führt haben, ist geschlossen. Die Sitzung, in 
der diese Debatte stattgefunden hat und in 
der die Bundesregierung acht Stunden Zeit 

gehabt hätte, die von uns gestellten Fragen 
zu beantworten, auf unsere Argumente zu 
erwidern oder einzugehen - diese Sitzung 
:ist vorüber. 

Da wir aber nicht der gleichen Auffassung 
über die Auslegung des § 31 sein können, 
werden auch wir die Antwort hier nicht mehr 
hören. Ich behalte mir vor, zu gegebener Zeit 
eine Debatte über diese Antworten mit den 
inder Geschäftsordnung möglichen Mitteln 
herbeizuführen. (Beifall bei OVP und FPtJ.) 

Erklärung des Bundesministers für Finanzen 
zur Regierungsvorlage betreffend das Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1973 (460 und Zu 

460 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen in die 
Tagesordnung ein: Erklärung des Bundesmini­
sters für Finanzen zur Regierungsvorlage be­
treffend das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 
1973 (460 und Zu 460 der Beilagen). 

Ich erteile dem Herrn Finanzminister das 
Wort. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Im Buch der 
wirtschaftlichen Entwicklung unseres Landes 
ist eine neue Seite aufgeschlagen. (Rufe bei 
der OVP: Preissteigerungen! Inflation!) Oster­
reich konnte sein Naheverhältnis zu den Euro­
päischen Gemeinschaften klären. Die Ernte 
zehn Jahre lang dauernder Bemühungen ist 
eingebracht. Der österreichischen Wirtschaft 
sind große Chancen weiterer dynamischer Ent­
wicklung erschlossen, die - werden sie ge­
nutzt - den Lebensstandard unserer gesam­
ten Bevölkerung ständig verbessern. (Beifall 
bei der SPO.) 

Diese historische Entscheidung findet im 
Budgetentwurf für 1973 ebenso ihren Nieder­
schlag wie die Umstellung unseres Umsatz­
steuersystems auf die europakonforme Mehr­
wertsteuer, wie die große Reform der Ein­
kommensteuer und wie der mit den Gebiets­
körperschaften für die nächsten sechs Jahre 
im Sinne einer zeitbezogenen Leistungs­
gemeinschaft vereinbarte Finanzausgleich. 

Das Budget 1973 ist daher das finanzielle 
Spiegelbild großer und einschneidender Re­
formen. Es ist weder mit den Budgets ver­
gangener Jahre zu vergleichen (Rufe bei der 
OVP: Das stimmtI), noch wird man künftige 
Budgets mit gleichen Maßstäben messen kön­
nen. 

Das Budget 1973 ist aber auch Spiegelbild 
der zügig fortschreitenden Verwirklichung des 
Regierungsprogramms. Die über den bloßen 
Jahresablauf hinaus in die Zukunft gerichtete 

46. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)6 von 37

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 46. Sitzung - 18. Oktober 1972 3803 

Bundesminister Dr. Androsdl 
Politik findet ,im vorliegenden Bundesbudget 
ihren klaren Ausdrude 

Dieses Budget ist aber auch Ausdruck 
aktueller wirtschaftspolitischer N otwendigkei­
ten. Es wurde daher unter strenger Beachtung 
der stabilitätspolitischen Bemühungen erstellt. 
(Widerspruch bei der OVP.) 

Trotzdem konnte dieses Budget der Refor­
men und der weitreichenden gesellschafts­
und wirtschaftspolitischen Entscheidungen im 
Kabinett bereits am 19. September 1972 be­
sdllossen werden. Das ist der früheste je 
für eine Beschlußfassung erreichte Zeitpunkt. 

Gestatten Sie daher, daß ich meinen Regie­
rungskollegen für das große Verständnis und 
die bewiesene Kooperation ebenso herzlich 
danke wie den mit den Vorbereitungsarbeiten 
zum Budget befaßten Beamten für ihre zielfüh­
rende Tätigkeit. (Beifall bei deI SPO.) 

Hohes Haust EWG-Arrangement, Steuer­
reform und Finanzausgleich mit einem Ein­
nahmenausfall von etwa 5 bis 6 Milliarden 
Schilling in einem einzigen Bundesbudget zu 
verkraften war nur auf der Basis der in den 
letzten Jahren erfolgten Konsolidierung und 
der wirtschaftspolitischen Erfolge möglich. 

Die konjunkturelle Ausgangssituation für 
die Erstellung des Bundesvoranschlages 1973 
ist vom Bild des ungebrochenen wirtschaft­
lichen Aufschwunges geprägt. Dazu einige 
Beispiele: 

Die reale Wirtschaftswachstumsrate, die mit 
7,8 Prozent im Jahr 1970 außerordentlich hoch 
ausfiel, erreichte im Jahr 1971 5,2 Prozent. 
Für das laufende Jahr waren ursprünglich nur 
etwas über 4 Prozent prognostiziert worden, 
doch wird nunmehr ein reales Wirtschafts­
wachstum von gut 5 Prozent erwartet. 

Das anhaltend kräftige Wachstum ,ist umso 
bemerkenswerter, als fast alle westlichen 
Industrieländer in den letzten Jahren einen 
mehr oder minder starken Konjunktureinbruch 
erlitten haben. Dementsprechend betrug das 
reale Wachstum im Durchschnitt der europä­
ischen OECD-Länder in den Jahren 1970 und 
1971 4,8 Prozent beziehungsweise 3,4 Prozent. 
Es lag damit sehr deutlich unter dem öster­
reichischen Ergebnis. 

Der außerordentlich günstigen Wachstums­
lage entspricht eine in der Zweiten Republik 
bisher nicht erreichte Ausweitung des Beschäf­
tigungsstandes. Die Zahl der unselbständig 
'Erwerbstätigen nahm im Jahr 1971 um 
65.700 oder 2,7 Prozent zu und erreichte Ende 
August 1972 mit 2,558.100 Beschäftigten einen 
neuen Rekordstand. 

Gleichzeitig ging die Zahl der Arbeitslosen 
ständig zurück. Sie verminderte sich um 8700, 
1971 neuerlich um 6550 Personen. 

Erstmalig arbeiteten im September 1972 
mehr als 208.000 Gastarbeiter in Gsterreich. 
Die Abwanderung österreichischer Arbeits­
kräfte in die Bundesrepublik Deutschland ist 
zurückgegangen; sie war im ersten Halbjahr 
1972 nur halb so hoch wie im Vorjahr. Außer­
dem konnten durch eine aktive Arbeitsmarkt­
politik wesentlich mehr inländische Arbeits­
kraftreserven mobilisiert werden als früher. 
Das gilt vor allem für die stärkere Eingliede­
rung weiblicher Arbeitskräfte und für Per­
sonen höherer Altersgruppen in den Arbeits­
prozeß sowie für eine Verringerung der Win­
terarbeitslosigkeit in der Bauw.irtschaft. 

Die außerordentlich günstige Wachstums­
und Beschäftigungslage wirkte sich in einer 
entsprechenden Verbesserung der Einkommen 
und in der Erhöhung des Wohlstandes der 
österreichischen Bevölkerung aus. (Beifall bei 
der SPO.) 

Die Summe der Löhne und Gehälter wuchs 
1971 um 15,3 Prozent und wird heuer voraus­
sichtlich um etwa 12 Prozent steigen. Sie nahm 
damit wesentlich stärker zu als in den voran­
gegangenen Jahren. 

Die Realeinkommen konnten trotz des Preis­
anstieges wesentlich verbessert werden. Die 
Löhne sind zum Beispiel im vergangenen Jahr 
real um über 7 Prozent gestiegen. 

Das führte zu einer weiteren Erhöhung des 
Lebensstandards, die etwa in folgenden Zah­
len zum Ausdruck kommt: Die Zahl der Fern­
sehapparate ist 1971 um 164.000 auf 1,589.000 
gestiegen und bis zum 1. August 1972 auf 
1,659.087 angewachsen. Die Zahl der Personen­
kraftwagen erhöhte sich 1971 um 128.000 auf 
über 1,325.000. Ein ähnlich großer Zuwachs 
wird für 1972 erwartet. 

Der private Konsum der Bevölkerung ist 
dank Mehrbeschäftigung und steigender Fami­
lieneinkommen real um durchschnittlich 6 Pro­
zent pro Jahr gewachsen. 

Die Wjrtschaft konnte ihre Kapazitäten ,in 
hohem Maße nutzen und ihre Produktion er­
heblich steigern. Für umfangreiche Investitio­
nen fand sie günstige finanzielle und markt­
mäßige Voraussetzungen vor. 

Besonders hervorzuheben ist die kräftige 
Dynamik der Industrie, die in den sechziger 
Jahren unter Struktur- und Anpassungs­
schwierigkeiten gelitten und nur wenig inve­
stiert hatte. Die lebhafte Investitionstätigkeit 
der Unternehmungen führt nunmehr zu einer 
erheblichen Erweiterung und Verbesserung 
ihrer Kapazitätsausstattung. 
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Die Nettoinvestitionen der Industrie waren 
im Durchschnitt der letzten vier Jahre real 
um die Hälfte höher als in den Jahren 1962 bis 
1968. 

Die Bruttoanlageinvestilionen sind im 
Durchschnitt der Jahre 1970 bis 1972 um 
18,4 Prozent gestiegen. Greift man die Indu­
strieinvestitionen heraus, so ergibt sich für 
die Zeit von 1970 bis 1972 ein absoluter Wert 
von 60 Milliarden Schilling, der um nahezu 
50 Prozent höher liegt als der Vergleichswert 
der Jahre 1966 bis einschließl,ich 1969. 

Alle diese bedeutenden volkswirtschaftli­
chen Ergebnisse basieren auf dem Klima des 
sozialen Friedens und der auf gegenseitigem 
Vertrauen aufbauenden Wirtschaftsgesinnung . 

Preisindex des Bruttonationalproduktes be­
trug die Preissteigerung 1970 4,4 und 1971 
5,6 Prozent. Damit lag sie deutlich unter dem 
Durchschnitt von 6,7 und 7,1 Prozent in den 
europäischen OECD-Staaten. 

Der im September dieses Jahres veröffent­
lichte Bericht der OECD über die öster­
reich.ische Wirtschaft kommt zu dem Ergebnis, 
daß der Kosten- und Preisanstieg zwar ein 
schwerwiegendes Problem darstellt, aber 
weder nach österreichischen noch nach inter­
nationalen Maßstäben dramatisch war. Tat­
sächlich konnten Teuerungswellen, die selbst 
stabilitäts bewußter Länder wie die Schweiz 
und die Bundesrepublik Deutschland erfaBten, 
vermieden werden. - Soweit der OECD­
Bericht. 

Dies führte auch zu einer hohen Geld­
kapitalbildung in der österreichischen Wirt­ Die ursprüngliche Einschätzung der kon­

junkturpolitischen Entwicklung hat sich inner­
----------------~- halb eines-knappen Jahres grundlegendge;;. schaft. 

Die Spareinlagen erreichten Ende August ändert. 
dieses Jahres einen Gesamtstand von 163 Mil­
liarden Schiling. Seit dem Beg,inn des Jahres 
1970 verzeichnen sie einen jahresdurchschnitt­
lichen Zuwachs um 15,9 Prozent. Die Höhe 
der Spareinlagen verdient umso größere Be­
achtung, als der private Konsum im Kon­
junkturverlauf eine sehr bedeutende Rolle 
spielte und sich außerdem eine Tendenz zu 
höheren Sparformen herausgeb.ildet hat. Das 
unterstreicht zum Beispiel die Tatsache, daß 
1971 neu begebene festverzinsliche Wert­
papiere im Ausmaß von 15,1 Milliarden Schil­
ling placiert werden konnten. Allein .im ersten 
Halbjahr 1972 hat der Markt bereits 11,1 Mil­
liarden Schilling aufgenommen. 

Hohes Haus! Die Wertschätzung, die eine 
Währung im Ausland genießt, .ist Spiegelbild 
der Stärke, der Entwicklungsmöglichkeiten 
und der Krisenfestigkeit einer Volkswirtschaft. 

Es ist gerade in einer Per:iode der Unsicher­
heit des Weltwährungssystems gelungen, die 
internationale Stellung und das internationale 
Ansehen des österreichischen Schilling ganz 
entscheidend zu festigen; er zählt heute zu 
den härtesten Währungen der Welt! (Beifall 
bei der SPO.) 

Diese Wirtschaftsentwick.lung j'st das Ergeb­
nis von Arbeitswillen und Fleiß, von Streb­
samkeit und Sparsamkeit der gesamten öster­
reichischen Bevölkerung. 

Das günstige gesamtwirtschaftliche Bild 
wird vom starken Preisauftrieb getrübt. 

Dabei muß beachtet werden, daß durch län­
gere Zeit hindurch die international über­
durchschnittlich hohe Wachstumsrate unseres 
Landes mit einer unterdurchschnittlichen Preis­
ste,igerungsrate verbunden war. Gemessen am 

Die konjunkturpolitische Linie mußte Ende 
1971 noch darauf gerichtet sein, im Interesse 
der Beschäftigungssicherung und Kapazitäts­
auslastung einer vom Ausland allenfalls auf 
Osterreich übergreifenden Abschwächung ent­
gegenzusteuern. Nun steht fest, daß die öster­
reichische Wirtschaft den internationalen Kon­
junktureinbruch der letzten zweieinhalb Jahre 
nicht mitgemacht hat, sondern ohne Unter­
brechung in eine neue Aufschwungsphase ein­
getreten ,ist. 

Für 1972 war von den Konjunkturforschern 
angenommen worden, daß die Steigerung des 
Verbraucherpreisindex im Jahresdurchschnitt 
etwas unter 5 Prozent bleiben werde, wobei 
vor allem für die zweite Jahreshälfte im Zu­
sammenhang mit einer Verflachung der realen 
Wachstumsrate mit einem merklichen Rück­
gang der Preisauftr.iebsrate gerechnet wurde. 

Die unerwartet lebhafte Konjunktur, Uber­
hitzungen in Teilbereichen der Wirtschaft, wie 
vor allem in der Bauwirtschaft, und nicht zu­
letzt der Umstand, daß Produzenten und Ver­
braucher eine weitere Verstärkung des Preis­
auftriebes erwarteten und ihr Verhalten dar­
auf einr,ichteten, bewirkten eine anhaltend 
hohe Preissteigerungsrate im Laufe des Jahres 
1972. Im Jahresdurchschnitt wird angenom­
men, daß der Verbraucherpreisindex mit 
6 Prozent über dem des Jahres 1971 liegen 
wird. 

Den Preisauftrieb einzudämmen war vom 
Beginn an eines der hauptsächlichen w.irt­
schaftspolitischen Ziele dieser Bundesregie­
rung. (Abg. 0 fe nb ö c k: Der reichtl) Dabei 
muß man sich darüber klar sein, daß die Be­
kämpfung des Preisauftriebes einen ständigen 
Prozeß stabilitätspolitischer Entscheidungen 
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verlangt. Daher sind Budgetvollzug, die Wäh­
rungspolitik, die Steuerpolitik und die Import­
politik in entscheidendem Maße in den Dienst 
de~ Preisauftriebsbekämpfung gestellt worden. 
(Beifall bei der SPO.) 

Angesichts der Belebung der internationalen 
Konjunktur hat die Bundesregierung daher 
ein zusätzliches Maßnahmenpaket zur Preis­
auftriebsdämpfung ausgearbeitet. Dieses Paket 
ergänzt die Aktivitäten, die unter dem speziel­
len Gesichtspunkt der Einführung der Mehr­
wertsteuer in die Wege geleitet wurden. 

Es enthält neben Maßnahmen der Global­
besteuerung auch solche, die lediglich einzelne 
Wirtschaftsbereiche betreffen. 

den Sparprozeß der Bevölkerung noch mehr 
,anzuregen. Die diesbezüglichen Verein­
barungen zwischen der Oesterreichischen 
Nationalbank, dem Kreditapparat und dem 
Bundesministerium für Finanzen stehen un­
mittelbar vor dem Abschluß. 

6. Zusätzlich zu anderen Zielen verfolgt die 
steuerliche Entlastung der Einkommen im 
Wege der Reform des Einkommensteuerrech­
tes einen stabilitätspolitischen Zweck. Den 
Wirtschaftspartnern wird dadurch ein stabHi­
tätsorientiertes Verhalten erleichtert. Die von 
der Steuersenkung ausgehenden zusätzlichen 
Nachfrageimpulse sollen dadurch eingedämmt 
werden, daß Konsumkredite knapp gehalten 
und zusätzliche Sparanreize geboten werden. 

Im einzelnen sieht es vor: 
7. Dazu kommt für die Waren des gewerb-

1. Stabilitäts orientierte Erstellung und Voll- lieh-industriellen Sektors ab 1. Oktober 1972 
ziehung des Bundeshaushaltes für 1973. eine 30prozentige Zollsenkung mit einem Aus-

2. Das kooordinierte Vorgehen mit den fall bei den Zolleinnahmen in der Größen-
anderen Gebietskörperschaften. ordnung von 400 bis 500 Millionen Schilling. 

Im Rahmen des koordinierten Vorgehens ist 
die Bauwirtschaft von besonderer Bedeutung. 

Die Nachfrage hat sich in diesem Bereich 
als äußerst unelastisch erwiesen, sodaß die 
hohen Preissteigerungen bisher zu keiner 
Rückstellung von Bauvorhaben führten. Zur 
Normalis.ierung dieser Entwicklung ist Zurück­
haltung bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
daher dringend notwendig. 

3. Ein weiteres Element der Stabilisierungs­
bemühungen bildet der Ausbau der Arbeits­
marktförderung. Durch die Förderung der 
Mobilität der Arbeitskräfte wird wesentlich 
zur Milderung des Personalkostendruckes auf 
die Wirtschaft beigetragen werden. 

4. Das neue Kartellrecht wird den Wett­
bewerb beleben. 

5. Die Geld- und Kreditpolitik setzt sich 
in ihren stabilitätspolitischen Bemühungen 
zum Ziel, 

überschüssige Liquidität im österreichischen 
Kreditapparat - sei sie ausländischer, sei sie 
heimischer Herkunft - zu einem bestimmten 
Teil stillzulegen, 

eine übermäßige Kreditgewährung einzu­
dämmen, 

eine Aufblähung des ,inländischen Geldum­
laufes durch hereinströmendes Auslandsgeld 
zu vermeiden, 

das Ansteigen der Bodenpreise nicht durch 
die Finanzierung von Grundstücksankäufen 
durch Ausländer noch zu fördern, 

durch eine höhere Verzinsung für länger­

Bei Weitergabe dieses Zollvorteiles muß sich 
eine beruhigende Wirkung auf das Preis­
niveau ergeben. 

Hohes Haus! Selbst bei aller Wirksamkeit 
dieser Maßnahmen muß eines klar sein: der 
Preisauftrieb .ist nicht nur ein nationales Pro­
blem! 

Der Seegang der Preisbewegungen hat sich 
weltweit ständig verstärkt. Es wäre eine 
Illusion oder es hieße eine Illusion zu wecken, 
würde man behaupten, ein kleines Schiff 
könne davon unbeeinflußt über das Wasser 
gleiten. Das Problem besteht v,ielmehr darin, 
gerade unter diesen Bedingungen mit fester 
Hand das Steuer zu führen und auf Kurs zu 
bleiben. Nichts kann dabei mehr schaden als 
Kopflosigkeit oder absichtlich herbeigeführte 
Panik. (Beifall bei der SPO.) 

Der Preisauftr.ieb ist ein internationales Pro­
blem und verlangt eine internationale Lösung! 
Die Bundesregierung wird über die Landes­
grenzen hinaus alle Möglichkeiten der Koope­
ration ausschöpfen. Realistisches Ziel einer 
internationalen Politik der Preisbekämpfung 
muß es sein, ein Höchstmaß an relativer Sta­
bilität sicherzustellen. 

Im einzelnen bedeutet das: 

1. Die wirtschaftspolitisChen Ziele, nämlich 
ausreichendes Wirtschaftswachstum, hoher 
Beschäftigtenstand, außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht, gerechtere Einkommensvertei­
lung und Geldwertstabilität, stehen vielfach 
zueinander im Widerspruch. Innerhalb dieses 
Spannungsfeldes kann nur ein relativer Aus­
gleich verwirklicht werden. 

fristig gebundene Spareinlagen und die Ver- 2. Die fortschreitende Integration der Volks­
besserung des Prämiensparförderungsgesetzes wirtschaften führt zu einem freien Güter- und 
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Leistungsverkehr, zu freiem Kapitalaustausch 
und zur Freizügigkeit der Arbeitskräfte. Den 
Vorteilen, die sich daraus für die Entfaltung 
der internationalen Arbeitsteilung ergeben, 
steht das Problem gegenüber, daß uner­
wünschte Erscheinungen, wie etwa der In­
flationsbazillus, leichter von einer Volkswirt­
schaft auf eine andere überspringen können. 

Kleine Länder werden von solchen Entwick­
lungen ,in der Regel stärker betroffen als grö­
ßere, weil sie sich ihnen auf Grund meist 
höherer Außenhandelsverflechtung nicht zu 
entziehen vermögen. Unter diesen Umständen 
absolute Stabilität zu versprechen, ist eine 
Täuschung. Sie wäre weder durch ein geringe­
res Wirtschaftswachstum noch durch eine Re­
duzierung der Beschäftigung zu erreichen. 
(Abg. Dr. K ei me 1: Aber bei der Wahl haben 
Sie es ve.rsprochen!) Der Erfolg wäre die 
moderne Krankheit der Wirtschaft, genannt 
"Stagflation". Das heißt stagnierende Wirt­
schaft und steigende Arbeitslosigkeit bei 
dennoch fortschreitender Geldentwertung. Bei­
spiele zeigen dies nur zu deutlich. 

Eine ebensowenig zielführende Therapie 
wäre ein Preis- und Lohnstopp. Auch dafür 
gibt es Beispiele. 

Im übrigen könnte ein kleines Land wie 
Osterreich eine solche Maßnahme überhaupt 
nur mit einer Fülle entliberalisierender und 
dirigistischer Maßnahmen durchführen. 
Andernfalls würde nämlich nur der externe 
Lohnsog, das heißt Abwanderung von Arbeits­
kräften, und der Gütersog, das heißt ,eine Art 
Ausverkauf an das Ausland, wirksam wer­
den. Noch größere Instabilität wäre die bit­
tere Konsequenz. 

Das Aneinanderrücken der einzelnen Volks­
wirtschaften hat jenen ,internationalen Preis­
zusammenhang bewirkt, in dem externe und 
interne Auftriebstendenzen einander wechsel­
seitig bedingen. Zudem trägt die gegenwärtig 
auzutreffende Marktkonstellation zum Auf­
trieb bei. Diese Konstellation reicht auf der 
e.inen Seite aus, Kostensteigerungen zu über­

zu kräftigen Inflationsimpulsen. Der unmittel­
bare Produktivitätsfortschritt ist im Dienst­
leistungssektor wesentlich geringer als in der 
Industrie und in der Landwirtschaft. Daher 
werden die im Zuge der produktivitätsorien­
tierten Lohnpolitik allgemein steigenden Per­
sonalkosten voll überwälzt werden. 

Diese knappe Darstellung ;leigt, daß sich 
die Wirtschaftspolitik an Realitäten orientie­
ren muß und keinen einseitigen Parolen folgen 
darf. 

3. Eine in relativen Begriffen verstandene 
Stabilität wird den Preissteigerungen stets 
auch die Verbesserung der realen Einkom­
mensverhältnisse gegenüberstellen. 

Relative Stabilität heißt daher: 
Geringerer Preis auftrieb als in den für uns 

wirtschaftlich wichtigen Ländern, 

bedeutet das Bemühen um bestmögliche 
Geldwerterhaltung unter Verhinderung von 
Arbeitslosigkeit und wirtschaftlicher Stagna­
tion und 

bedeutet schließlich Erhöhung der Realein­
kommen. 

Diese relative Stabilität zu erhalten,- ist in 
unserer gegenwärtigen Situation die vorran­
gige Aufgabe. Will sie erfolgreich sein, so 
muß sie die Mitwirkung aller am Wirtschafts­
prozeß Beteiligten mit einschließen. 

Darin besteht unsere Chance; nutzen wir 
sie nicht, so müßten schwere operative Ein­
griffe erforderlich werden, die erfahrungs­
gemäß nicht ohne Substanzverlust abgehen. 

Hohes Haus! Das Budget 1973 ,ist ein Bud­
get der Reformen. Es gibt in der Vergangen­
heit unserer Republik keinen Zeitabschnitt 
ähnlich großer und umfassender Reformen, die 
ihren materiellen und gesellschaftspolitischen 
Niederschlag in einem Haushaltsplan fanden: 

Mit der Umstellung unseres derzeitigen Um­
satzsteuersystems auf das der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, also auf die Mehr­
wertsteuer, und mit 

wälzen, und birgt andererseits nicht den der grundlegenden Neuordnung unseres 
Zwang in sich, dem Konsumenten Produktivi- Einkommensteuerrechtes sind die wichtigsten 
täts- und Rationalisierungsvorteile zu ver- Abschnitte einer großen Steuerreform ver-
güten. wirklicht. 

Wenig beachtet, aber als Strukturwandel Mit der Akkordierung eines neuen Finanz-
von immer größerer Bedeutung ist der stei- ausgleiches wurden die wachsenden Finan­
gende Anteil des Dienstleistungssektors am zierungsaufgaben der Gebietskörperschaften 
Bruttonationalprodukt. Darin kommt der für die nächsten sechs Jahre auf eine neue 
höhere Administrationsgrad der modernen Basis gestellt. 
Wirtschaft, aber auch die wachsende Nach- Schließlich werden mit dem Abschluß der 
frage nach Gütern des gehobenen Bedarfs zum Interimsabkommen und des Globalabkommens 
Ausdruck. Das Wachstum des tertiären Sek- mit den Europäischen Geme,inschaften der 
tors entzieht nicht nur der übrigen Wirt- österreichischen Wirtschaft alle Chancen des 
schaft Arbeitskräfte, sondern führt überdies großen europäischen Marktes erschlossen. 
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Alle diese Reformen reichen weit über den' zur Umstellung der geltenden Umsatzsteuer 

Einjahreshorizont eines Bundesbudgets hinaus auf die Mehrwertsteuer wurde erstmals dem 
und markieren die Wegrichtung Osterreichs Hohen Haus im Jahr 1967 angekündigt. Tat­
in den siebziger und achtZliger Jahren. Bei der sächlich erfolgte aber die Vorlage eines begut­
Realisierung dieser Reformen hat sich die achtungsreifen Entwurfes erst am 11. Februar 
Bundesregierung in Wahrnehmung ihrer Ver- 1971. Nach ausführlichen, 16 Monate dauern­
antwortung gegenüber der Gesamtheit der Be- den Diskussionen und Beratungen konnte das 
völkerung von ihren gesellschafts-, wirt- neue Umsatzsteuergesetz schließlkh am 
schafts- und sozialpolitischen Wertvorstellun- 15. Juni dieses Jahres vorn Nationalrat ver­
gen leiten lassen. abschiedet werden. Mit der Zustimmung zur 

Daher wird eine Steuerreform Realität, die 
sozial gerecht ist, ohne leistungshemmend zu 
sein. Daher wird ein Finanzausgleich Realität, 
der eine optimale Leistungsgemeinschaft 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden zum 
Ausbau und zur Verbesserung der Gemein­
schaftseinrichtungen ermöglicht. Daher wird 
ein Abkommen mit der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft Realität, das der gesamten 
österreichischen Wirtschaft neue Aufstiegs­
chancen erschließt und damit zur Erhaltung 
der Vollbeschäftigung und zur ständigen Meh­
rung unseres Wohlstandes beiträgt. 

Alle diese Reformen 
matel1iellen Niederschlag 
anschlag für 1973. 

finden ihren 
im Bundesvor-

Hohes Haus! Die EWG-Länder haben sich 
bekanntlich im Vertrag von Rom entschlossen, 
beim Aufbau eines gemeinsamen Steuer­
systems zunächst bei den Betriebs- und Ver­
brauchsteuern, vor allem aber bei der Umsatz­
steuer zu beginnen. Aller Voraussicht nach 
werden bis zum 1. April 1973 alle neun Voll­
mitgliedstaaten der EWG auf die Mehrwert­
steuer umgestellt haben. In Osterreich hat der 
Nationalrat das neue Umsatzsteuergesetz noch 
vor dem Sommer beschlossen und damit zeit­
gerecht auf dem Gebiet des Umsatzsteuer­
rechtes europareife Voraussetzungen ge­
schaffen. 

Die Kritik, die von :internationaler Seite am 
geltenden österreichischen Umsatzsteuer­
system geübt wurde, setzte schon sehr früh 
ein. Die von der ehemaligen OEEC ange­
nommenen Verbotsregelungen für Ausfuhr­
subventionen, darunter auch für erhöhte Um­
satzsteuerrückvergütungen, wurden im Jahr 
1962 vorn GATT in eine besondere Deklara­
tion übernommen, die im gleichen Jahr vom 
österreichoischen Nationalrat verfassungsmäßig 
genehmigt wurde. 

Die grundsätzliche Problematik des öster­
reichischen Umsatzsteuersystems wurde 
jedoch auch damit nicht beseitigt. Es bestand 
damals schon kaum ein Zweifel darüber, daß 
Osterreich, wollte es seine Handelsbeziehun­
gen zu den europäischen Industriestaaten 
nicht unnötig belasten, sein Umsatzsteuer­
system reformieren muß. Ein Gesetzentwurf 

Mehrwertsteuervorlage haben alle jene, die 
ein Naheverhältnis Osterreichs zu den Euro­
päischen Gemeinschaften gutheißen, einen 
Schritt der Logik vollzogen. 

Hohes Haus! Eine so gewaltige Reform 
bringt für einen absehbaren Zeitraum zweifel­
los Umstellungs- und Anpassungsschwierig­
keiten mit sich. Je rascher diese überwunden 
werden können, umso schneller kommen für 
die Wirtschaft die Vorteile des neuen Systems 
zum Tragen. 

Der Nationalrat hat daher in einer Ent­
schließung die Bundesregierung aufgefordert, 
für eine umfassende Aufklärung der Bevöl­
kerung zu sorgen. In Befolgung dessen hat 
das Bundesministerium für Finanzen eine ein­
gehende Aufklärungskampagne eingeleitet, 
die unter Ausnützung aller Informations- und 
Werbemittelkonsumenten und Produzenten 
auf die Umstellung vorbereiten wird. Kern­
stück der Maßnahmen wird jedoch die aktive 
Einschaltung der Finanzämter in die Auf­
klärung der Steuerpflichtigen sein. In ins­
gesamt 299 Vortragsabenden werden Beamte 
der Finanzverwaltung das neue Umsatzsteuer­
system erläutern. 

Sachkundige und objektive Kritiker aus dem 
In- und Ausland haben wiederholt bestätigt, 
daß das neue österreichische Umsatzsteuer­
recht ein gutes und gelungenes Gesetzeswerk 
ist. Trotzdem wird eine Re,jhe von Detail­
fragen offenbleiben, die erst aus der Praxis 
heraus beantwortet werden können. 

Ein Durchführungserlaß, der derzeit in 
meinem Ressort ausgearbeitet und Ende dieses 
Monats vorliegen wird, wird sicherlich zur 
Klärung vieler Vorfragen beitragen. Er wird 
außerdem die Bereitschaft der Finanzverwal­
tung unterstreichen, in der Zeit der Einführung 
und Umstellung auf das neue Umsatzsteuer­
system im Rahmen der gesetzlichen Möglich­
keiten Versäumnisse und Irrtümer der Steuer­
pflichtigen mit größtmöglichem Entgegen­
kommen zu behandeln. 

Hohes Haus! Der Ministerrat hat in seiner 
Sitzung vom 10. Oktober dieses Jahres ein 
neues und modernes Einkommensteuergesetz 
beschlossen und dem Hohen Haus zur par­
lamentapischen Beratung zugeleitet. Zusam-
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men mit der Umstellung auf die Mehrwert­
steuer erfolgt somit zum 1. Jänner 1973 die 
bisher umfassendste Steuerreform in der Ge­
schichte unserer Republik. 

Die Bundesregierung hat nie Zweifel 
darüber gelassen, daß ihre gesellschafts­
politischen Wertvorstellungen in einer so um­
fassenden Reform ihren Niederschlag finden 
werden. Daher war sie um eine Steuerreform 
im Spannungsfeld zwischen sozialer Gerech­
tigkeit, leistungsfördernder Progressions­
milderung und fiskalischer Verantwortldchkeit 
bemüht. 

Das neue Einkommensteuerrecht ist sozial 
gerechter, weil das System der Freibeträge, 
das kleinere und mittlere Einkommen benach­
teiligt, durch das gerechtere System der Ab­
setzbeträge ersetzt wird, weil erstmals für 
Arbeitnehmer und für Pensionisten Absetz­
beträge vorgesehen sind und weil schließlich 
der Grundsatz, daß jedes Kind im gleichen 
Ausmaß als förderungswürdig gilt, bis an die 
Grenze des fiskalisch Vertretbaren verwirk­
licht ist. 

Das neue Einkommensteuerrecht jst lei­
stungsgerechter, weil die unzeitgemäße Haus­
haltsbesteuerung durch die moderne Indivi­
dualbesteuerung ersetzt, die unterschiedliche 
Belastung zwischen den Steuerpflichtigen der 
Gruppe A und jenen der Gruppe B verringert 
und weil der Spitzensteuersatz gesenkt wird 
und auch die Einkommen hochqualifizierter 
Führungskräfte steuerlich entlastet werden. 
Darüber hinaus ist diese Reform ein wesent­
licher Beitrag zur Verwaltungsvereinfachung. 

Hohes Hausl Mit der sogenannten kleinen 
Steuerreform zum 1. Jänner 1971, der Vor­
leistung im heurigen Jahr und den Aus­
wirkungen der großen Reform zum 1. Jänner 
1973 hat diese Bundesregierung innerhalb von 
drei Jahren die Einkommen der öster­
reichischen Bevölkerung steuerlich um rund 
8,5 Milliarden Schilling entlastet. (Beifall bei 
der SPO.) 

Hohes Haus! Die Finanzverfassung 1948 hat 
die Aufteilung der Besteuerungsrechte und der 
Abgabenrechte aus guten Gründen der 
Bundesgesetzgebung übertragen. Damit ist die 
Voraussetzung für eine dem Staatsganzen 
gerecht werdende Budgetpolitik geschaffen. 
Diese Sonderstellung des Bundes verpflichtet 
den Bundesgesetzgeber auch zur besonderen 
Berücksichtigung der Interessen und Bedürf­
nisse der nachgeordneten Gebietskörper­
schaften. 

Die Bundesregierung mußte bei der Vor­
bereitung des neuen, mit 1. Jänner 1973 in 
Kraft tretenden Finanzausgleichs von der Tat-

sache ausgehen, daß sich während der Gel­
tungsdauer des Finanzausgleichs 1967 die 
finanzielle Situation zahlreicher Gemeinden 
und Städte deuHich verschlechtert hat. Illu­
striert wird das durch die Tatsache, daß die 
Investitionen des Gemeindesektors in der Zeit 
von 1967 bis 1970 lediglich um 8 Prozent 
gestiegen und somit unter Berücksichtigung 
der Preissteigerungen real zurückgegangen 
sind. 

Die Verschuldung hat in vielen Fällen die 
von den Gemeindeaufsichts- und -kontroll­
behörden festgelegten Höchstgrenzen erreidlt. 

Im Zuge der wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Entwicklung ist den Ländern und 
Gemeinden eine Vielzahl von neuen, zum Teil 
außerordentlich kostspieligen Aufgaben er­
wachsen. Das gilt für den Umweltschutz 
ebenso wie für die erhöhten Ansprüche auf 
den Gebieten der Kinder-, Jugend-, Alten­
und Krankenbetreuung. 

Vor diesem Hintergrund hat die Bundes­
regierung bei der Reform des Flinanzausgleichs 
folgende Ziele zu verwirklichen getrachtet: 

Erstens: Eine zeitgemäße Reform des 
Finanzausgleichs muß zu einer Leistungs­
gemeinschaft für die Bereitstellung der öffent­
lichen Dienste und Gemeinschaftseinrichtun­
gen zwischen dem Bund und den Gebiets­
körperschaften führen. Daher müssen die vor­
handenen Finanzierungsmittel so verte.ilt 
werden, daß alle am Finanzausgleich betei­
ligten Partner ihre Aufgaben besser erfüllen 
können als bisher. 

Zweitens: Die Bundesregierung hat sich in 
ihrem Regierungsprogramm das Ziel gesetzt, 
das Einkommensgefälle zwischen Osterreich 
und den westeuropäischen Industrieländern 
abzubauen und Osterreichs Wirtschaft europa­
reif zu machen. 

Eine solche Politik darf sich nicht allein auf 
eine investitionsfreundliche Steuer- und Geld­
politik beschränken. Es sind vielmehr die Vor­
aussetzungen für eine dynamische Entwick­
lung dort zu schaffen und zu verbessern, wo 
die wertschöpfungsintensiven Industrie- und 
Gewerbebetriebe ihren Standort haben. 

Eine finanzpolitische Förderung des wirt­
schaftlichen Wachstums muß deshalb bei den 
regionalen Hauptträgern des Wirtschafts­
wachsturns einsetzen; das sind die Groß­
gemeinden und die Städte. 

Wir dürfen uns dabei aber nicht von einer 
zügellosen Wachstumsdynamik überrollen 
lassen, deren Konsequenz die Ver­
schlechterung der Lebensbedingungen in 
unseren Städten und Gemeinden wäre. Wer 
mit offenen Augen durch die Welt geht, wird 
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feststellen können, daß wir in unserem Land 
im wohltuenden Gegensatz zu vielen aus­
ländischen Beispielen den brutalen Einbruch 
einer immer feindlicher werdenden baulichen 
Umwelt - man denke nur an die erschrecken­
den Beispiele von stockhohen Stadtauto­
bahnen - in engen Grenzen halten konnten. 
Das ist zweifellos das Verdienst einer ver­
ständigen Kooperation der Gebietskörper­
schaften untereinander und ihrer Zusammen­
arbeit mit der Wirtschaft und der Bevöl­
kerung. 

Wir müssen aber im vollen Bewußtsein 
unserer Verantwortung auch für kommende 
Generationen dafür sorgen, daß der Bazillus 
der Entmenschlichung der Städte und Gemein­
den nicht auf uns übergreift. Das heißt aber 
auch, daß wir alles daransetzen müssen, dort, 
wo der technische Fortschritt bereits zur Last 
geworden ist, unsere Städte und Gemeinden 
wieder als lebenswerten Zusammenschluß 
menschlicher Gemeinschaften zurück.zuge­
winnen. 

Drittens: Ein Finanzausgleich, wie ihn diese 
Bundesregierung anstrebte, darf trotz allem 
bisher Gesagten nicht zu Lasten der kleineren 
ländlichen Gemeinden gehen. Bei steigendem 
Wohlstand und sinkender Arbeitszeit werden 
die ländlichen Gemeinden immer mehr zu 
einem Freizeit- und Erholungsraum. Sie 
werden dadurch Teilhaber der in den größeren 
Industriegemeinden geschaffenen Einkommen 
und erhöhen wesentlich die gesellschaftliche 
Rentabilität für die Stadt- und Industrie­
bevölkerung. 

Das heißt aber, daß die Gemeinschafts­
einrichtungen in zentralen Orten ausgebaut 
und verbessert werden müssen. Dazu gehören 

die Schaffung umweltgeschützter Erholungs­
räume, 

die Reinhaltung der Gewässer und der Luft 
sowie die Sicherstellung der Abwasser- und 
Müllbeseitigung, 

die Versorgung mit Bädern, Sportstätten 
und kulturellen Einrichtungen sowie 

der Ausbau der sozialen und ärztlichen 
Betreuung. 

Das alles bedeutet die Verbesserung der 
Qualität unserer Lebensverhältnisse! (Beifall 
bei der SPtJ.) 

Viertens: Es ist das Ziel der Regionalpolitik 
der Bundesregierung, den gesamtstaatIichen 
Zusammenhalt zu fördern und das regionale 
Entwicklungsgefälle abzubauen. Das heißt, es 
muß Chancengleichheit für alle Osterreicher 
erreicht werdenl Das ist nicht nur ein zentrales 
Anliegen der Gerechtigkeit, sondern gleicb.-

zeitig eine unabdingbare Voraussetzung für 
die Erfüllung eines wachstumsorientierten 
Finanzausg leiches. 

Funftens: Die Bundesregierung hat in ihrem 
Regierungsprogramm dem Umweltschutz eine 
hohe Priorität eingeräumt. Der neue Finanz­
ausgleich wird eines der Instrumente sein, 
durch das konkrete Voraussetzungen für diese 
wichtige Aufgabe geschaffen werden. 

Der neue Finanzausgleich bringt den Län­
dern und Gemeinden allein -im Jahr 1973 zu 
Lasten des Bundes zusätzliche Mittel in der 
Höhe von 1250 Millionen Schilling. Während 
der sechsjährigen Gültigkeitsdauer kommt den 
Gemeinden eine Mehrbeteiligung an der 
Pinanzausgleichsmasse im Ausmaß von mehr 
als 9 Milliarden Schilling zu. 

Hohes Hausl Vom großen englischen 
Geschichtsphilosophen Toynbee stammt das 
Wort, daß Kultur entsteht, wenn der Mensch 
herausgefordert wird und er dann auf die 
Fragen der Zeit eine Antwort findet. Die Zu­
kunft unserer staatlichen Entwicklung, unseres 
wirtschaftlichen Aufstiegs und die ständige 
Verbesserung der materiellen Verhältnisse 
aller unserer Mitbürger ist angesichts des 
Arrangements mit der EWG die europäische 
Herausforderung unserer Zeit. Sie besteht 
darin, daß wir unseren Wohlstand und unsere 
Lebensverhältnisse weiterhin erhöhen und 
verbessern können, wenn wir die Chancen 
wahrnehmen; sie birgt Gefahren in S'ich, die 
wir überwinden müssen. Das verlangt unseren 
ganzen Einsatz, unsere ganze Konzentration, 
unsere ganze Zielstrebigkeit. 

Die Hinwendung zum wirtschaftlich großen 
Europa ist kein gemütlicher Spaziergang. Viel­
mehr wird sie oft einer steilen Bergstraße 
gleidlen, auf der die rauhen Winde scharfer 
Konkurrenz wehen. Für die österreichische 
Wirtschaft bedeutet das eine manchmal harte 
Bewährungsprobe, die sie bestehen kann und 
bestehen wird. Eine europaorientierte Wirt­
schaftspolitik der Stabilität, der Vollbeschäfti­
gung und des Wachstums wird sie dabei unter­
stützen. 

Es wird ebenso an der österreidlisdlen Wirt­
schaft wie an den wirtschaftspolitischen Maß­
nahmen liegen, die Vorteile optimal zu nützen. 
Es wird darauf ankommen, durch ein 
moderneres Management, durch mehr For­
schung und Bildung, durch eine Revision der 
Produktions- und Investitionsprogramme, 
durch bessere Absatzorganisation im größeren 
europäischen Markt zu bestehen. 

Die Bundesregierung hat alle notwendigen 
Vorkehrungen dafür getroffen. Zusätzlich zum 
umfangreichen Katalog der Investitions-

265 
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förderung wird in nächster Zeit eine Reihe Hohes Hausl Erlauben Sie mir nun, daß 
neuer, entsprechender Maßnahmen anlaufen: ich die materielle Seite des Voranschlages 

die 30prozentige Sonderabschreibung zu­
sätzlich zur vorzeitigen Abschreibung, 

die Erweiterung des Investitionsfrei­
betrages, 

die Erweiterung der Investitionsrücklagen, 

die Förderung von Investitionen im Ausland 
und 

der Ausbau der Gewerbeförderung und der 
Exportförderung, um nur die wichtigsten zu 
nennen. 

Uberdies werden die vorhandenen Finan­
zierungseinrichtungen ausgebaut, durch eine 
Kapitalbeteiligungsgesellschaft erweitert, bes­
ser koordiniert und stärker auf integrations­
bedingte Anpassungen ausgerichtet· werden. 

Es handelt sich hier also um ein umfang­

erläutere. 
Millionen Schilling 

OrdentliChe Gebarung: 
Ausgaben .................... 134.122 
Einnahmen .. , .. . ... ...... ... 127.555 

Abgang. . . 6.567 

Außerordentliche Gebarung: 
Ausgaben .................... 4.950 
Einnahmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . 358 -----

Abgang. . . 4.592 

Ordentliche und außerordentliche 
Gebarung: 

Gesamtausgaben .............. 139.072 
Gesamteinnahmen ............ 127.913 

Gesamtgebarungsabgang ... 11.159 

reiches Paket von Maßnahmen, die die Zur konjunkturpolitischen Beurteilung 
Bundesregierung durchführen wird, um der dieses Bundesvoranschlages sei zunächst auf 
österreichischen W,irtschaft den Start im Markt das sich für 1972 abzeichnende Ergebnis hin­
der 300 Millionen zu erleichtern. (Beifall bei gewiesen. 
der SptJ.) Zu erleichtern! Denn die Chancen, 
die sich uns in diesem großen europäischen Auf Grund der beiden Budgetüber­
Markt bieten, müssen wir lalle selber nützen. schreitungsgesetze 1972 sowie auf Grund der 

durch die dynamische Entwicklung der öster-
Hohes Haus! Trotz des kurzen Zeitraumes, 

der zwischen der Unterzeichnung der Interims­
abkommen Osterreichs mit den Europäischen 
Gemeinschaften, ihrer parlamentarischen Ge­
nehmigung und ihrem Inkrafttreten - dem 
1. Oktober 1972 - gelegen ist, hat die öster­
reichische Zollverwaltung alle für die Durch­
führung dieser Abkommen erforderlichen Vor­
bereitungen zeitgerecht abgeschlossen.' Das 
diesbezügliche Durchführungsgesetz konnte 
der Nationalrat rechtzeitig besChließen. Ebenso 
rechtzeitig sind die zugehörige Durchführungs­
verordnung und eine Dienstanweisung an die 
Zollämter ergangen. Der kurze bisherige 
Erfahrungszeitraum zeigt, daß die Vorberei­
tungen erfolgreich waren. 

Die Vorbereitung und Durchführung der 
Reformen wäre ohne die ambitionierte Mit­
gestaltung und den großen Einsatz der 
Beamten der Finanzverwaltung niCht mögl'ich. 
Für diese Leistung gebührt ihnen ebenso wie 
für die Erfüllung der laufenden Aufgaben 
unser Dank und unsere Anerkennung. (Beifall 
bei der SPO.) 

Diesen Dank möchte ich aber ebenso auf­
richtig an jeden Steuerzahler richten, der der 
Notwendigkeit der Steuereinhebung und den 
geplanten Reformen mit großem Verständnis 
gegenübersteht. (Beifall bei der SPO und bei 
Abgeordneten der FPO. - Präsident PI 0 b s t 
übernimmt den Vorsitz.) 

reichischen Wirtschaft im laufenden Jahr be­
dingten Mehreinnahmen wird die voraussicht­
liche Ausgabenhöhe 1972 127,6 MiUiarden 
Schilling und die voraussichtliche Einnahmen­
höhe 118,2 Milliarden Schilling betragen. 

Die Gesamtausgaben des vorliegenden 
Bundesvoranschlages 1973 steigen somit um 
rund 11,5 Milliarden Schilling oder 9,0 Prozent 
gegenüber dem zurzeit abschätzbaren tatsäch­
lichen Ergebnis 1972. Diese Ausweitung liegt 
deutlich unter der vom Osterreichischen Insti­
tut für Wirtschaftsforschung für 1973 pro­
gnostizierten Zuwachsrate des nominellen 
Bruttonationalprodukts von zirka 12,5 Prozent. 

Der mit dem Vollzug des Bundeshaushalts 
1970 eingeleitete Trend der leichten, aber 
kontinuierlichen, konjunkturpolitisch rich­
tigen Senkung des prozentuellen Anteils der 
Gesamtausgaben am Bruttonationalprodukt 
wird daher auch 1973 beibehalten werden. 
Betrug der Anteil der gesamten Ausgaben 
am Bruttonationalprodukt noch 1969 28,1 Pro-, 
zent, so konnte er 1970 und 1971 auf 27,2 Pro­
zent beziehungsweise 27,1 Prozent herab­
gesetzt werden. Er wird sich 1972 voraussicht­
lich auf 27,4 Prozent und 1973, den vorliegen­
den Schätzungen zufolge, auf 26,6 Prozent 
belaufen. 

Der Gesamtgebarungsabgang beträgt im 
Bundesvoranschlag 1973 11,2 Milliarden 
Schilling. Gegenüber dem Gesamtgebarungs-
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abgang laut voraussichtlichem Erfolg 1972 im 
Ausmaß von rund 9,4 Milliarden Schilling 
erhöht sich das geplante Bruttodefizit 1973 
um rund 1,8 Milliarden Schilling. 

Zollsenkungen, Lohn- und Einkommen­
steuersenkung und Finanzausgleich werden 
den Bund im kommenden Jahr mit rund 
5,5 Milliarden Schilling belasten. Zieht man 
diesen Betrag vom veranschlagten Budget­
defizit 1973 in der Höhe von 11,2 Milliarden 
Schilling ab, so würde das bei sonst gleich­
bleibenden Verhältnissen ein Defizit von 
5,7 MiUiarden Schilling ergeben - ein Betrag, 
der wesentlich geringer ist als die im Jahr 
1973 anfallenden Tilgungen und Zinsen der 
Schulden, die die Regierung bei Amtsantritt 
1970 übernommen hat. (Beifall bei der SPO.) 

Der Nettoabgang, der sich nach Abzug der 
Schuldtilgungen vom Bruttodefizit ergibt, be­
trägt im Bundesvoranschlag 1973 6,0 Mil­
liarden Schilling. 

Als inlandswirksamer Ausgabenüberschuß 
errechnet sich im Bundesvoranschlag 1973 zu­
nächst eine Größe von rund 5 Milliarden 
Schilling. 

starre gesetzliche Strukturen sind Faktoren, 
denen sich auch die öffentliche Personalpolitik 
gegenübergestellt sieht. 

Bei aller Bereitschaft, die öffentliche 
Personalwirtschaft zu rationalisieren und zu 
ökonomisieren, darf man die Feststellungen, 
die im "Bericht zur Lage der Finanzen der 
Republik Osterreich" auf Grund eingehender 
Analysen des öffentlichen Personalwesens 
getroffen wurden, nicht außer acht lassen. 
Dort heißt es unter anderem, daß die bloße 
Ablehnung zusätzlicher Dienstposten in der 
Regel nicht zu dem Ziel führt, Produktivitäts­
reserven in der Verwaltung zu erschließen. 
Eine solche Ablehnung würde der wirtschaft­
lichen und gesellschaftlichen Dynamik nicht 
gerecht und vernachlässige vor allem, daß 
Personal nicht in allen Verwaltungseinheiten 
gleich knapp ist. 

Die zweifellos in bestimmter Hinsicht wün­
schenswerte Konvergenz des öffentlichen und 
des privatwirtschaftlichen Systems wird im 
"Finanzbericht" als ein naturgemäß lang­
fristiger Prozeß dargestellt, und es wird 
bemerkt, daß eine völlige Gleichheit wegen 
der Verschiedenheit der Funktionen nie 

In Anbetracht der für 1972 von der Wirt- erreicht werden wird. 
schaftsforschung prognostizierten, überaus 
günstigen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
wird - wie das im Interesse der Konjunktur­
beruhigung im Stahilisierungskonzept der 
Bundesregierung festgehalten ist - auch im 
Jahr 1973 bei den Ermessenskrediten eine 
Bindung von mindestens 15 Prozent vorge­
nommen sowie bei der Auflösung von Rück­
lagen äußerste Zurückhaltung geübt werden. 
Diese - seit 1970 bewährte - Art des kon­
junkturgerechten Budgetvollzuges läßt auch 
für das vor uns liegende Jahr einen weit­
gehend ausgeglichenen inlandswirksamen 
Gebarungssaldo erwarten. 

Die im Bundesvoranschlag 1973 vor­
gesehenen Ausgaben in der Höhe von rund 
139,1 Milliarden Schilling setzen sich aus 
42,8 Milliarden Schilling Personalaufwand und 
aus 96,3 Milliarden Schilling Sachaufwand in 
der ordentlichen und außerordentlichen Ge­
barung zusammen. 

Der Dynamik des gesellschaftlichen Lebens 
entspricht es, daß Personalwirtschaft und 
Personalpolitik stets neuen Wandlungen 
unterworfen sind. Das gilt - nicht nur in 
unserem Land - für den privaten wie für den 
öffentlichen Bereich. 

Der rasche Wandel sozialer und techno­
logischer Gegebenheiten, die wachsenden An­
forderungen an das Schul- und Bildungswesen, 

Die Bemessung des Personalaufwandes im 
Bundeshaushalt ist daher im Lichte verschie­
dener Bestrebungen zu sehen. Unter selbst­
verständlicher Wahrung bestehender gesetz­
licher Gegebenheiten muß sowohl der not­
wendigen Ausweitung Rechnung getragen als 
auch jede Möglichkeit zur Rationalisierung 
und Personaleinsparung genützt werden. Für 
1973 beläuft sich der Personalaufwand auf 
42,8 Milliarden Schilling. Dieser Betrag liegt 
unter der Voranschlagsziffer des Jahres 1972, 
weil der Beitrag zu den Kosten für die Besol­
dung der Landeslehrer ab 1973 im Sach­
aufwand veranschlagt wird. Läßt man diese 
Umstellung außer acht, so übersteigt der Per­
sonalaufwand 1973 die für 1972 veranschlagten 
Ausgaben um 6,5 Milliarden Schilling oder 
14,6 Prozent. Die prozentuelle Steigerung be­
läuft sich beim Aktivitätsaufwand auf 
16,2 Prozent und beim Pensionsaufwand auf 
10,9 Prozent. 

Die Mehrausgaben sind im wesentlichen 
zurückzuführen 

1. auf die ganzjährige Auswirkung der 
1. Etappe und die halbjährige Auswirkung der 
2. Etappe der in der 24. Gehaltsgesetz-Novelle 
verankerten Besoldungsregelung und der 
damit verbundenen Regelung der Teuerungs­
zulagen mit einem Mehraufwand von ins­
gesamt etwa 2,5 Milliarden Schilling i 

ein begrenztes Personalangebot in quan- 2. auf die Einführung einer Verwaltungs­
titativer wie in qualitativer Hinsicht sowie dienstzulage und von Nebengebührenzulagen 
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zum Ruhegenuß sowie die Neuregelung des 
Nebengebührenrechtes mit einem Mehr­
erfordernis von rund 1,2 Milliarden Schilling i 

3. auf Dienstpostenvermehrungen ,im Schul­
und Hochschulsektor sowie bei der Post- und 
Telegraphenanstalt mit einem Mehraufwand 
von rund 400 Millionen SchiUingi 

4. auf sonstige besoldungsrechtliche Maß­
nahmen sowie auf die Erhöhung der Familien­
beihilfen und der Dienstgeberbeiträge mit 
Auswirkungen von etwa 1,4 MiUiarden 
Schilling. 

Hohes Haus! Die Bundesregierung hat in 
ihrem Regierungsprogramm den Bildungs­
aufgaben besonderes Gewicht verliehen. Dabei 
handelt es sich aber nicht nur um eine gesell­
schaftspoHtische Wunschvorstellung, sondern 
auch um eine ökonomisChe Notwendigkeit. 
(Beifall bei der SPO.) 

Verstärkte Bildungsaufwendungen, welChe 
zu einem erheblichen Teil Ausgaben für 
Lehrer und wissenschaftliches Personal sind, 
sind die WaChstumsfaktoren von morgen. 

Trotzdem zwingen die 1973 besonders stark 
ansteigenden Personalkosten auf anderen Sek­
toren dazu, in Zukunft besoldungsrechtliche 
Maßnahmen sorgfältig auf die Möglichkeit 
ihrer Verwirklichung im Rahmen der finan­
ziellen Gegebenheiten zu prüfen. 

Die Bundesregierung hat sich daher die Auf­
gabe gestellt, in Hinkunft besoldungsrechtliche 
Probleme im Einvernehmen mit den Dienst­
nehmervertretungen so zu lösen, daß wohl den 
berechtigten Wünschen der Bediensteten Rech­
nung getragen, aber auch auf die finanziellen 
Möglichkeiten der öffentlichen Hand Bedacht 
genommen wird. 

Im engen Zusammenhang mit Fragen des 
Personalwesens stehen die Bemühungen, die 
öffentliche Verwaltung zu vereinfachen und 
zu rationalisieren. Die Bundesregierung hat 
gerade auf diesem Gebiet bedeutende Fort­
schritte erzielt. 

Besondere Rationalisierungseffekte konnten 
mit der großen Steuerreform erreicht werden. 
So werden sich durch die steuerrechtliche Neu­
regelung des Bausparens und der Kraftfahr­
zeugversicherung rund zwei Drittel der bisher 
erforderlichen Eintragungen auf den Lohn­
steuerkarten erübrigen. Durch die Anhebung 
der Grenze für den amtswegigen J ahresaus­
gle'ich von 60.000 Sauf 80.000 S wird ein Groß­
teil der bisher durchzuführenden Jahresaus­
gleiche wegfallen. Da in Hinkunft für den 
Nutzungswert der Wohnung im eigenen Ein­
familienhaus und in der Eigentumswohnung 
keine Steuer zu entrichten ist, werden sich 

Erleichterungen im Veranlagungsverfahren 
ergeben. 

Das Schwergewicht der Verwaltungsreform 
und der Verwaltungsvereinfachung liegt zwei­
fellos in der zügig fortschreitenden Automati­
sierung. Der hohe Grad der Automatisierung 
hält jedem internationalen Vergleich stand 
und ermöglichte es bisher, das anerkannt hohe 
Niveau der österreichischen Verwaltung trotz 
steigender Anforderungen zu erhalten. 

Schwerpunkte der Automatisierung liegen 
im Bereich der Finanzämter und der Bundes­
verrechnung. 

a) Finanzämter. Seit drei Jahren wird im 
Bereich der Abgabenverwaltung planmäßig ein 
Teleprocessing-System aufgebaut. Dieses um­
faßt heute bereits 51 der 79 Finanzämter. Wie 
geplant, wird das Automatisierungsprogramm 
in der zweiten Hälfte des Jahres 1973 abge­
schlossen sein. Zu diesem Zeitpunkt werden 
sämtliche Finanzämter mit allgemeinem Auf­
gabenkreis sowie das Finanzamt für Körper­
schaften in Wien in das automatisierte Ver­
fahren einbezogen und damit rund 1,3 Mil­
lionen Abgabenpflichtige von der elektro­
nischen Datenverarbeitung erfaßt sein. 

In den Monaten Jänner bis. September 1972 
wurden beispielsweise rund 2,1 Millionen 
Lastschriftanzeigen, 541.000 Einzahlungsloch­
karten, 463.000 Kontoausdruc:ke, 110.000 Er­
innerungen, 263.000 Postaufträge, 202.000 
Nebengebührenbescheide und 131.000 Rüdc­
standsausweise ausgefertigt. 

Im Jahre 1972 wurde bereits ein sehr 
wesentlicher Schritt in Richtung der Automati­
sierung der Abgabenfestsetzung getan. Seit 
dem 10. September 1971 werden die Bescheide 
über die Beiträge und Abgaben von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben für Abgaben~ 
pflichtige, die bereits durch das Daten­
verarbeitungssystem erfaßt sind, durch die 
elektronische Datenverarbeitung erstellt. Die 
Pinanzämter geben lediglich die Grundsteuer­
meßbeträge auf Grund der Einheitswert- und 
Grundsteuermeßbescheide ein, die Anlage fer­
tigt die betreffenden Bescheide unter Berüdc­
sichtigung der maßgeblichen Hebesätze auto­
matisch aus und rechnet diese Bescheide auch 
ab. Im ersten Halbjahr 1972 wurden rund 
330.000 Beitragsbescheide ausgestellt. 

Im Zusammenhang mit der Mehrwertsteuer 
wird die elektronische Datenverarbeitung eine 
Reihe von Aufgaben übernehmen und so zum 
Beispiel die Abgabe der Voranmeldungen 
überwachen. 

Die in die Wege geleitete Automation der 
Abgabenfestsetzung wird, bereits !im Jahre 
1973 mit dem Umsatzsteuerjahresbescheid 
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beginnend, in den kommenden Jahren plan- Länder zu Lasten des Sachaufwandes ersetzt 
mäßig fortgesetzt werden. 

b) Bundesverrechnung. Die Buchhaltungen 
aller anweisenden Stellen - mit Ausnahme 
der asterreichischen Bundesbahnen, der Post­
und l"elegraphenverwaltung und der Oster­
reichischen Bundesforste - sind an die zen­
trale Datenverarbeitungsanlage des Bundes­
ministeriums für Finanzen im Wege der 
Datenfernverarbeitung angeschlossen. 

Im Bereich des Bundesministeriums für 
soziale Verwaltung werden auch Kassen von 
Landesarbeitsämtern in dieses Verfahren ein­
bezogen. Dadurch stehen die Verrechnungs­
ergebnisse zu einem dementsprechend frühen 
Zeitpunkt zur Verfügung. Ebenso können kon­
junktur- und wirtschaftspolitische Auswertun­
gen wesentlich zeitnäher durchgeführt werden. 

Von den Finanzlandesdirektionen wird mit 
der für die Bundesverrechnung in Verwendung 
stehenden elektronischen Datenverarbeitungs­
anlage die Auszahlung der Familienbeihilfen 
im Wege der Datenfernverarbeitung vor­
genommen. 

Durch die Ubernahme der Besoldung der 
Bediensteten im Bereich des Bundes­
ministeriums für Landesverteidigung werden 
nunmehr mit Ausnahme der Osterreichischen 
Bundesbahnen und der Post die Bezüge aller 
Bundesbediensteten und Bundespensionisten 
durch das Zentralbesoldungsamt abgerechnet 
und ausbezahlt. 

Für den Wirkungsbereich des Bundes­
ministeriums für soziale Verwaltung werden 
vom Zentralbesoldungsamt die Renten nach 
dem Opferfürsorgegesetz, dem Kriegsopfer­
versorgungsgesetz, dem Heeresversorgungs­
gesetz und dem Kleinrentnergesetz ausbezahlt 
und Arbeiten auf dem Gebiet des Invaliden­
einstellungsgesetzes und des Arbeitsmarkt­
förderungsgesetzes durchgeführt. Außerdem 
sind die Vorarbeiten für eine Automatisierung 
der Auszahlung des Arbeitslosengeldes ange­
laufen. 

Die Arbeiten auf dem Gebiet der Zoll­
automation wurden weitergeführt. Es war 
daher möglich, im Oktober dieses Jahres das 
organisatorische Detailkonzept zu erstellen. 

Der Sachaufwand weist in der ordenthchen 
und der außerordentlichen Gebarung e.ine Stei­
gerung um 18,1 Milliarden Schilling oder rund 
23 Prozent auf. Der überwiegende Anteil an 
der Steigerung ist darauf zurückzuführen, daß 
ab 1973 der Aufwand für die Aktivüätsbezüge 
und Pensionen der Landeslehrer auf Grund 
von Bestimmungen des Finanzausgleidls­
gesetzes 1973 im Personalaufwand der Länder­
budgets veranschlagt und vom Bund an die 

wird. 

Bleibt diese Neuregelung außer Ansatz, so 
wächst der Sachaufwand gegenüber 1972 
lediglich um rund 13 Prozent. Vom gesamten 
Sachaufwand, der ordentlichen und außer­
ordentlichen Gebarung entfallen 17,3 Mil­
lliarden Schilling auf Eigeninvestitionen und 
Instandhaltungen und 10,3 Milliarden Schilling 
auf Investitionsförderung. 

Hohes Hausl Geldwerterhaltung und Voll­
beschäftigung, die ReaHsierung wünschens­
werter Verteilungseffekte sowie die Befriedi­
gung sozialer Bedürfnisse sind die Kriterien, 
die für ein Budget, das als bedeutendstes wirt­
schafts- und gesellschaftspolitisches Instru­
ment gehandhabt werden soll, zu gelten 
haben. 

Nach dieser grundsätzlichen politischen 
Linie hat die gegenwärtige Bundesregierung 
in den vor dem Hohen Haus abgegebenen 
Regierungserklärungen die ihr geboten 
erschelinenden Schwerpunkte formuliert und 
im Wege der Bundeshaushalte 1971 und 1972 
konkretisiert. 

In Fortsetzung und Erweiterung der solcher­
art gesetzten Akzente liegen Schwerpunkte 
des Bundesvoranschlages 1973 in den 
Bereichen Bildung, Wissenschaft und For­
schung, Sozial- und Familienpolitik, Ver­
kehrspolitik und Wiirtschaftsförderung. 

Dem Erfordernis der Zeit entsprechend, wird 
darüber hinaus dem Gesundheitswesen, der 
Umweltplanung sowie der inneren und 
äußeren Sicherheit besonderes Gewidlt bei­
gemessen. 

In den Regierungserklärungen vom 
27. April 1970 und vom 5. November 1971 
wurde der Vorrang klar unterstrichen, den 
dliese Regierung der Bildungspolitik einräumt. 
Zu den grundlegenden Voraussetzungen der 
Europareife gehört ein Bildungs- und 
Erziehungssystem, das den Erfordernissen 
unserer sich ständig wandelnden Welt ent­
spricht. 

Die ausschließlich mit Bildungsfragen be­
faßten Ressorts, das Bundesministerium für 
Unterricht und das Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung, werden 1973 
über beträchtlich mehr Mittel verfügen als im 
laufenden Jahr. 

Im Bereich des Kapitels Unterricht ist der 
veranschlagte Gesamtaufwand um 2,1 Mil­
liarden Schilling auf rund ·11,8 Milliarden 
Schilling, also um fast 22 Prozent gestJiegen. 
(Beifall bei der SPO.) 
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Ein gesonderter Vergleich des Personal- und 
Sachaufwandes mit den Ansätzen vergangener 
Jahre ist im besonderen Fall des Jahres 1973 
irreführend und daher nicht angebracht. Dies 
aus zwei Gründen: 

Erstens wurden durch das Finanzausgleichs­
gesetz 1973 die Personalkosten der allgemelin­
bildenden und berufsbildenden Pflichtschul­
lehrer vom Personalaufwand in den Sachauf­
wand überstellt. 

Zweitens wurde ein Teil des Sachaufwandes 
in den Personalaufwand überstellt, um der 
geänderten Rechtslage bei der Sub­
ventionierung der konfessionellen Privat­
schulen Rechnung zu tragen. 

Trotz dieser Umstellung zeigt sich jedoch 
deutlich, daß der Sachaufwand der Schulen 
auch im Jahr 1973 wesentlich erhöht werden 
wird. Das ist schon deswegen notwendig, weil 
aurn das Schuljahr 1972/73 durrn die Zu­
nahme der Klassen- und Schülerzahlen und 
damit des erforderlichen Lehrpersonals ge­
kennzeichnet ist. 

Dieser Expansion in nahezu allen Schul­
bereichen trägt der Bundesvoranschlag 1973 
Rechnung. So werden die Ansätze nicht nur im 
Personalaufwand, sondern insbesondere im 
Sachaufwand beträchtlich angehoben. 

Die den Schulen dienenden Betriebsmittel 
sowie die erforderlichen Kredite für die An­
schaffung von Einrichtungen und Lehrmitteln 
bilden 1973 in diesem Bereich einen beson­
deren Schwerpunkt. 

Im Schulbereich des Bundes - also aus­
genommen die Pflichtschulen - steigen die 
Ansätze des Verwaltungsaufwandes und der 
Aufwandskredite gegenüber dem Vorjahr von 
rund 234 Millionen Schilling auf rund 295 Mil­
lionen Schilling. Die Ausgaben für E'inrich­
tungsgegenstände werden gegenüber 1972 um 
fast 19 Millionen Schilling erhöht. 

Die Mittel nach dem Schülerbeihilfengesetz 
und dem Studienförderungsgesetz werden 
gegenüber 1972 um rund 8 Millionen Schilling 
angehoben. 

Das SchulraumbesChaffungsprogramm wird 
im Jahre 1973 verstärkt fortgesetzt werden. 

Bei den öffentliChen allgemein- und berufs­
bildenden Pflichtschulen steigen die Schüler­
zahlen um rund 13.500 und die Zahl der 
Klassen um rund 880. Um diese rasante Ent­
wicklung bewältigen zu können, werden 
zusätzliCh Lehrer notwendig sein. 

Hervorzuheben ist, daß der Bund, begin­
nend mit dem Jahr 1973, den Aufwand für das 
unterrichtende Personal an allgemein­
bildenden Pflichtschulen zur Gänze trägt. 

Vom Personalaufwand für Lehrer an berufs­
bildenden PnichtsChulen wird der Bund wie 
bisher den Ländern jeweils die Hälfte refun­
dieren. In budgetärer Hinsicht wurde daher 
dem Mehrerfordernis bei diesen beiden An­
sätzen durdJ. eine Erhöhung gegenüber dem 
Vorjahr um rund 1,2 Mil1iarden Schilling 
Rechnung getragen. 

Im Bereich der allgemeinbildenden höheren 
Schulen wird eine Vermehrung um rund 
325 Klassen beziehungsweise 10.360 Schüler 
gegenüber dem Vorjahr angenommen. 

Bei den berufsbildenden mittleren und 
höheren Schulen wird eine Steigerung der 
Klassenzahl um rund 5,5 Prozent bei den tech­
nischen Lehranstalten, um rund 8,7 Prozent 
bei den Lehranstalten für Frauenberufe und 
um rund 21,5 Prozent bei den kaufmännischen 
Lehranstalten erwartet. Das kommt e,iner Zu­
nahme der Anzahl der Klassen um rund 
250 gleich. 

Im SChuljahr 1972/73 werden zehn Bundes­
handelsakademien beZ'iehungsweise -handels­
schulen und eine Höhere Technische Bundes­
lehranstalt neu eröffnet werden. 

In den Pädagogischen Akademien wird siCh 
im Studienjahr 1972/73 die Zahl der Studie­
renden gegenüber dem Vorjahr nicht mehr 
wesentlich erhöhen, doch werden dQe Schul­
versuche zur Institutionalisierung der Aus­
bildung der Hauptschullehrer ausgeweitet. 

Der Schwerpunkt im Jahre 1973 liegt in 
diesem Schulbereich in erster Linie darin, Ein­
richtung und Lehrmittelbeschaffung für d~e 

bezugsfertigen Pädagogischen Akademien in 
Kärnten und Wien zu vervollständ'igen. 

Im BereidJ. der mittleren Lehrerbildung hält 
der zunehmende Trend noch an. Die Zahl der 
Klassen wird um mehr als 17 Prozent steigen. 

Durch die Erhöhung um rund 50 Millionen 
Schilling wird vor allem im berufsbildenden 
Bereich gewährleistet, daß die in den letzten 
Jahren neugegründeten Schulen in absehbarer 
Zeit ihre eigenen Schulräumlichkeiten erhalten 
werden. 

Im außerschulischen Bereich verweise ich 
insbesondere auf die erhebliche Ausweitung 
der Mittel für die Erwachsenenbildung. Es 
steht gegenüber 1972 ein Mehrbetrag von rund 
23 Millionen Schilling zur Verfügung. 

Der Gesamtaufwand für das Kapitel Wissen­
schaft und Forschung ist im vorliegenden 
Bundesvoranschlag mit mehr als 4 Milliarden 
veranschlagt. Das bedeutet e'ine Steigerung 
um rund 668 Millionen oder um mehr als 
20 Prozent. (BeifalJ bei der SPO.) 
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Die österreichischen Hochschulen werden in 

einem bisher nicht dagewesenen Ausmaß 
frequentiert. 

Bei den wissenschaftlichen Hochschulen ist 
die Zahl der Studierenden vom Winter­
semester 1969170 um 4181 oder um rund 8 Pro­
zent auf 55.585 im Wintersemester 1970171 und 
um weitere 3575 oder um rund 6 Prozent auf 
59.160 im Wintersemester 1971172 gestiegen. 

Der Dienstpostenplan für 1973 wurde bei 
den Hochschulen um 291 Dienstposten 
erweitert. 

Die Zahl der Lehrkanzeln soll um 42 auf 
1060 erhöht werden. 

Erstmals sind auch 150 außerordentliche 
Hochschulprofessoren neuen Typs vorgesehen. 

Im Bereich der wissensChaftlichen Hoch­
schulen (ohne zweckgebundene Gebarung), der 
wissenschaftlichen Anstalten, der Bibliotheken 
und der Forschungsförderung werden die Aus­
gaben für den Personalaufwand um rund 
266 Millionen und die Ausgaben für den Sach­
aufwand um rund 317 Millionen, zusammen 
also um rund 583 Millionen oder rund 20 Pro­
zent steigen. 

Die Mittel für den Sachaufwand steigen um 
18,5 Prozent. Von den Erhöhungen des Sarn­
aufwandes für 1973 fallen die Beiträge zum 
laufenden klinischen Mehrbedarf, zu Klinik­
neubauten, zum Linzer Hochschulfonds, für 
die Studienförderung, für Lehraufträge sowie 
für wissenschaftliche Bibliotheken und für 
Mittel der Investitionsförderung im Zu­
sammenhang mit der Errichtung von 
Studentenheimen besonders ins Gewicht. 

Für die Studienförderung an wissenschaft­
lichen Hochschulen und Kunsthochschulen 
wurde ein Betrag von 197,5 Millionen ver­
anschlagt. Gegenüber 1972 bedeutet dies eine 
Erhöhung um 33,9 Millionen oder um 20,7 Pro­
zent. 

An den wissenschaftliChen HochsChulen 
erhielten 10.229 Studierende Studienbeihilfen 
in der durchschnittlichen Höhe von 1622 S 
monatlich. Begabtenstipendien zu je 5000 S 
wurden 2638 Hörern zugewiesen. 

ökonornlisches Erfordernis u\lserer Zeit. (Beifall 
bei der SPO.) 

Im Rahmen der Forschungsförderung weist 
der Voranschlag für 1973 120,6 Millionen für 
den Fonds zur Förderung der wissenschaft­
lichen Forschung und 154,4 Millionen für den 
Forschungsförderungsfonds der gewerblichen 
Wirtschaft auf. Insgesamt entspricht das einer 
Steigerung um 20,7 Prozent. 

Die gesamten der ForsChung zuzurechnen­
den Ausgaben werden im Bundeshaushalt 
1973 eine Summe von mehr als 2 Milliarden 
Schilling erreichen und somit um mehr als 
16 Prozent zunehmen. 

Hohes Hausl Sozialpolitik bedeutet in der 
modernen Industr,iegesellschaft weit mehr als 
materielle Vorsorgepolitik für aus dem 
aktiven Berufsleben ausgeschiedene Mitbür­
ger, und sie bedeutet mehr als nur finanzielle 
Unterstützung einkommensschwächerer Bevöl­
kerungsgruppen. So trägt sie etwa durch die 
Erhöhung der Arbeitskräftemobilität in 
bedeutendem Maße zur Erschließung unge­
nützter oder nicht voll genützter Produktiv­
kräfte in der Wirtschaft bei. 

Im weiteren Sinn, das heißt unter Einschluß 
der Gesundheitspolitik und .im Verein mit den 
Bemühungen, die natürlichen Lebensräume 
unseres Landes für Freize'itgestaltung und 
Erholung zu bewahren, schafft sie das von 
Statistiken kaum erfaßbare volkswirtschaft­
liche Sozialkapital. Dessen Erhöhung muß 
immer mehr zum zentralen Anliegen jeder 
Politik werden. (Neuerlicher Beifall bei der 
SPO.) 

Die Zielsetzung hat dabei nicht 
maximales, sondern optimales "\Virtsmafts­
wachstum zu lauten. Nur so wird die 
Erhöhung jener Größe erreicht werden, die 
man mit "gesamtwirtschaftlicher Rentabilität" 

umschreibt. 

Die Bundesregierung räumt daher der Auf­
rechterhaltung des W'irtschaftswachstums und 
der sozialen Sicherheit in gesunder Umwelt 
eine Vorrangstellung ein! (Beifall bei der 
SPO.) 

An den Kunsthochschulen kamen 578 Stu-
Sozial-, Gesundheits- und Umweltpolitik 

bilden Schwerpunkte im Bundesvoranschlag 
dierende in den Genuß von Studienbeihilfen. für 1973. 

Hohes HauslOhne kontinuierliche wissen­
schaftliche Forschung ist es undenkbar, unsere 
Wirtschafts entwicklung weiter zu dynami­
sieren und mit der ausländischen Konkurrenz 
Schritt zu halten. Produktgestaltung und 
Marketing haben ihre Wurzel in den For-
schungsabteilungen und Labors. . 

Die finanzielle Unterstützung des öster­
reichischen Forschungsgeistes ist daher ein 

Im Bundesvoranschlag sind auf dem Gebiet 
der sozialen Wohlfahrt die finanziellen Mittel 
für vorrangige Maßnahmen sowohl im Rah­
men des Kapitels 15, das heißt insbesondere 
bei der Arbeitslosenversicherung, der Arbeits­
marktförderung , der Kriegsopferversorgung 
und Opferfürsorge, als auch im Rahmen des 
Kapitels 16 bei der Sozialversichung sicher­
gestellt. 
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Für die Arbeitslosenversichung ist ein Steigerung: absolut 457 S, relativ 10,5 Pro-

finanzieller Mehraufwand von rund 95 Mil- zent. 
lionen vorgesehen. Damit werden die Lei- Kleinrentner werden um 15 Prozent höhere 
stungen auf Grund der Bemessungsskala ver- Geldleistungen beziehen können. 
bessert werden. 

Die Ausgabenerhöhung bei der Arbeits­
marktförderung im Ausmaß von rund 100 Mil­
lionen gegenüber 1972 stellt vor allem auch 
das Schwerpunktprogramm finanZlieIl sicher, 
das auf die EWG-Assoziierung Bedacht nimmt. 
Besonderes Gewicht kommt hiebei der Um­
und Weiterschulung und dem Ausbau der 
Arbeitsmarktverwaltung zur besseren Er­
fassung verfügbarer Arbeitskräfte zu. 

In der Kriegsopferversorgung bringt die 
zweite Etappe der mit 1. Juli 1972 dn Kraft 
getretenen Novelle eine Rentenerhöhung für 
Geschädigte und Hinterbliebene und eine 
kräftige Steigerung der Pflege- und Blinden­
zulagen. 

Die Höhe der Rentensätze richtet sich nach 
dem Grad der Minderung der Erwerbsfähig­
keit. 

Die Höhe der Leistungen in der 9. Stufe 
betrugen 1972 1420 S und werden 1973 1630 S 
betragen. 

Auf dem Gebiet der Sozialversicherung 
mußte sowohl auf die finanzielle Sanierung 
der notleidend gewordenen Kranken­
versicherung Bedadlt genommen werden als 
auch auf die Mehrleistungen ~in der Pensions­
versicherung . 

Diese Mehrleistungen ergeben sich einer­
seits aus der 1973 entsprechend der Dynami­
sierung eintretenden 9prozentigen Erhöhung 
der Pensionen und andererseits aus der Aus­
weitung des Pensionssektors durch Einführung 
zusätzlicher Leistungen, die auf dem Gebiet 
der Pensionsversicherung durch die 29. ASVG­
Novelle, die 21. GSPVG-Novelle und die 
2. BPVG-Novelle erbracht werden sollen. 

Soweit der Bundesvoranschlag 1973 
Greift man die Personen zum Beispiel mit betroffen ist, galt es im Bereich des ASVG, 

einer 50prozentigen Minderung der Erwerbs- also für die ehemals unselbständig<en Erwerbs­
fähigkeit heraus, ergibt sich nachstehendes tätigen, erstens für einen Zuschlag an Bezieher 
Bild: von Alterspensionen, die. noch einer ver-

Rentenhöhe: 1. Juli 1972 2125 S, 1. Juli 1973 sicherungspflichtigen ErwerbstätJigkeit nach-
2382 Si gehen, zweitens für einen Bonus zu Alters­

pensionen, die von den Berechtigten trotz Er-
Steigerung: absolut 257 S, relativ 12,1 Pro- reichung des Versicherungsalters erst später 

zent. in Anspruch genommen werden, drittens für 

Greift man bei den Pflege­
zulagen beispielsweise die 3. 
ergibt sich nachstehendes Bild: 

und Blinden- eine Milderung der Bestimmungen über das 
Stufe heraus, Ruhen der Witwenpensionserhöhung von 

Leistung: 1. Juli 1972 3680 S, 
4714 Si 

50 Prozent auf 60 Prozent der Pensionsbezüge 
des verstorbenen Gatten ab 1. Jänner 1973 

1. Juli 1973 vorzusorgen. (Der Prä s i den t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Steigerung: absolut 1034 S, relativ 28,1 Pro­
zent. 

Darüber bJinaus werden alle Rentensätze 
entsprechend der Anpassung (Dynamisierung) 
in der gesetzlichen Pensionsvers'icherung ab 
1. Jänner 1973 um 9 Prozent erhöht. 

Für die ehemals 'in der gewerblichen Wirt­
schaft selbständig Erwerbstätigen waren im 
Voranschlag mehr Mittel vorzusehen wegen 
der Einführung einer vorzeitJigen Alters­
pension, der Schaffung einer zweiten Be­
messungsgrundlage nach dem 55. Lebensjahr 
und einer Milderung beziehungsweise des 
späteren Wegfalls der Ruhensbestimmungen 
für Witwenpensionen. 

Der Aufwand für die Versorgungsgebühren 
steigt durch alle diese Maßnahmen gegenüber 
dem Jahr 1972 um rund 240 Millionen Schilling 
auf fast 2,9 Milliarden Schilldng. In der Bauernpensionsversicherung wird 

auch lim Jahre 1973 die in der Relation zu 
In der Opferfürsorge werden die Renten anderen Versicherungszweigen höchste Stei-

im gleidlen Ausmaß wie in der Kriegsopfer- gerung der Inanspruchnahme von Bundes-
versorgung erhöht. mitteln eintreten. 

Auch hier sei wieder als Beispiel eine Rente 
bei e,iner 50prozentigen Minderung der 
Erwerbsfähigkeit herausgegriffen: 

Rentenhöhe: 1. Juli 1972 4345 S, 1. Juli 1973 
4802 Si 

Die budgetäre Auswirkung der beschrie­
benen Maßnahmen zeigt sich in einer Aus­
weitung des Sozialbudgets auf rund 20,7 Mil­
liarden gegenüber rund 19,4 Milliarden, die 
für das Jahr 1972 neben einem Betrag von 
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rund 476 Millionen für das Gesundheitswesen 
vorgesehen waren. (Beifall bei der SPO.) 

Zum Thema Gesundheitswesen wurde in der 
Regierungserklärung die Notwendigkeit 
unterstrichen, das Spitalwesen neuzeitl!ichen 
Erfordernissen anzupassen. Diese Absicht auf 
die finanzielle Realität übertragen bedeutet 
im vorliegenden Bundesvoranschlag, daß die 
Krankenanstalten im Jahr 1973 erstmals neben 
den Zweckzuschüssen zum Betriebsabgang 
auch Zuschüsse zur Investitionsförderung 
erhalten können. 

Für derartige Leistungen wird ein Betrag 
von einer Viertelmilliarde Schilling zur Ver­
fügung stehen. (Beifall bei der SPO.) Zu­
schüsse können für alle Investitionsvorhaben 
beansprucht werden, die mit dem Bundes­
Krankenanstaltenplan in Einklang zu bringen 
sind. 

Insgesamt werden die Krankenanstalten im 
kommenden Jahr rund 540 Millionen Schilling 
gegenüber 250 Millionen Schilling im heurigen 
Jahr erhalten; das ist eine Steigerung um 
116 Prozent. (Bei/all bei der SPO.) 

Hohes Haus! Der Schutz der Umwelt ist zu 
einer Herausforderung an unser marktwirt­
schaftIiches System geworden. Die jährlichen 
Kosten für einen rationalen Umweltschutz in 
den Industrieländern werden von der OECD 
auf etwa 3 Prozent des Bruttonational­
produktes geschätzt. 

In Osterreich hat die Qualität der Umwelt­
bedingungen im Vergleich zu anderen Län­
dern hohes Niveau. Gerade dieser Umstand 
muß uns Ansporn sein, die notwendigen Maß­
nahmen vor Eintntt spürbarer und vielleicht 
irreparabler Schäden zu setzen. Das Erforder­
nis der Bereitstellung bedeutender Budget­
mittel erklärt sich dabei von selbst. 

des an den Wasserwirtschaftsfonds. Betrug die 
Dotierung des Wasserwirtschaftsfonds im 
Bundesvoranschlag 1972 rund 70 Millionen, 
so wird gemäß Bundesvoranschlag 1973 ein 
Betrag von rund 216 Millionen geleistet 
werden. Das ist eine Steigerung auf das Drei­
fache. (Beifall bei der SPO.) 

Außerdem wird der Bund wie im Vorjahr 
die Haftung für Kreditoperationen des Wasser­
wirtschaftsfonds im Ausmaß bis zu einer Mn­
Liarde Schilling übernehmen. 

Zusammen mit den auf Grund gesetzlicher 
Bestimmungen an den Wasserwirtschaftsfonds 
zu überweisenden Beiträgen werden ihm im 
Jahr 1973 für Förderungszwecke insgesamt 
rund 1406 Millionen Schilling zur Verfügung 
stehen. 

Wie wesentlich der Beitrag der öffentlichen 
Hand zum Umweltschutz tatsächlich ist, geht 
daraus hervor, daß der Fonds mit Hilfe der 
geschilderten Zuwendungen und Haftungen 
im kommenden Jahr in der Lage sein wird, 
ein Bauvolumen von rund 2,8 Milliarden 
Schilling zu aktivieren. 

Bei den Förderungsmaßnahmen steht die 
Reinhaltung der Seen und Flüsse sowie die 
Förderung großräumiger Gruppenwasserver· 
sorgungsanlagen im Vordergrund. Weiters 
wird eine verstärkte Förderung für den Bau 
betrieblicher Abwasserbeseitigungsanlagen 
möglich sein. Bei der Durchführung derartiger 
Projekte werden Anträge, denen auf Grund 
des Wasserbautenförderungsgesetzes Priorität 
zukommt, vordringlich behandelt werden. 

Das Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft wird 1973 für den Schutzwasserbau 
insgesamt rund 648 Millionen Schilling ein­
setzen können, das sind um rund 46 Millionen 
mehr als im laufenden Jahr. Das damit ver-

Für den Umweltschutz stehen nicht nur dem bundene Bauvolumen von schätzungsweise 
Bundesministerium für Gesundheit und Um- 1 Milliarde Schilling läßt erkennen, welche 
weltschutz, sondern in sehr namhaftem Aus- Bedeutung die Bundesregierung dem Schutz­
maß auch dem Bundesministerium für Land- wasserbau beimißt. 
und Forstwirtschaft und dem Bundes-
ministerium für Bauten und Technik sowie Da die Dberlegungen über den passiven 
den asterreichischen Bundesforsten und den Hochwasserschutz nunmehr in ein konkretes 
Osterreichischen Bundesbahnen Budgetmittel Stadium treten, wie zum Beispiel in Form 
zur Verfügung. 

Ein wesentliCher Beitrag zum Schutz der 
Umwelt liegt in der Reinhaltung unserer Ge­
wässer sowie in der Versorgung der Bevöl­
kerung mit einwandfreiem Trinkwasser. 

der Erstellung von Gefahrenzonenplänen im 
Rahmen der Wildbach- und Lawinenver­
bauung, ist eine entscheidende Verbesserung 
der Verhältnisse in den gefährdeten Räumen 
zu erwarten. 

Den damit verbundenen Gesichtspunkten der 
Im Sinne einer besonderen Schwerpunkt- Raumplanung wird langfristig immer größere 

setzung im Bundesvoranschlag 1973 erfolgt Bedeutung zukommen. Es verdient daher fest­
demnach - wie auch in den beiden vor- gehalten zu werden, daß die soeben geschil­
angegangenen Jahren - eine sehr beträcht-I derte Initiative der erste Schritt in dieser 
liehe Ausweitung der Zuwendungen des Bun- Richtung ist. 
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Die größten Vorhaben der Wildbachver­
bauung betreffen den Enterbac:h in Tirol, den 
Niedernsiller Mühlbach ;in Salzburg und den 
Gradenbach in Kärnten. 

Neben vielen anderen Lawinenverbauungen, 
denen im österreiChisc:hen Alpenraum zur 
Sicherung des Siedlungs- und W~'rtschafts­
gebietes, aber audl des Fremdenverkehrs 
immer größere Bedeutung zukommt, soll hier 
nur die Verbauung der Kapallawine bei 
St. Anton am Arlberg erwähnt werden. 

Im Flußbausektor wird mit den Arbeiten 
am Hochwasserschutz der Stadt Innsbruck und 
mit der Regulierung der Mur - ein mit 
Jugoslawien koordiniertes Projekt - begon­
nen werden. 

Für behinderte Kinder wird außerdem ab 
1. Jänner 1973 eine erhöhte Familienbeihilfe, 
und zwar im Ausmaß von zusätzlich 260 S ge­
währt werden. Für den Aufwand an Geburts­
beihilfen sind insgesamt 230 Millionen Schil­
ling vorgesehen. 

Um den Eltern die finanziellen Lasten, die 
tihnen mit der Erziehung und Ausbildung ihrer 
Kinder erwachsen, fühlbar zu erleichtern, wur­
den freie Schulfahrt und freie Schulbücher ein­
geführt. Im Jahr 1973 werden für freie Sdlul­
fahrten 800 Millionen und für freie Schul­
bücher 600 Millionen Schilling aus Mitteln 
des Ausgleichsfonds bereitgestellt. 

Damit ist es möglich, daß heute 1,400.000 
österreichische Schüler -ihre SChulbücher unent­
geltlich beziehen. (Beifall bei der SPO.) 

Die freien Schulfahrten wurden im Schuljahr 
1971/72 von rund 150.000 Schülern in Anspruch 
genommen. (Beifall bei der SPO.) 

Die Regulierung der Drau im Stadtbereich 
von Villach, die siedlungspolitisCh außer­
ordentliCh bedeutungsvoll 'ist, wird 1973 fertig­
gestellt werden können. Die Regulierung der 
Drau im Bereidl von Spittal soll begonnen 
und die Arbeiten im Raum Sillian und an Die Ausgaben für sämtliche Leistungen aus 
der Kainach (als Voraussetzung für die dort dem Famil:ienlastenausgleich werden im Jahr 

1973 um rund 13 Prozent höher sein als im 
zu führende Autobahn) sollen fortgeführt wer- Jahr 1972! 
den. 

Zusammen mit den im FinanzausgleiCh vor­
gesehenen 100 Millionen Smilling (je 50 Mil­
lionen Schilling für Länder und Gemeinden) 
werden im Bundesvoranschlag 1973 für Um­
weltschutzmaßnahmen insgesamt 2 Milliarden 
Schilling bereitgestellt. (Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus! Die Mittel des Familienlasten­
ausgleichsfonds für die Abgeltung der den 
Familien tatsächlich entstehenden Lasten ein­
zusetzen, ist sozial gerechte Familienpolitik. 

Im Rahmen des Familienlastenausgleichs 
werden im Jahr 1973 Familienbelihilfen aus 
FondsmiUeln an rund 1,1 Millionen Anspruchs­
berechtigte mit 2,3 MiUionen Kindern gezahlt 
werden. Weiters werden Familienbeihilfen aus 
BundesroiUeln an 127.000 Familien mit 
248.000 Kindern ausbezahlt werden. Der Auf­
wand hiefür beträgt beim Ausgleichsfonds 
9500 Millionen gegenüber 8373 Millionen im 
Jahre 1972 und beim Bund 1040 Millionen 
gegenüber 1002 Millionen im Jahre 1972. 

Diese Steigerung rist vor allem auf die ab 
1. Jänner 1973 in Kraft tretende Erhöhung 
der Familienbeihilfe für jedes Kind um monat­
Hch 20 S sowie auf eine weitere Erhöhung 
der Familienbeihilfe um 10 S ab 1. Juli 1973 
zurückzuführen. 

Damit werden ab 1. Juli 1973 die monat­
lichen Beihilfen pro Kind gegenüber dem Jahr 
1970 um 70 S höher liegen. Je nach Kinder­
zahl bedeutet das eine prozentuelle Anhebung 
um 25 bis 35 Prozent. (Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus! Ein funktionsfähiges Verkehrs­
netz ist für die Produktion ebenso wie für 
Binnen- und Außenhandel, aber auch für 
den Fremdenverkehr eine unabdingbare Vor­
aussetzung. Der Schwerpunkt Verkehrspolitik 
im Bundesvoranschlag 1973 gewinnt aber dar­
über hinaus an Bedeutung, weil er auch be­
achtliche Elemente der Konjunkturpolitik, der 
Verbesserung der Infrastruktur und des Um­
weltschutzes zielbewußt verfolgt. 

Für die Osterreichischen Bundesbahnen 
sieht der Bundesvoranschlag 1913 in der 
ordentlichen Gebarung Betriebsausgaben in 
Höhe von 14,7 Milliarden Schilling und 
Betriebseinnahmen in Höhe von 11 Milliarden, 
somit einen Betriebsabgang von 3,7 Milliarden 
vor. Rechnet man die 1,7 Milliarden der außer­
ordentlichen Gebarung dazu, so beträgt der 
Abgang 5,4 Milliarden. 

Wie in der Regierungserklärung vom 
5. November 1971 dargelegt wurde, sollen die 
OsterreicP..llschen Bundesbahnen im Wege 
eines längerfristigen Investitionsprogramms 
als wkhtigstes Verkehrsunternehmen Oster­
reichs modernisiert und den Erfordernissen 
der Zeit angepaßt werden. 

Beim größten österreichischen Bundes­
betIlieb ist der Bundeshaushalt allerdings in 
besonderem Maße mit dem Problem konfron­
tiert, neben der stark ins Gewicht fallenden 
AbdeCkung des erhöhten Personalaufwandes 
ein adäquates Investitionsvolumen zu finan­
zieren. 
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Für Bruttoinvestitionen werden den Oster­
reichischen Bundesbahnen im Jahre 1973 ins­
gesamt 2569 Mmionen, gegenüber 1939 Mil­
lionen im Bundesvoranschlag 1972, zur Ver­
fügung stehen. 

Diese Jahressteigerung der Bruttoinvesti­
tionen fällt mit über 600 Millionen Schilling 
oder 32 Prozent sehr deutlich aus und unter­
streicht die Absicht der Bundesregierung. mit 
den Bahninvestitionen im Budget 1973 einen 
besonderen Schwerpunkt zu setzen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Ein wesentlicher Teil der Investitionsmittel 
wird 1973 für den Fahrpark aufgewendet 
werden. Im konkreten list die Besroaffung von 
30 E-Loks, 30 Dieselloks, 28 Reisezugwagen, 
2 Schnellbahngarnituren und rund 1500 Güter­
wagen geplant. 

Durch die Bestellung von Trjebfahrzeugen 
wird ein weiterer entscheidender Scb:nitt zur 
Umstellung auf Elektro- und Diesellokomo­
tiven möglich. Das ist nicht zuletzt auch vom 
Gesichtspunkt des Umweltschutzes positiv zu 
werten. 

Die starke Investitionsausweitung bei den 
asterreichischen Bundesbahnen hat neben 
struktur- und verkehrspolitischen Effekten 
einen wesentlichen konjunkturpolitischen 
Akzent: Die geplanten Bestellungen sind auf 
die Mögllichkeiten der heimischen Industrie 
abgestimmt und sichern den betreffenden 
österreichischen Unternehmungen Aufträge 
und Beschäftigung bis zum Jahr 1974. (Beifall 
bei der SPo.) 

j Hiermit wird auch ein Beispiel für die 
flexlible Handhabung der öffentlichen Investi­
tionen erbracht: Der restriktiven lJinie in Sek­
toren mit hohem Auftragsstand steht ein ver­
stärkter Einsatz der Mittel in Bereichen unter­
durchschnittlicher Kapazitätsaussta ttung 
gegenüber. Der öffentlichen Auftragsvergabe 
kommt für die Zulieferindustrie der Oster­
reichischen Bundesbahnen eine entscheidende 
Rolle auch deshalb zu, weil hier die Nach­
frage des Bundes nicht substituierbar ist. 

Weitere Schwerpunkte auf dem Investitions­
sektor der asterreichischen Bundesbahnen 
sind im Jahre 1973 die Fertigstellung bezie­
hungsweise Fortsetzung der Streckenelektri­
fizierung im Gebiet von Wien sowie auf den 
Stredcen Linz-Selzthal und Linz-Summerau. 
Für den Ausbau der bundesbahneigenen 
Energieversorgungsanlagen, für die Fortfüh­

Im Rahmen des Investitionsprogramms der 
asterreichischen Bundesbahnen wird 1973 
auch das vom Rationalisierungsstandpunkt aus 
zu begrüßende sicherungstechnische Programm 
beschleunigt weitergeführt. 

Die Errichtung von Zentral- und Mittelstell­
werken sowie die Automatisierung von Blode­
und Schrankenanlagen bilden hier die wesent­
lichsten Schwerpunkte. 

Die Großbauvorhaben Salzburg-Gnigl, 
Wien-West und Innsbrudc-Fracbtenbahnhof 
werden voraussichtlich im kommenden Jahr 
fertiggestellt werden. 

Für eine Reihe. weiterer Großbauvorhaben 
!!lehen entsprechende Mittel bereit. Hier ver­
dienen der Verschiebebahnhof Solbad Hall, 
die Fortführung des Ausbaues der Tauern­
strecke, der zweigeleisige Ausbau der Strecken 
Feldkirch-Rankweil und Zirl-Telfs sowie die 
Verstärkung des Oberbaues auf Teilen der 
West- und der Südbahnstrecke hervorgehoben 
zu werden. 

Der Neubau des Güterbahnhofes Wolfurt 
sowlie Bahnhofumbauten :in Leoben. 
Schwarzach-St. Veiit und Linz-Wegsdleid schei­
nen gleichfalls im Programm für 1973 auf. 

Die Betriebseinnahmen der Osterreichischen 
Bundesbahnen sind im Bundesvoranschlag 
1973 mit rund 11.004 Millionen gegenüber 
10.898 Millionen im Voranschlag 1972 veran­
schlagt. Die ger1ingere Zuwachsrate gegenüber 
1972 ist auf die Veränderung in der Erfolgs­
darstellung als Auswirkung des Umsatzsteuer­
gesetzes 1972 zurückzuführen. Deswegen muß­
ten die Einnahmenansätze um die in den 
Bruttoerträgen enthaltenen Steueranteile ver­
mindert werden. 

Die Betriebsausgaben der Post- und Tele­
graphenanstalt scheinen im Bundesvoran­
schlag 1973 mit 11,9 Milliarden auf. Dem 
stehen präliminierte Betriebseinnahmen in 
Höhe ~on 10,3 Milliarden Schilling gegenüber. 

Für Investitionen stehen der Postverwal­
tung im Bundesvoranschlag 1973 insgesamt 
3030 MilLionen gegenüber 2552 Millionen im 
Jahre 1972 zur Verfügung. Das ist eine Steige­
rung um fast eine halbe Milliarde Schilling 
oder um nahezu 20 Prozent. (Beifall bei der 
SPO.) 

Vom Investitionsvolumen entfallen 1973 
2743 Millionen gegenüber 2238 MillJionen im 
Jahre 1972 auf Fernsprechinvestitionen. 

rung der Arbeiten zur Vergrößerung des In Erfüllung des Fernsprechbetriebs- bzw. 
Speichers Tauernmoos und für den Neubau FernrneldeinvestiHonsgesetzes können damit 
eines Umformerwerksin S1. Mlichael ob Leoben im Jahre 1973 zirka 108.000 neue Fernsprech-
ist finan~iell vorgesorgt worden. . hauptanschlüsse errichtet werden. 
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Zusätzlich zu der genannten Zahl der An­
schlüsse werden mit Hilfe von Sonder­
finan1Jierungen weitere 10.500 Hauptanschlüsse 
geschaffen werden können. Somit kann 1913 
mit 118.500 neuen Fernsprechhauptanschlüssen 
gerechnet werden. (Beifall bei der SPO.) 

Die Zahl der Fernschreibanschlüsse wird 
von 9116 im Jahr 1911 und 10.566 im Jahr 
1972 auf 11.426 im Jahr 1973 steigen. 

Ein beträchtlicher Teil der Investitionsmittel 
der Post wird im Jahr 1913 für die Fortführung 
und Erweiterung der Motorisierung dieses 
Bundesbetriebes sowie für eine Reihe von 
Wlichtigen Bauvorhaben eingesetzt werden. 

Im Jahre 1973 werden für Baumaßnahmen 
an Bundesstraßen aus den zweckgebundenen 
Eingängen der Bundesmineralölsteuer 7,6 Mil­
liarden zur Verfügung stehen, das ist gegen­
über 1972 eine Steigerung um 1,1 Milliarden 
oder fast 17 Prozent. 

Zu diesen Mitteln kommen noch 89 Mil­
lionen auf Grund des Katastrophenfonds­
gesetzes, von denen 79 Millionen für Lawinen­
schutzbauten an Bundesstraßen verwendet 
werden. 

10 Millionen Schilling werden für die Besei­
tigung von Unwetterschäden zur Verfügung 
stehen. 

Schwerpunkte des Autobahn-Ausbaupro­
gramms sind der Abschluß der Bauarbeiten 
an der Südautobahn im Abschnitt Graz-Ost­
Mooskirchen und im Abschnitt Graz-West­
Dachsdorf, auf der Pyhrnautobahn im Ab­
schnitt Graz-West-Kärntner Straße sowie die 
Fertigstellung der Umfahrung Spittal-Drau im 
Zuge der Tauernautobahn. 

Weitere Arbeiten sind im Bereich der Inntal­
autobahn, der Südautobahn im Abschnitt 
Wiener Neustadt-Seebenstein, an der Wiener 
Außenringautobahn sowie an der Südost- und 
der Ostautobahn projektiert. 

Bei den übrigen Bundesstraßen werden die 
Budgetmittel konzentriert für den Vollausbau 
der durch Osterreich führenden Europastraße 
verwendet. 

Der Ausbau des Schnellstraßennetzes sowie 
die Fertigstellung des frostsicheren Ausbaues 
der Hauptverkehrsstraßen wird forciert. 

Für den Ausbau der Autobahnen stehen 
im Jahre 19733239,7 Millionen zur Verfügung, 
wozu noch 157,2 Millionen in der außer­
ordentlichen Gebarung für den Ausbau der 
Tauernautobahn im Abschnitt Gmünd-Lieser-

4747,1 Millionen bereitgestellt werden. 5,8 Mil­
lionen in der außerordentlichen Gebarung für 
den Ausbau der Katschbergbundesstre Be er­
gänzen diese Dotierung. 

Der Straßenforschung werden im Jahr 197;; 
38 Millionen zugewiesen. Die damit finanzier­
ten Forschungsvorhaben sind darauf gerichtet, 
das internationale Ndveau des österreichischen 
Straßenwesens zu sichern. (Beifall bei der 
SPO.) 

Hohes Haus! Die Bundesregierung hat ,in 
den letzten Jahren der Wirtschaftsförderung 
durch Mittel des Bundesbudgets besondere Be­
deutung eingeräumt. Mit dem Bundesvoran­
schlag für 1973 wird diese Politik fortgesetzt. 

Im konkreten begünstigen die vorgesehenen 
Maßnahmen den Fremdenverkehr und fön:'ern 
die Strukturverbesserung des österreichischt:"n 
Gewerbes. 

Osterreich ist es in den vergangenen Jahren 
gelungen, im internationalen Fremdenverkehr 
einen äußerst guten Ruf zu erwerben. Das 
Werbeprogramm tür 1973 zielt daher darauf 
ab, dieses Renommee durch intensive Wer­
bung weiter zu verbreitern und rruit der 
touristischen Nachfrage zusammenzuführen. 

Der Verein "Osterreich!ische Fremdenver­
kehrswerbung" wird für seine Aktivität 1913 
12 Milliionen gegenüber 60 Millionen im lau­
fenden Jahr einsetzen können. 

Darüber hinaus werden auch 1973 im Rah­
men des Fremdenverkehrsförderungspro­
gramms 1971 bis 1980 vermehrte Zuschüsse 
für die 'im heurigen Jahr begonnene "Aktion 
Komfortzimmer" gewährt werden. Von den 
dem Fremdenverkehr 1973 insgesamt zur Ver­
fügung stehenden Zinsenzuschüssen und son­
stigen Zuschüssen ,in der Höhe von 94,3 Mil­
lionen SchHling entfallen auf die "Aktion 
Komfortzimmer" 53 Millionen SchiUing. 

Für Kreditkostenzuschüsse nach dem 
Gewerbestrukturverbesserungsgesetz stehen 
im Jahr 1973 5 Prozent gegenüber bisher 
3 Prozent des Aufkommens an der Bundes­
gewerbesteuer zur Verfügung. Damit sollen 
den gewerblichen Klein- und Mittelbetrieben 
strukturverbessernde Umstellungs- und 

. Rat1ionalisierungsmaßnahmen erleichtert wer­
den. Durch eine entsprechende Novellierung 
des Gewerbestrukturverbesserungsgesetzes 
steigen 1973 die für diese Zwecke gewid­
meten Mittel von 82 Millionen Schilling im 
laufenden Jahr auf 147 Millionen Schilling. 
Das kommt eliner Ausweitung um rund 76 Pro­
zent gleich! (Beifall bei der SPO.) 

hofen kommen. Die Bundesregierung bekennt sich über die 
Für den Ausbau der Bundesstraßen B und soeben angeführten Teilbereiche hinaus zu 

der Schnellstraßen werden im Jahre 1973 dem auch bisher gepflogenen wirtschafts-
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politischen Stil der Partnerschaft. Das bedeutet 
in allen Fragen, bei denen das tunlich und 
zweckmäßig ist, Kooperation und Koordination 
mit den wirtschaftldchen Interessenvertretun­
gen. 

Seit dem Jahr 1910 war das im besonderen 
bei den im Gefolge der Schillingaufwertung, 
bei den sonstigen Maßnahmen, die als Reak­
tion auf das internationale Devisengeschehen 
zu ergreifen waren, bei den Vorbereitungen 
zur Umstellung auf die Mehrwertsteuer sowie 
anläßlich des Inkrafttretens der Interims­
abkommen der Fall. 

Die meisten der dabei getroffenen Verein­
barungen sind keine eigentlichen budgetpoli­
tischen Maßnahmen, sondern gehören in den 
Bereich des Steuerrechtes, der Währungs- und 
AußenhandelspoHtik und in andere Gebiete. 
Da sie aber in aller Regel staatliche Ein­
nahmenausfälle nach sich ziehen, finden sie 
mittelbar ihren Niederschlag im Bundeshaus­
halt. 

Die wichtigsten derartigen Maßnahmen der 
Wirtschaftsförderung seien knapp skizziert: 

Erweliterung des Rahmens der Bundes­
haftung für Exporte von 25 MiHiarden Schil­
ling auf 35 Milliarden Schilling; 

Einbeziehung des Wechselkursrisikos in die 
Bundeshaftung i 

Verbesserung der Exportfinan71ierung durch 
kräftige Bigenkapitalerhöhung bei der Export­
fonds-Gesm bH; 

Einführung des Investitionsfreibetrages; 

Erhöhung der vorzeitigen Abschreibung für 
unbewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagever­
mögens; 

Neuregelung der Besteuerung von Uber­
stunden; 

umfangreiche Bundeshaftungen für große 
Investitionsvorhaben ·in der Elektrizitätswirt­
schaft, der Aluminium- und der Stahlindustrie; 

großzügige regionale Industrieförderung, 
insbesondere im Raum Aichfeld-Murboden; 

die wesentliche Erhöhung der Budgetmittel 
zur Gewerbestrukturverbesserung; 

das langfIlisHge Fremdenverkehrsförde-
rungsprograrnm 1911 bis 1980; 

Einbeziehung der Transportwirtschaft in den 
Wirkungsbereich des Entwick.lungs- und Er­
neuerungsfonds ; 

lückenloser Importschutz der österreichi­
schen Landwirtschaft durch großzügige Ab­
schöpfungsregelungen. 

Hohes Hausl Die Bundesregierung hat sidl 
in ihrer Agrarpolitik das Ziel gesetzt, den 
wirtschaftlichen und sozialen Standard der in 
den ländlichen Bereichen unseres Landes 
lebenden Menschen ständig zu verbessern. 
(Beifall bei der SPO.) 

Die bishefligen Maßnahmen mit den Schwer­
punkten "Entwicklung der Infrastruktur", "be­
triebLiche Rationalisierung", "Markterschlie­
ßung" und "Bergbauernförderung" werden 
daher zielstrebig weitergeführt. 

Mit 1080 Millionen SchiUing bleibt der 
Grüne Plan unverändert auf dem hoheD 
Niveau des Bundesvoranschlages 1912. (Zwi­
schenruf des Abg. S te i n er.) Innerhalb des 
Grünen Planes kam es allerdings insofern zu 
einer Umschichtung, als der Rahmen für ver­
billigte Agrarinvestitionskredite um 46 Mil­
lionen Schilling auf 320 Millionen Schilling 
angehoben wurde. 

Die bäuediche Bevölkerung bewirtschaftet 
nicht nur den Großteil des gesamten Grund 
und Bodens und produziert Nahrungsmittel, 
sondern trägt auch ganz entscheidend zum 
Landschaftsschutz und zur Bewahrung wert­
voller Erholungsräume bei. (Beifall bei der 
SPO.) 

Das von der Bundesregierung ins Leben 
gerufene Bergbauern-Sonderprogramm soll in 
den österreichischen Bergregionen und den 
übrigen entSliedlungsgefährdeten Gebieten ge­
sellschaftlich und kulturell lebendige Räume 
erhalten. Für das Bergbauern-Sonderpro­
gramm stehen daher auch 1913 wieder 300 Mil­
lionen Schilling zur Verfügung. (Erneuter Bei­
fall bei deI SPO.) 

Der Ansatz für die Beihilfe nam dem 
Studienbeihilfengesetz wurde gegenüber dem 
laufenden Jahr um 19 MilHonen Schilling auf 
rund 60 Millionen Schilling aufgestockt und 
ist als ganz wesentlicher Beitrag zur Schaffung 
von Studienmöglichkeiten für die Landjugend 
zu werten. 

Hohes Haus! Dieses Beispiel zeigt deutlim, 
daß es im Interesse der Erhaltung eines ge­
sunden Bauernstandes und eines ungefähr­
deten ländlichen Siedlungsraumes nicht aus­
schließlich damit getan ist, den Grünen Plan 
mit ausreichenden finanziellen Mitteln zu 
dotieren. Vielmehr geht es auch darum, 
unsere Mitbürger in den landwirtschaftlichen 
Berufen durch Mitbeteiligung an allen sozial­
und familienpolitischen Einrichtungen in 
unsere Gesellschaft zu integflieren. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. S t ein e I: Die können 
doch nicht schlechter behandelt werden als 
die andere Bevölkerung!) 

46. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 25 von 37

www.parlament.gv.at



3822 Nationalrat XIII. GP - 46. Sitzung - 18. Oktober 1972 

Bundesminister Dr. Androsch 
Die Bundesregierung hat diesen Uber- tung einer Verkehrsinformationszentrale wur­

legungen bei 'ihrer bisherigen Agrarpolitik den zusätzliche Mittel bereitgestellt. 
Rechnung getragen. Der Bundesvoranschlag 
1973 enthält weitere wichtige Schritte .in dieser 
Richtung. 

In diesem Sinne bitte ich Sie, auch die schon 
dargelegte Verbesserung der Altersversor­
gung zu werten und außerdem zu bedenken, 
daß etwa durch die Schulfahrtbeihilfen und 
die Schülerfreifahrten gerade den Familien 
im ländlichen Raum spürbare Lasten abge­
nommen werden. (Beifall bei der SPO.) 

Erlauben Sie mir bei dieser Gelegenheit 
noch eine weitere Anmerkung, die zeigt, daß 
die Finanzpolitik auch über den engeren 
Bereich des Budgetkapitels "Landwirtschaft" 
hinaus in den Dienst der ländlichen Bevölke­
rung gestellt wird. 

Bei den Verhandlungen über den neuen 
Finanzausgleich konnte eine finanzielle Stär­
kung der Gemeinden erreicht werden. Damit 
wird den Gemeinden bei der Finanzierung 
ihrer wachsenden Aufgaben erhöhte Unter­
stützung zuteil. Denn eines muß klar sein: 
Nur wenn auch die Landgemeinden über die 
notwendige Grundausstattung an Infrastruk­
tureinrichtungen verfügen, wird es möglich 
sein, den ländlichen Raum vor der Entvölke­
rung zu bewahren und damit auch für die 
Erfüllung seiner Aufgaben im kooperativen 
Bundesstaat funktionsfähig zu erhalten. (Bei­
tall bei der SPO.) 

Das kann aber nicht bedeuten, daß alle 
öffentlichen Grundleistungen auch in den 
kleinsten Gemeinden bereitgestellt werden 
müssen. Es sollte vielmehr durch ein ent­
sprechend ausgestattetes Netz zentraler Orte 
allen Binwohnern von Landgemeinden der Zu­
gang zu öffentlichen Einrichtungen eröffnet 
werden, deren dezentrale Erstellung wegen 
der niedrigen Nutzungsfrequenz in Klein­
gemeinden unwirtschaftlich wäre. 

Hohe!;' Hausl Exekutive, Heer und Gerichts­
barkeit müssen jederzeit in der Lage sein, 
ihre Funktionen voll und ganz zu erfüllen, 
um Gesundheit und Vermögen jedes einzelnen 
Staatsbürgers vor jedweder Bedrohung zu 
schützen. Dieses grundlegende Erfordernis fin­
det im Bundesvoranschlag 1973 seine finan­
zielle Berücksichtigung. 

Im Bereich des Bundesministeriums für 
Inneres wird der Austausch der zum Teil ver­
alteten Fahrzeuge der Exekutive ebenso wie 
die Umstellung der Funkausstattungen der 
Bundesgendarmel1ie vom 4-m-Band auf das 
2-m-Band fortgesetzt. 

Für die Isolierung der im Steinfeld lagern­
den Kampfstoffgranaten und für die Einridl-

An weiteren wichtigen Vorhaben sind der 
planmäßige weitere Ausbau der Datenver­
arbeitungsanlage bei der Bundespolizeidirek­
tion Wien und die Errichtung von Daten­
stationen in drei Landeshauptstädten zu nen-
nen. 

Die höhere Dotierung der dem BundesmiDli­
sterium für Justiz bereitgestellten Mittel wird 
es ermöglichen, sowohl die Modernisierung 
des Strafvollzuges fortzusetzen als auch die 
Sicherheitsverhältnisse in den Justizanstalten 
zu verbessern. (Beifall bei der SPO.) 

Auch für einen weiteren Ausbau der 
Bewährungshilfe wird durdl eine Anhebung 
der Mittel von 18,7 Millionen Schilling im 
Jahr 1972 auf 23,3 Millionen Schilliing im Jahr 
1973 vorgesorgt. 

Ein wesentliches Anliegen des Regierungs­
programms ist die Fortführung der im Jahr 
1971 in Angriff genommenen. Reform des öster­
reichischen Bundesheeres. (Ironische Heiter­
keit bei der OVP.) 

Der Budgetrahmen beim Kapitel "Militäri­
sche Angelegenheiten" weist daher gegen­
über dem Jahr 1972 eine erhebliche Auswei­
tung auf. Sie beträgt 631 Millionen SchHling 
oder 14,2 Prozent und erhöht das Gesamtaus­
maß des Verte.idigungsbudgets auf rund 
5080 Millionen Schilling. (Beitall bei der SPO.) 

Neben der allgemeinen Erhöhung des Per­
sonalaufwandes um 305 Millionen Schilling, 
das sind 17 Prozent gegenüber 1972, wurden 
im Budgetentwurf 1973 beim Sachaufwand um 
326 Millionen Schilling oder 12,3 Prozent mehr 
veranschlagt als .im laufenden J ahI. 

Schwerpunktmäßig wird der überwiegende 
Teil der Erhöhung im Sachaufwand, und zwar 
mit 290 Millionen SchiHing, der Beschaffung 
von Waffen, Geräten und Kraftfahrzeugen 
dienen und die in den beiden vorangegan­
genen Budgets verfolgte Durchführung eines 
längerfristigen Beschaffungsprogramms fort­
setzen. 

Hohes Haus! Ein Vergleich zwischen den 
Industriestaaten und der "Dritten Welt" zeigt 
bekanntermaßen trotz langjähriger Bemühun­
gen um einen internationalen Lastenausgleich 
noch immer eine erschreckende Diskrepanz 
der LebensverhältDlisse und des Bildungs­
grades. 

Die Bundesregierung hat sich daher in ihrer 
Regierungserklärung dazu bekannt, daß Oster­
reich nach Maßgabe seiner wirtschaftlichen 
Möglichkeiten bemüht sein wird, seine Ent­
wicklungshilfe sowohl bilateral durch direkte 
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Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 
als auch durch verstärkte Mitarbeit in den 
internationalen Organisationen auszuweiten. 
(Beifall bei der SPO.) 

Neben der Technischen Hilfe, deren Schwer­
punkte im Bereich der Bildung, Ausbildung 
und der Beratung liegen, leistet Osterreich 
als Beitrag zur Entwicklungshilfe Zinsstützun­
gen und Projekthilfen. 

Für Zinsstützungen im Rahmen der Export­
förderung wurden bisher Mittel nach Maß­
gabe zweckgebundener Einnahmen nach dem 
Außenhandelsförderungsbeitragsgesetz 1954 
zur Verfügung gestellt. Im Jahre 1973 werden 
erstmaldg aus Budgetm'itteln zusätzlich 20 Mil­
lionen Schilling für Stützungszwecke vorge­
sehen. 

Insgesamt werden rund 64 Millionen Schil­
ling dem Entwicklungshilfeexportverfahren 
zugeführt werden können; das bedeutet eine 
Steigerung um fast 27 Millionen Schilling oder 
um 70 Prozent. 

Auch :im Rahmen der Projekthlilfe wird 1973 
eine sehr beachtliche Steigerung von 39,1 Mil­
lionen Schilling um 116 Prozent auf fast 
86 Millionen Schilling eintreten. 

Insgesamt sind sorni t im Bundesvoranschlag 
1913 150 MiUionen Schming für Zwecke der 
Entwicklungshilfe enthalten. 

Darüber hinaus wird erwogen, den Gegen­
wert von einer Milliarde Schilling der von der 
Oesterreichischen Nationalbank gehaltenen 
Dollarbestände über den Weg niedI1igverzins­
Hcher Kredite internationalen Institutionen, 
die mit der Entwicklungsfinanzierung befaßt 
sind, zur Verfügung zu stellen. 

Hohes Haus! Die Gesamteinnahmen sind dm 
Voranschlag für 1973 mit 127,9 Milliarden 
Schilling, und zwar einschHeßlich der für die 
Uberbrückung der Mehrwertsteuerlücke erfor­
derlichen Finanzierungsmittel lin Höhe von 
rund 8,9 Milliarden Schilling präliminiert. Im 
Vergleich zum voraussichUichen Erfolg 1972, 
der gegenüber dem Bundesvoranschlag 1972 
Mehreinnahmen um rund 4,8 MilLiarden Schil­
ling und damit Gesamteinnahmen von 
113,4 Milliarden Schilling ergeben dürfte, be­
deutet das eine Steigerung um 8,2 Prozent. 

Die gesamten öffentLichen Abgaben 
(brutto) steigen gegenüber dem voraus­
sichtlichen Erfolg von etwa 110,3 Milliarden 
Schilling des Jahres 1972 um nur 1,2 Milliar­
den Schilling oder rund 1 Prozent. 

Diese außergewöhnlich mäßige Steigerung 
ist eine Folge der Ausfälle durch den Uber­
gang zum Netto-Umsatzsteuersystem, die Re­
form des Lohn- und Einkommensteuer-

systems, die Urnverteilung der öffentlichen 
Abgaben zugunsten der Länder und Gemein­
den entsprechend dem neuen Finanzausgleich 
und die Zollsenkung durch das EWG-Arrange­
ment. 

Die dem Bund verbleibenden Nettoeinnah­
men betragen rund 69,6 Milliarden Schilling. 
Das dst gegenüber· dem Bundesvoranschlag 
1972 zwar eine Steigerung um 1,3 Milliarden 
Schilling, jedoch im Vergleich zum voraus­
sichtlichen Erfolg für heuer eine Minderung 
um etwa 2 Milliarden Schilling. 

Obwohl die Mehrwertsteuersätze aufkom­
mensneutral errechnet worden sind, also das 
gleiche Steueraufkommen erzielt werden soll 
wie mit der gegenwärtigen Umsatzsteuer, muß 
für das Jahr 1973 mit einem Minderaufkom­
men an Umsatzsteuer gerechnet werden. Die 
Umstellung des Umsatzsteuersystems verur­
sacht hohe fiskalische Kosten, die bei der 
Festsetzung des Steuersatzes nicht mitbe­
rücksichlligt werden konnten. 

Dazu gehören vor allem die Vorratsent­
lastung, die .im Jahr 1973 noch zu gewähren­
den Ausfuhr- beziehungsweise Ausfuhrhänd­
lervergütungen für Exportvorgänge bds zum 
31. Dezember 1972, der Steuerausfall aus der 
Verschiebung des FäUigkeitszeitpunktes für 
die Umsatzsteuer-Vorauszahlungen um einen 
Kalendermonat, die Rückzahlung der für An­
zahlungen nach dem bisherigen Umsatzsteuer­
recht vor dem 1. Jänner 1973 entrdchteten 
Umsatzsteuerbeträge und anderes mehr. 

Diese Umstellungskosten werden zwar 
durch die 1m Umsatzsteuergesetz 1972 vorge­
sehene Besteuerung des unternehmerischen 
Selbstverbrauches in den Jahren 1973 bis 1971 
gedeckt sein, für das Jahr 1973 wird sich 
jedoch eline Lücke von 8,9 Milliarden Schilling 
ergeben, die Maßnahmen der Zwischenfinan-
7lierung notwendig macht. 

Diese Reformmaßnahmen erfordern den 
Verzicht auf 5,3 Milliarden Schilling. Das 
Budget 1973 trifft davon ein Ausfall von 
zirka 1,7 Milliarden Schilliing netto. 

Hohes Haus! Nach langjährigen Bemühun­
gen konnten am 22. Juli 1912 in Brüssel die 
Abkommen über die wirtschaftlichen Bezie­
hungen Osterreichs zu den Europäischen Ge­
meinschaften abgeschlossen und unterzeichnet 
werden, welche :insbesondere den schritt­
weisen Abbau der Zoll- und sonstigen Han­
deisschranken für die wesentlichen Teile 
des gegenseitigen Warenaustausches zum 
Ziel haben. 

Der Bundeshaushalt wird wegen des fort­
schreitenden Abbaues der Zölle gegenüber 
den Europäischen Gemeinschaften in Zukunft 
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somit auf den wesentlichen Teil seiner Zoll- langfristige Kreditaufnahme angestrebt wer-
einnahmen verzichten müssen. den. 

Für das Jahr 1972 betrugen die Anteile 
der Länder und Gemeinden an den gemein­
schaftlichen Bundesabgaben rund 15,8 Milliar­
den Schilling beziehungsweise 11,4 Milliarden 
Schilling, für das Jahr 1973 würden diese 
Anteile unter der Fiktion der Wetitergeltung 
des Finanzausgleichsgesetzes 1967 rund 
15,7 Milliarden Schilling beziehungsweise 
12 Milliarden Schilling ausmachen. Auf Grund 
des neuen F:inanzausgleiches werden sie auf 
rund 16,3 Milliarden Schilling beziehungs­
weise 12,4 Milliarden Schilling ansteigen. 

Bei den Bundesbetrieben beläuft sich die 
Einnahmenschätzung auf 24,8 Milliarden Schil­
ling, das ist eine Steigerung gegenüber dem 
heurigen Voranschlag um 1,4 Milliarden Schil­
ling oder rund 6 Prozent. 

Die übrigen Einnahmen, zu denen die des 
Familienlastenausgleichs, die Arbeitslosenver­
sicherungsbeiträge, die Justizgebühren sowie 
die im Kapitel 51 tim Zuge der Einführung 
der Mehrwertsteuer erforderlichen Kassenver­
waltungseinnahmen zur Finamlierung der Vor­
ratsentlastung dn einer Höhe von 8,9 Mil­
liarden Schilling zählen, steigen wegen dieser 
nur für 1973 notwendigen Sonderfinanzierung 
gegenüber dem Bundesvoranschlag 1972 um 
insgesamt 11,8 Milliarden Schming auf 
33,5 Milliarden Schilling an. Werden d;iese 
8,9 Milliarden Schilling abgezogen, so ergibt 
sich ein Zuwachs von rund 2,9 Milliarden 
Schilling oder mehr als 13 Prozent. Dieser 
list in erster Linie auf eine Steigerung bei 
den Dienstgeberbeiträgen zum Ausgleichs­
fonds für Familienbeihilfen (Familienlasten­
ausgleich) zurückzuführen. 

Das Problem der Budgetfinanzierung 1973 
stellt sich nach Auffassung des Staatsschulden­
ausschusses in zweifacher Hinsicht: 

1. als Bedeckung des Abganges im ordent­
lichen und außerordentlichen Haushalt ohne 
Berücksichtigung der Auswirkungen der Ände­
rung des Umsatzsteuersystems i 

2. als Bedeckung der Finanzierungslücke, 
dIie sich aus der Änderung des Umsatzsteuer­
systems ergeben wird. 

Der Staatsschuldenausschuß ist auf Grund 
der Berechnungen der Nettogeldkapitalbildung 
der Meinung, daß der Budgetabgang im 
ordentlichen und außerordenHichen Haushalt 
ohne Berücksichtigung der Änderung des 
Umsatzsteuersystems aus inländischen Geld­
und Kapitalmarktaufnahmen gedeckt werden 
kann. Von diesen MögHchkeiten sollte welit­
gehend Gebrauch gemacht und eine möglichst 

Saldenmedlanisch gesehen müssen ciner 
sich aus einer Änderung des Umsatzsteuer­
systems ergebenden Finanzierungslücke des 
Bundes Liquiditätsüberschüsse bei anderen 
inländischen Wirtschaftssubjekten gegenüber­
stehen. Die vom Bund benötigten Mittel soll­
ten deshalb in erster Linie durch Ausschöpfung 
dieser Liquiditätsüberschüsse gedeckt werden. 
Uberlegungen hierüber sollten lim Einverneh­
men mit dem Kreditapparat angestellt werden. 
Dieser Empfehlung wird das Bundesministe­
rium für Finanzen weitestgehend Rechnung 
tragen. 

Was nun die Entwicklung der Staatsschuld 
in den letzten Jahren betrifft, so darf ich 
zunächst in Erinnerung rufen, daß der Beirat 
für Wirtschafts- und Sozialfragen in seinen 
letzten beiden Budgetvorschauen jeweils von 
einem proportionalen Wachstum des nominel­
len Bruttonationalproduktes und der Staats­
schuld ausging. 

Wie sehr die Bundesregierung bemüht war, 
einen KonsoLidierungsprozeß der Staatsfinan­
zen nicht nur einzuleiten, sondern auch Jahr 
für Jahr fortzusetzen, ergibt sich gleichfalls 
aus einer Betrachtung im Binanzschulden­
bericht 1972. Ich darf zitieren: 

"Zusammenfassend läßt sich folgende Ent­
wicklung der Finanzschuld im Jahre 1971 fest­
stellen: 

1. Erstmals im Beobachtungszeitraum des 
Staatsschuldenausschusses (seit 1959) trat im 
Jahr 1971 eine Verminderung der Bundes­
finanzschuld ein. Diese Verminderung ergab 
sich in erster Linie in den Gruppen ,Bundes­
schuld an Oesterreichische Nationalbank' und 
,Auslandskredite'. 

2. Die Verlagerung von Auslands- zur 
Inlandsschuld hielt weiter an. Der Schwer­
punkt der Gesamtschuld liegt sohin verstärkt 
bei der Inlandsschuld, deren Anteil um 
2,7 Prozentpunkte auf 74,1 Prozent anstieg. 

3. Der Anteil der durch Anleihen finanzier­
ten Bundesfinanzschuld ist gestiegen. Die 
Inlandsanleihen sind anteilsmäßig stärker ver­
treten als die Auslandsanleihen; allerdings 
stiegen die Auslandsanleihen prozentuell stär­
ker. 

4. Im Rahmen der Auslandsschuld waren 
die Auslandskredite stark rückläufig. Ihr 
Strukturanteil sank von 20 auf 17 Prozent ab. 

5. Innerhalb der Inlandsschuld zeigt sich 
eine Abnahme der Bundesschuld an die 
Oesterreichische Na1Jionalbank bei Ansteigen 
der Schatzscheine und gleichbleibendem An­
leiheanteil. 
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6. Zusammenfassend zeigt si.ch eine deut­

liche Umschichtung von Auslands- zur Inlands­
schuld und von nichttitrierter zu titrierter 
Verschuldung." 

Sehr deutlich kommt diese Entwicklung 
bei ziffernmäßiger Betrachtung zum Ausdruck. 
Das nominelle Bruttonationalprodukt wuchs 
1970 um 12,6 Prozent, die Staatsschuld um 
8 Prozent. 1911 ergab sich eine Steigerung 
des Bruttonationalproduktes um 11,2 Prozent, 
die Staatsschuld ging um 0,5 Prozent zurück. 
Für Ende 1972 wird ein Schuldenstand von 
50,2 MiUiarden Schilling erwartet: ein Zu­
wachs gegenüber 1911 um 1,2 Prozent; beim 
Bruttonationalprodukt rechnet man hingegen 
mit einer Wachstumsrate von 12 Prozent. 

Auf Grund dieser günstigen Lage der Staats­
schuld und der lin den letzten Jahren erfreu­
lichen Entwicklung des inländischen Geld- und 
Kapitalmarktes bin ich s'icher, daß die im 
Jahre 1913 aus Anlaß der Erinführung der 
Mehrwertsteuer zusätzlich erforderlichen Fi­
nanzierungen gemeistert werden können, 

Hohes Haus! Schon un meiner Budgetrede 
vom 12. November 1971 habe ich auf die 
in der Regierungserklärung vom 21. April 
1970 vorgesehene "Verbesserung der budget­
rechtlkhen Grundlagen" Bezug genommen. 
Dem Hohen Haus habe ich demgemäß damals 
die Zuleitung des Entwurfes eines neuen 
Bundeshaushaltsgesetzes angekündigt. Dieses 
Versprechen werde ich in Kürze einlösen. Das 
Hohe Haus bitte lich um Verständnis dafür, 
daß auf Grund der Reihung der Dringlich­
keiten dnsbesondere den Verträgen mit den 
Europäischen Gemeinschaften, dem Mehrwert­
steuergesetz und dem neuen Einkommen­
steuergesetz der Vorrang vor dem Entwurf 
des Bundeshaushaltsgesetzes eingeräumt 
wurde. 

Hohes Haus! Umfangreiche Investitionen er­
fordern in jedem Fall, also gleichgültig, ob 
es sich um private oder öffentliche Auftrag­
geber handelt, eine längerfrist,ige Planung. 
Schl'ießlich sollen sie in ihrer Auswirkung auf 
andere Bereiche abgeschätzt und mit den je­
wem gen Finanzierungsmöglichkeiten lin Ein­
klang gebracht werden können. Insbesondere 
die öffentlichen Investitionen zeichnen sich 
dadurch aus, daß eine einzige Maßnahme 
gleichzeitig auf verschiedenen Ebenen Wir­
kungen auslöst. 

Dber größere Zeiträume hin ,im voraus ge­
plante Investitionen haben für die Zulieferer 
den Vorteil, daß sie wegen des Vorliegens 
längerfristig gesicherter Aufträge ihre eigenen 
Dispositionen rationaler gestalten können, 

Unter Berücksichtigung dieser GeS'ichts­
punkte und unter Berücksichtigung der sehr 

komplexen ökonomischen und finanziellen 
Wechselbeziehungen von Investitionen in ver­
schiedenen Bereichen hat die Bundesregierung 
- beginnend mH dem Jahr 1911 - ein zehn­
jähriges Investitionsprogramm erstellt. Trotz 
seInes langfristigen Charakters wurde es aber 
nicht als starres Korsett konzipiert, das An­
passungen an die wirtschaftldche und techni­
sche Entwicklung nicht zuläßt. Viielmehr wurde 
vom Anfang an festgelegt, daß es nach Ablauf 
eines Jahres im Lichte der eingetretenen wirt­
schaftlichen, gesellschaftlichen und politischen 
Änderungen um ein Jahr fortgeschrieben wer­
den wjrd, Dabei geht es freiLich nicht um 
eine rein mechanische Fortschreibung, sondern 
um das Aufzeigen von Auswirkungen der je­
weiligen Budgetschwerpunkte auf die lang­
fristige strukturelle Entwicklung der Bundes­
investJitionen. 

Die erste ReViision und Erweiterung des 
Bundesinvestitionsprogramms wurde im Früh­
jahr 1972 begonnen. Die Arbeiten sind nun­
mehr abgeschlossen. 

Das gesamte Investitionsvolumen beträgt 
nach Revision für die um ein Jahr fortge­
schriebene Planungsperiode, die jetzt also die 
Jahre 1972 bis 1981 überspannt, ;insgesamt 
rund 251 Milliarden Schilling gegenüber 
232 Milliarden Schilling in der Fassung 
des Vorjahres. 

Das grundsätzliche System des Bundes­
investitJionsprogramms wurde beibehalten, das 
heißt, es ist, auf den Ansätzen des Bundesvor­
anschlages 1972 aufbauend, in ein Basispro­
gramm - 85 Prozent der Quoten des Vor­
anschlages 1972 -, ein KonjunkturstabiJ.isie­
rungsprogramm - 15 Prozent des Voran­
schlages 1972 - und 'in ein Konjunktur­
belebungsprogramm - gleichfalls 15 Prozent 
des Bundesvoranschlages 1912 - unterteilt. 

Im Hinblick auf die zu erwartende Konjunk­
turentwiCklung und ,in Verfolgung der stabili­
tätspolitischen Bemühungen sowie lin Einklang 
mit der schon erwähnten 15prozentigen Aus­
gabenbindung wird 1973, soweit das gegen­
wärtig abgesehen werden kann, lediglich das 
Basisprogramm zum Einsatz kommen können. 
Damit wird dokumentiert, daß öffentliche 
Investitionspolitik und Stabilisierungspolitik 
zweckentsprechend aufeinander abgestimmt 
werden können. (Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus! In dem Ihnen vorH.egenden 
Budgetentwurf für das kommende Finanzjahr 
finden Sie abermals - wie schon 1971 und 
1972 - einen Konjunkturausgleich-Voran­
schlag, der insgesamt rund 4,3 Milliarden 
Schilling an Zusatzausgaben beinhaltet, die 
nahezu ausschließ~ich auf Investitionen und 
Invesbitionsförderung entfallen. MH einer ge-
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wissen Berechtigung wird die Frage aufge­
worfen werden, ob bei den derzeit vorliegen­
den günstigen Prognosen für die wirtschaft­
liche Entwicklung Osterreichs im näcbsten 
Jahr die Erstellung eines solchen Zusatzpro­
gramms überhaupt Slinnvoll ist. 

Die Bundesregierung dokumenNert mit der 
Aufnahme des Konjunkturausgleichshaus­
haltes in den Bundesvoranschlag 1973, daß 
sie gerüstet ist, einern nach der gegenwärtigen 
Situation unwahrscheinlichen wirtschaftlichen 
Rückschlag wlirksam begegnen zu können. 
(Beifall bei der SPO.) Der Konjunkturaus­
gleich-Voranschlag stellt gleichsam das Pen­
dant zu den 15prozentigen Bindungen der 
Ermessensausgaben dar, die als eine Art 
negatives Konjunkturausgleichsbudget anzu­
sehen sind. Damit soll aber auch gleichzeitig 
die konjunkturpollitisch notwendige Flexibili­
tät bei der Handhabung des Staatsbudgets 
dargetan werden. 

Hohes Haus! Der Text des Bundesfinanz­
gesetz-Entwurfes für das Jahr 1973 baut im 
wesentlichen auf dem Text des Bundesfinanz­
gesetzes 1972 auf. 

Abänderungen und Ergänzungen am Wort­
laut der Bestimmungen des Entwurfes des 

und Maschinenbewirtschaftung des Bundes für 
die vorgenannten Zwecke bundeseigene Ge­
räte zur Verfügung gestellt. Der neue Abs. 2 
des Artikels X bezweckt durch die Veräuße­
rung dieser Geräte an die Länder die Verwirk­
lichung der im Artlikel 126 b Bundes-Verfas­
sungsgesetz verankerten Grundsätze der Spar­
samkeit, Wütschaftlichkeit und Zweckmäßig­
keit. 

Der Dienstpostenplan des Bundes sieht für 
das Jahr 1973 eine Zunahme um 3253 Dienst­
posten vor. Dadurch wird sich der Stand der 
vom Bund Beschäftigten ·im Jahr 1913 um 
etwas mehr als 1 Prozent erhöhen. 

Die Zunahme von mehr als 3000 Dienst­
posten mag hoch erscheinen, muß aber ange­
sichts der Fülle neuer Aufgaben, die an den 
Bund herangetragen wurden, eher als gering 
angesehen werden. Sie konnte auch nur des­
halb in diesem Rahmen ,gehalten werden, weH 
in einigen Bereichen durch Rationalisierungs­
maßnahmen und den Wegfall von Agenden 
Einsparungen erzdelt werden konnten. (Beifall 
bei der SPO.) So wird der Stand der Dienst­
posten der Osterreichischen Bundesbahnen im 
Jahre 1973 um 900 neuerlich verringert. Erheb­
liche Einsparungen waren ferner in den Be­
reichen des Bundesministeriums für Inneres 

Bundesfinanzgesetzes haben sich linsbesondere und des Bundeskanzleramtes sowie der Oster-
aus den folgenden Dberlegungen ergeben: reichischen Bundesforste möglicb. 

1. Mit dem Ziel der genauen Ausrkbtung 
auf die Bestimmungen des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes wurden der Artikel I über die 
BewiHigung des Bundesvoranschlages und die 
Artikel XII und XIII über die Regelungen 
betreffend die Ausgaben für Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge sowie für Datenverarbei­
tungsanlagen neu gefaßt. 

2. Die im ArNkel 111 vorgesehenenUber­

Der Großteil der neuen Dienstposten ent­
fällt auf die Bereiche der Bundesministerien 
für Unterricht und Kunst sow.ie Wissenschaft 
und Forschung. Allein auf dem Unterrichts­
sektor mußten wegen zusätzlicher Klassen und 
Schulneugründungen sowlie der Vollsubven­
tionierung der konfessionellen Privatschulen 
1993 zusätzliche Dienstposten geschaffen wer­
den. 

schreitungsmöglichkeiten wurden insbeson- Der durch das Ansteigen der Hörerzahlen 
dere hinsichtlich des Familienlastenausgleichs bedingte Ausbau der Hochschulen und sonsti­
und der Anschaffung von Kraftfahrzeugen für ger wissenschaftlicher Einrichtungen erfor-
die Sicherheitsorgane des Bundes erweitert. derte eine Vermehrung um 508 Dienstposten. 

3. Mit dem Ziel einer zeitgerechteren Er- Zusätzliche 212 Dienstposten waren im 
langung der vorläufigen Gebarungsergebnisse Bereich des Bundesministeriums für Justiz er­
aus der Führung des Bundeshaushaltes wurde forderlich, was ,im wesentlichen auf die Ände­
der Auslaufzeitraum des Artikels IV Abs. 3 rung der Bestimmungen über den Strafvollzug 
vom 25. auf den 20. Jänner des Finanzjahres zurückzuführen ist. 
1974 verkürzt. 

4. Im Artikel VI über die Aufnahme von 
Finanzschulden konnten die Bestimmungen 
über die entbehrlich gewordenen Kreditauf­
nahmen entfallen. 

Für die Uferschutz- und Regulierungsbauten 
an Flüssen und Bächen, die von den Ländern 
ausgeführt werden, gewährt der Bund nach 
den Bestimmungen des Wasserbautenförde­
rungsgesetzes Bundesbeiträgej außerdem wer­
den Ländern derzeit im Rahmen der Bauhof-

Für die Post- und Telegraphenanstalt, 
die einen Rationalisierungsmaßnahmen nur 
schwer zugänglichen personalintensiven Be­
trieb darstellt, waren vor allem zum Ausbau 
von Fernmeldeeinrichtungen 1619 zusätzliche 
Dienstposten erforderlich. 

Der Text des Allgemeinen Teiles des 
Systemisierungsplanes der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge wurde gleichfalls zur Ver­
deutlichung in rechtlicher und sprachlicher 
Hinsicht verbessert. 
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In seinem Umfang weist der Systemisie­
rungsplan für 1973 gegenüber dem Vorjahres­
plan Zunahmen um 376 Kraftfahrzeuge und 
eine Verminderung um zwei Wasserfahrzeuge 
auf. Die Anzahl der systemisierten Personen­
kraftwagen vemingerte sich gegenüber dem 
Bundesfinanzgesetz 1972 um 74 Fahrzeuge und 
die der Motorräder um 61 Fahrzeuge, hin­
gegen ist bei den Fahrzeugen für betriebliche 
Zwecke, den Lastkraftwagen und den Spezial~ 
fahrzeugen ein höherer Bedarf von rund 
500 Fahrzeugen gegeben. Die wesentlichen 
Steigerungen bei den Kraftfahrzeugen s'ind 
bei der Exekutive (+ 69), bei der Bundes~ 
straßenverwaltung (+ 100) und bei den Bun~ 
desbetrieben (insgesamt + 311) gegeben. 

Der Text des Allgemeinen Teiles des 
Systemisierungsplanes der Datenverarbei­
tungsanlagen des Bundes wurde ebenso wie 
der des Fahrzeugplanes verbessert. 

Hohes Haus! Ich habe mir erlaubt, Ihnen 
den Bundesvoranschlag 1973 darzustellen. Die 
Bundesreg-ierung unterbreitet diesen Bundes­
voranschlag im Bewußtsein, daß nicht nur 
seine Erstellung, sondern auch seine Voll­
ziehung eine Besonderheit bedeutet. Sie unter­
breitet ihn daher in der Bereitschaft, allen 
Anregungen und Vorschlägen gegenüber 
- von welcher Seite sie auch kommen 
mögen - völlig offen zu sein. 

Ideelle Grundsätze und materielle Einzel­
heiten prägen den Bundesvoranschlag für 1973 
als Budget gesellschafts-, wirtschafts~ und 
sOZlialpolitischer Reformen sowie stabilitäts­
politischer Bemühungen. (Beifall bei der SPO.) 
Dieses Budget ist aber auch Ausdruck. der 
Bereitschaft der Bundesregierung, sich an der 
Schwelle neuer Entwicklungsmöglichkeiten 
unseres Landes der europäischen Herausfor­
derung zu stellen. (Neuerlicher Beifall bei der 
SPO.) 

Zu dieser Herausforderung zählt, daß wir 
uns in der europäischen Staatengemeinschaft 
nach neuen Bedingungen bewähren und die 
gebotenen Chancen nützen: 

die Chance, unsere dynamische Wirtschafts­
entwicklung der letzten Jahre zu erhalten und 
womöglich zu verstärken, 

die Chance, den Lebensstandard unserer 
gesamten Bevölkerung ständig zu verbessern, 

die Chance, Osterreich als modernen lei­
stungsstarken Indust!1iestaat auszubauen, ohne 
ein Opfer ungezügelter Vertechnisierung zu 
werden. (Beifall bei der SPO.) 

Dabei gebietet uns die Verantwortung 
gegenüber unserem Land und seiner Bevölke­
rung, die Entscheidungen zwischen wirtschaft­
lichem Wachstum .und gesellschaftlicher Renta-

bihtät wohl abzuwägen. Wir müssen darauf 
achten, daß nicht die Verbesserung der persön­
lichen Verhältnisse in einer zerstörten Um­
welt s'innlos wird. Es geht um die Harmoni­
sierung jener Maßnahmen, die wir unter dem 
Begriff "Strukturpolitik" im weHesten Sinn 
zusammenfassen. 

Die Bundesregierung wird daher mit Hilfe 
einerstabHitätsorientierten WirtschaftspolitJik 
durch hohes Wirtschaftswachstum und Voll­
beschäfHgung, gesamtwirtschaftlich gesehen, 
die Einkommen schaffen, die uns die Neu­
strukturierung und Modemisierung unseres 
Produktionsapparates, die Verbesserung des 
Verkehrsnetzes, den Ausbau des Bildungs­
systems und die Erweiterung der Gesund­
heitseinrichtungen finanziell ermögl,ichen. (Bei·· 
fall bei der SPO.) 

Bei allen diesen Maßnahmen und Uber­
legungen steht der Mensch im Vordergrund. 
Jede Maßnahme muß daher berücksichtigen, 
daß der Mensch weder das Instrument der 
Wirtschaft noch der öffentlichen Verwaltung 
ist. Alles hat einzig und allein 'ihm zu dienen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Nur so führt der gesellschaftliche und wirt­
schaftliche Fortschritt zu einer größeren Ver­
antwortung der Gemeinschaft. Die Organisa­
tionen dieser Gemeinschaft, der Staat, die Ge­
meinden, müssen aber auch jene Mittel er­
halten, die sie brauchen, um ihrer Verant­
wortung gerecht werden zu können. Denn 
allzusehr hängt die Qualität unseres Lebens 
im stetig steigenden Maße weniger vom Zu­
wachs des privaten Konsums als vielmehr 
von den Leistungen und Invesbitionen im 
öffentlichen Bereich ab. Daher kann ein wach­
sender Anteil der Bedürfnisse einer Industrie­
gesellschaft aus ökonomischen wie gesell­
schaftspolitischen Gründen nur im öffentlichen 
Bereich gedeckt werden. 

Diese Fragen haben aber auch einen weit­
gehenden verteilungspoHtischen Aspekt. Denn 
wenn auch die Leistungen des öffentlichen 
Bereiches allen zugute kommen, so sind doch 
Gruppen mit geI1ingerem Einkommen weitaus 
mehr darauf angewiesen als jene mit hohem 
Einkommen. Die Leistungsfähigkeit des öffent­
lichen Bereiches liegt daher im besonderen 
Interesse der Bezieher kleinerer Einkommen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus! Die Herausforderung anzu­
nehmen und die Chancen zu nutzen, heißt, 
unsere Reserven auszuschöpfen und damit 
wirtschaftspolitisch auf der Uberholspur zu 
bleiben. Dies bedeutet eine Wohlstandsmeh­
rung für jeden einzelnen und ermöglicht die 
Verbesserung der Lebensverhältnisse für uns 
alle. (Beifall bei der SPO.) Die Erreichung 
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dieses Zieles 'ist aller Mühe und Anstrengung 
wert. Dabei kann und darf es aber nicht nur 
heißen, was die Bundesregierung dafür tut, 
sondern muß die Frage lauten, was jeder 
einzelne, was wir alle zusammen tun können. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich bitte Sie, der Regierungsvorlage betref­
fend das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1973 
Ihre Zustimmung zu geben. (Starker Beifall 
bei der SPO. - Die Abgeordneten der OVP 
und FPO beginnen den Sitzungssaal zu ver­
l~ssen.) 

Beantwortung der Anfragen 823/J und 824/J 

Präsident: Die Tagesordnung ist damit er­
schöpft. (Abg. G rat z: Die OVP wird munter 
und geht nach Hause!) 

Zur mündlichen Beantwortung der ,in der 
vorhergehenden Sitzung eingebrachten dring­
lichen Anfrage 823/J der Abgeordneten Doktor 
Koren, Peter und Genossen an den Bundes­
kanzler und den Bundesminister für Finanzen 
betreffend inflationäre Entwicklung und vor­
zeitige VeröffenUichung von Budgetziffern hat 
sich der Herr Bundeskanzler gemäß § 71 Abs. 3 
der Geschäftsordnung zum Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. (Zwischenrufe bei der OVP. -
Gegenruie bei der SPO. - Der Prä s i den t 
gibt das Glockenzeichen.) 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident I 
Hohes Haus! An mich wurde die Anfrage 
gestellt, ob lich den Auftrag des Artikels 51 
Abs. 1 der Bundesverfassung, "den Inhalt des 
BundesvoransChlages nicht vor Beginn der Be­
ratungen im Nationalrat zu veröffentlichen, 
auch außerhalb des Parlaments in vollem Um­
fang beachtet" habe, 

Dazu antworte ich wie folgt: Ich habe grund­
sätzlich dem Auftrag dieses Artikels ent­
sprochen. ICh will aber niCht bestreiten, daß 
ich in einer Pressekonferenz auf Fragen, die 
an mich in der OffentHchkeit gestellt wurden, 
über die Entwicklung der Dienstpostenstände 
und in AnbetraCht falscher und irreführender 
Nachrichten, die in der Offentlichkeit ver­
breitet wurden, einige Ziffern, Angaben über 
die Veränderung der Stände während der 
letzten Jahre gemacht habe und dabei auch 
über die Wünsche und AbsiChten bezüglich 
der Entwicklung im Jahre 1973 einige An­
gaben gemacht habe. 

Nach meinen Informationen ist es e.ine 
Streitfrage, inwieweit derartige Angaben im 
Widerspruch stehen mit den Bestimmungen 
des ArNkels 51 Abs. 1. Sollte das der Fall 
sein, so bedauere ich, diese Feststellungen 
gemacht zu haben. 

Auf die zweite Frage: "Auf Grund welcher 
Berechnungen erklärten Sie in Ihrer Presse­
konferenz am 5. 10. 1972, daß die Rentner-

einkommen ,weH rascher gestiegen' seien als 
der Index der Lebenshaltungskosten?", ant­
worte ich wie folgt: 

Ich habe keineswegs - wie der Herr Pro­
fessor Dr. Koren feststellt - vöUig falsche 
Zahlen vorgesetzt, sondern ich habe hier 
Zahlen verwendet, die iCh von einem zu­
ständigen Beamten des Bundesministeriums 
für soziale Verwaltung bekommen habe. Ich 
habe Slie vollkommen korrekt wiedergegeben, 
indem ich nämlich festgestellt habe, daß der 
Pensionistenindex im AprH 1970 116,7 und 
im Juli 1972 134,1 b~tragen hat, sodaß es sich 
in der Zeit vom April 1970 bis Juli 1972 um 
eine Erhöhung um 14,9 Prozent gehandelt hat. 
Ich h~be dann festgestellt, daß unter der Vor­
aussetzung, daß eine steigende Tendenz 
weiter vor sich geht, es möglicherweise bis 
zu einer Erhöhung von 20 Prozent kommen 
wird. 

Bezüglich der Ausgleichszulagen habe 1ch 
festgestellt, daß der Alleinpensionist im J än­
ner 1970 1283 S bekommen hat, daß er dm 
Jänner 1973 - in der Fassung der 29. Novelle 
zum ASVG - 1800 S bekommen wird; das 
ist eine Steigerung von 40,3 Prozent. Bei Ehe­
paaren verhält es skh so, daß 1970 die Aus­
gleichszulagenbezieher 1782 S bekommen 
haben, im Jänner 1973 - wieder unter Be­
trachtung der 29. Novelle - 2575 Si das bringt 
eine Steigerung von 44,5 Prozent. 

Das sind die Angaben, die ich gemacht 
habe. Sie sind also keineswegs unrichtig. 

Hingegen möchte ich feststellen, daß der 
Herr Professor Koren heute mich zitiert hat 
und die Feststellung gemaCht hat, daß der 
PensionJistenindex vom April 1970 bis Juli 
1972, also in 18 Monaten, um rund 15 Prozent 
gestiegen wäre. Das ist ein Irrtum des Herrn 
Professors Koren. Ich behaupte nicht, daß es 
unwahre Angaben sind. Es handelt s,ich hiebe i 
um 28 Monate, was ein nicht unbeträchtlicher 
Unterschied zu sein sCheint. (BeHall bei der 
SPO.) 

Im übrigen bin ich der Auffassung, daß 
ich keinen Anlaß habe, auf einige lin seiner 
Rede gemaChten Feststellungen einzugehen, 
da es der Herr Professor vorgezogen hat, 
heute hier nicht anwesend zu sein. 

Ich möchte lediglich feststellen, daß seine 
Bemerkung, wonach die höchsten Preissteige­
rungsraten in Ländern mit so~ialdemokrati­

scher Regierung eingetreten wären, auf einem 
Irrtum beruht. Die Länder mit den höchsten 
Preissteigerungsraten befolgen das Rezept 
konservativer Wirtschaftspoliitik. (BeiJall bei 
der SPO.) Wozu noch zu bemerken ist, daß 
zu diesen hohen Preissteigerungsraten auch 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
noch eine beträchtliche Arbeitslosigkeit 
kommt. Das zu den Fragen, die mir gestellt 
wurden. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zur mündlichen Beantwortung 
der dringlichen Anfrage 823/J hat sich g,emäß 
§ 71 Abs. 3 der Geschäftsordnung der Herr 
Bundesminister für Finanzen gemeldet. Ich er­
teile ihm das Wort. 

An Ausgleichszulagen wurden von 1966 bis 
1969 insgesamt 6,1 Milliarden ausbezahlt, 1970 
bis 1973 werden es 10,6 Milliarden sein. Im 
Jahre 1969 waren es 1,8, im Jahr,e 1973 werden 
es 3,4 Milliarden sein. 

Und nun - um gleiChe Zeiträume zu ver­
gleichen -: Die Indexsteigerung von Jänner 
1970 bis Anfang 1973 wird im Normalindex 
15,1 und im PensioIl!istenindex 17 Prozent 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: sein. 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich beantworte 
die Frage 1 wie folgt: Ja. 

Im übrigen ist die Feststellung des Herrn 
Abgeordneten' Peter unrichtig, daß nämlich 
schon vor zwei Tagen Journalisten die Budget­
rede bekommen hätten. Das ist technisch nicht 
möglich. Sie ist leider erst heute in den 
Morgenstunden fertig geworden und wurde 
in der Presseloge zum selben Zeitpunkt aus­
geteilt wie hier im Hohen Haus. 

NiCht näher eingehen möChte ich auf den 
Umstand, daß es dem Herrn Klubobmann 
Dr. Koren schon gestern mögliCh war, das 
Budget zu kritisieren. Entweder hat er etwas 
kritisiert, was er noCh nicht gekannt hat, oder 
er hatte es schon, obwohl das sicherlich nicht 
vorgesehen war. 

Zur Frage 2: Die Getreide- und die Brot­
preiserhöhung und die geforderten Milch­
produktpreiserhöhungen bringen den davon 
betroffenen Gruppen zum Teil beträchtliche 
Einkommensverbesserungen. Die besagten 
Preiserhöhungen wurden von der Regierung 
weder gewünscht noch vorgeschlagen. Sie be­
lasten vor allem die einkommensschwächeren 
Bevölkerungsschichten. Die Regierung hält es 
für nicht vertretbar, daß einzelne Gruppen 
beträchtliche Einkommensverbesserungen zum 
Teil zu Lasten der Einkommensschwächsten 
erreichen. Die Regierung wird daher dafür 
Sorge tragen, daß neben den an sich vorge­
sehenen steuerlichen Entlastungen den Ein­
kommensschwächsten diese Teuerungsbela­
stung, die durch die Wahrnehmung der Inter­
essen anderer Gruppen erfolgt, abgegolten 
wird. Dies soll in der Weise geschehen, daß 
entgegen auch heute aufgestellter Forderun­
gen entsprechende Kürzungen anderer Aus­
gaben erfolgen. 

Im übrigen möchte ich darauf verweisen, 
daß als Pensionsbeträge in den Jahren 1966 
bis 1969 aus den Budgets 24,4 Milliarden 
bezahlt wurden, 1970 bis 1973 einschließlich 
werden es 36,7 Milliarden sein. Das ist um 
50 Prozent mehr. Im Jahr 1969 wurden für 
den gesamten Zweck der Pensionszuschüsse 

Die Pensionsanpassung in dieser Zeit wird 
25,4 Prozent ausmachen, die Steigerung der 
Ausgleichszulagen . in derselben Zeitperiode 
für Alleinpensionisten 40,3 beziehungsweise 
für Ehepaare wird sie 44,S Prozent ausmachen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Die Frage 3 beantworte ich wie folgt: Für 
das Jahr 1973 wird vom Osterreichischen 
Institut für Wütschaftsforschung mit einer 
durdlschnittlichen Steigerung der Verbraucher­
preise um 7 Prozent gerechnet. In den ersten 
drei Monaten des Jahres 1973 ist eine darüber­
liegende Preissteigerungsrate dann zu erwar­
ten, wenn bei den Preiskalkulationen nach 
dem 1. Jänner 1973 zu niedrige Umsatzsteuer­
entlastungen vorgenommen und wenn die 
durch das EWG-Arrangement eintr·etenden 
Zollermäßigungen nicht oder nidlt vollständig 
an die Konsumenten weitergegeben werden. 

Hohes Haus! Noch ein paar grundsätzliche 
Bemerkungen! Der Klubobmann der OVP hat 
gesagt, daß seine Prognosen eingetroffen 
wären. Seit 1970 werden uns Rezessionen 
prognosti~iert. Nach diesen Prognosen wären 
wir schon mitten !in einer kräftigen Rezession. 
Also so ganz und immer sche.inen diese 
Prognosen doch zum Glück nicht einzutreffen. 

Das ist nämlich die besondere Problematik, 
vor der wir zu Jahresbeginn standen, daß 
sowohl einerseits eine solche Abschwächung 
der Konjunktur drohte, wie andererseits die 
Gefahr von Uberhitzungen bestand. Fest steht, 
daß wir die eine Gefahr bannen konnten und 
nahtlos in den nächsten Konjunkturauf­
schwung eintreten. Sicher ist, daß wir umso­
mehr mit dem Problem der Preisbekämpfung 
konfrontiert sind. Es wurde vom Herrn 
Bundeskanzler schon darauf verwiesen, daß 
etwa Großbritannien :im Jahre 1971 9,4 Pro­
zent, 1972 7,0, die Niederlande 1971 7,6, 1972 
- Prognose - 6,5 Preissteigerungen hatten, 
die SChweiz 1971 6,6 und 1972 6,0 hatte, 
wobei die Prognosen, glaube ich, noch zu den 
vorsichtigen gehören und sich eher nach oben 
ändern. 

aus dem Budget 6,7 Milliarden bereitgestellt. Aber ich möchte auf folgendes verweisen: 
Der Bundesvoranschlag 1913 sieht hiefür Wir haben im Jahre 1970 eine Steigerung der 
10,1 Milliarden vor. Importpretise von 11 Prozent gehabt. Es .ist 
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Bundesminister Dr. Androsch 
richtig, daß sie inzwischen auf 4 Prozent 
zurückgegangen ist. Aber es ist ganz klar, 
daß diese Importpreissteigerungen erst lang­
sam und sukzessive auf das gesamte in­
ländische Preisniveau seine Ausw:irkungen 
haben. Der Ausgangspunkt ist die DM-Auf­
wertung im November des Jahres 1969, die 
sowohl in der Schweiz als auch in Osterreich 
geradezu einen Push der Preisentwicklung be­
deutet hat, der in seiner vollen Stärke erst 
nach einiger Zeit spürbar werden wird. Es 
stimmt sicherlich, daß rein vom Preispoliti­
schen her es richtig gewesen wäre, eine ent­
sprechende Anpassung der Schmdngparität 
auch schon damals vorzunehmen. Meines Wis­
sens hat das der damal'ige Finanzminister Pro­
fessor Koren auch gewollt, aber er ist damit 
- aus welchen Gründen immer - nicht durch­
gekommen. Aber ich glaube, das ist doch zum 
Verständnis der Entwicklung auch notwendig 
zu erwähnen. Das 'ist auch der Grund, warum 
Länder wie die Schweiz und Osterreich, aber 
selbst Deutschland ein Interesse daran haben, 
kooperativ vorzugehen. 

Ich darf vielleicht in diesem Zusammenhang 
auch darauf verweisen - ohne es nun wört­
lich zu zitieren -, was der Generaldirektor 
des Internationalen Währungsfonds gestern 
auf die Frage des Reporters gesagt hat, was 
er denn zu einer Preissteigerungsrate von 
6 Prozent me'ine. Er sagte: "Das ist leider 
derzeit die Rate, die ,in den Industriestaaten 
üblich ist, und es 'muß unser kollektives Be­
mühen sein, davon wieder herunterzukom­
men." (Beifall bei der SPO.) 

Ich darf nur darauf verweisen, daß immer­
hin die Tatsache, daß es Preise gibt, die amt­
lich geregelt sind, dazu geführt hat, daß die 
Preis steigerungen dort geringer sind als bei 
den übrigen Preisen. Aber ich möchte doch 
auf die besondere ProblemaNk verweisen, mit 
der die Regierung beim Milch- und Brotpreis 
konfrontiert ist. Ich habe schon vorhin aus­
geführt: Die Erhöhungen sind kein Wunsch 
oder eine Forderung der Regierung, sondern 
das sind Wünsche und Forderungen der davon 
begünstigten Gruppen. Das bewirkt aber nicht 
nur eine Einkommensverbesserung der Grup­
pen, sondern das bewirkt eine entsprechende 
Indexerhöhung mit allen ihren Auswirkungen, 
etwa auf die Besoldungsregelungen, und zwar 
mit weH über die zur Abgeltung der damit 
verbundenen Mehrkosten für eine Familie 
hinausgehenden Summen, und macht es er­
forderlich, daß für die Einkommensschwäch­
sten eine Abgeltung gewährt wird, und führt 
noch zu Erhöhungen dort, wo die Verträge an 
den Index gebunden sind. Ich sage das nur, 
um klarzustellen, wo die Regierung die Mög­
lichkeiten hat und wo andererseits die Hand-

lungen und Entscheidungen in diesen Be­
reichen gesetzt werden. 

Was das Ergebnis der Budgetpolitik be­
trifft, so wird sicherlich am Dienstag ausführ­
lich lin der ersten Lesung Gelegenheit sein, 
darauf einzugehen. Feststellen möchte ich 
heute nur, daß die Zahlen des Herrn Profes­
sors Koren ebensowendg richtig waren wie 
die in der Presse heute wiedergebenen, die 
auf ihn zurückgeführt wurden. 

Zur Währungspolitik und zur Kritik daran 
möchte ich nur sagen, daß mit den Maß­
nahmen, die ich mir erlaubt habe. ,in der 
Budgetrede auszuführen, im heurugen Jahr 
10 Milliarden liquider Mittel stillgelegt wur­
den und daß man die Situation unter der 
besonderen Problematik, in der die inter­
nationale Währungslage seit Mai vergange­
nen Jahres beziehungsweise seit August ver­
gangenen Jahres steht, berücksichtigen muß. 
Aber ich fasse diese Kritik an der Währungs­
politik auch so auf, daß es eine sehr massive 
Kritik am Kreditapparat und vor allem auch 
an der Führung der Notenbank ist. Ich be­
kenne mich dazu, daß wir diese Maßnahmen 
gemeinsam, in kooperativer Weise zwischen 
Notenbank, Kreditapparat und Finanzmini­
sterium getroffen haben. Aber dann ist auch 
die Kritik eine an allen, und die Bundesregie­
rung wird bei den diesbezüglichen Uber­
legungen (Uese Kritik natürlich in Rechnung 
zu stellen haben. 

Zur Konjunkturpolitik vielleicht nur soviel: 
Herr Dr. Koren hat nur von der Nachfrage­
steuerung, das ist die Globalsteuerung. ge­
sprochen. An der sei schon ein - wie er 
meinte - früherer Parteifreund unsererseits, 
der jetzt Freunde auf anderer Seite gefunden 
hat - selbst ,in diesem Hause, sogar pro­
fessorale Freunde -, nicht sehr erfolgreich 
gewesen. Er hat dann noch d'ie Währungs­
politik erwähnt. Er hat völlig außer acht 
gelassen, daß in einer Zeit des Kostenauf~ 

triebes gerade dort düe Problematik liegt, die 
Kosteninflation zu bekämpfen, und .ich habe 
am Beispiel Brotpreis, Getreidepreis, Milch­
preis gezeigt, was ich damit meine. 

Ich möchte auch zu den Zinsen etwas sagen, 
weil Zinserhöhungen angeregt wurden. Ein 
Prozent Zinserhöhung bedeutet auf der 
Kostenseite zwei Milliarden, was wieder 
einen kosteninflatorischen Auftrieb bedeuten 
würde. 

Im übrigen möchte ich feststellen: Alter­
nativen haben wir noch keine bekommen. Als 
wir :in der Opposition waren, hat man immer 
wieder sogar zu einzelnen Budgets Alter­
nativen verlangt. Vor den letzten Wahlen 
im Oktober des vergangenen Jahres wurde 
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uns für das Frühjahr dieses Jahres ein wirt- kenden Fragen werde ich wie folgt beant­
schaftspolitisches Programm der größeren worten: 
Oppositionspartei in Aussicht gestellt. Ein Frage 1: Der Auftrag an den Aufstellungs­
halbes Jahr list vergangen - und Schweigen stab wurde mit einem ordnungsgemäßen 
im Walde. Organisationserlaß am 2. Oktober gegeben, 

Ich möChte dann auch noch etwas sagen: 
Wenn man die Mehrwertsteuer kritisiert, so 
verstehe ich die Logik nicht. Denn es gibt 
konsequenterweise kein Ja zur EWG, wenn 
man es siCh andererseits so leicht macht und 
zur Mehrwertsteuer nein sagt. 

Die Höhe der Defizite zu kritisieren, ist 
sicherlich sehr dankbar; Einsparungen zu ver­
langen, sehr populär, solange man nicht sagt, 
wo und zu Lasten wessen man einspart, und 
es ist noch leichter, wenn dann darauffolgend 
Fraktionskollegen Vorschläge machen, die zu 
einer Erhöhung führen. Abgeordneter Doktor 
Kohlmaier hat gesagt, das sei abzugelten, und 
Abgeordneter Dr. Lanner sagte: Aber sicher­
lich nicht zu Lasten des Landwirtschafts­
budgets. Das ,ist sicherlich der lekhtere Stand­
punkt. 

Die Bundesregierung :ist sich durchaus be­
wußt, Hohes Haus, wie schwjerig es in dieser 
Phase - nicht nur in diesem Lande, aber 
jede Bundesregierung d~st ihrem Lande und 
seiner Bevölkerung verantwort1ich - ist, bei 
diesem internationalen Preis auf trieb ilie Ein­
dämmung soweit wie möglich zu gestalten 
und zu schaffen. Wir konzentrieren unsere 
Bemühungen darauf. Wir tragen dafür die 
volle Verantwortung, sowohl für diesen Be­
reich wie für alle anderen Bereiche. Man kann 
nämlich nicht bei den anderen Bereichen, bei 
den wirtschaftlichen Erfolgen sagen, die wären 
zurückzuführen auf frühere Maßnahmen, auf 
zurückliegende Jahre, aber das, was an 
Schattenseiten damit verbunden list, das ist 
einzig und allein der gegenwärtigen Bundes­
regierung anzurechnen. Wlir werden daher 
unsere Bemühungen fortsetzen und uns von 
derartigen Angriffen ohne jegliche Alternative 
nicht beirren lassen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zur mündlichen Beantwortung 
der ebenfalls in der vorangegangenen Sitzung 
eingebrachten dringlichen Anfrage 824/J der 
Abgeordneten Zeillinger, Tödling und Genos­
sen an den Herrn Bundesminister für Landes­
verteidigung und an den Herrn Bundeskanzler 
betreffend Einsetzung des "Aufstellungsstabes 
Bereitschaftstruppe" hat sich gemäß § 71/3 der 
Geschäftsordnu,ng der Herr Bundesminister für 
Landesverteidigung zum Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

welcher lautet: 

Erarbeitung der Voraussetzungen zur Auf­
stellung der Bereischaftstruppen gemäß Arti­
kel VIII Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 15. 7. 
1971, sodaß mit 1. Jänner 1973 die Uberleitung 
von Verbänden oder Teilen von Verbänden 
in die Bereitschaftstruppe beginnen kann. 
Hiezu s~nd durch den Kommandanten des 
Aufstellungsstabes dem Bundesministerium 
für Landesverteidigung Vorschläge bezie­
hungsweise Anträge umgehend vorzulegen. 
Darstellung der Gesamtstruktur der Bereit­
schaftstruppe unter Berücksichtigung oben 
angeführten Arttikels VIII, der einschlägigen 
Bestimmungen des Ministerratsbeschlusses 
vom 6. Juni 1972 und der Ministerweisung 
Nr. 23 vom 18. 9. 1972. Ferner Darstellung 
der Führungsstruktur der Bereitschaftstruppen 
und Termin für die frühestmögliche Errich­
tung, Auswahl jener Verbände, aus welchen 
die Bereitschaftstruppen gebildet werden sol­
len, Zeitplan der Durchführung, Orgaruisations­
planentwürfe für die Bereitschaftstruppen im 
großen, ferner noch Detailaufgaben bezüglich 
Personal, Material, Ausbildung, Werbung und 
Offentlichkeitsarbeit. 

Antwort zur Frage NI. 2 lautet: Ja. 

Antwort zur Frage Nr. 3 lautet: Ja, aber 
erst mögHch nach endgültigem Vorliegen der 
vom Aufstellungsstab vorzulegenden Vor­
schläge und Anträge. 

Antwort auf Frage Nr. 4 lautet: Nenn. -
Diese Frage bezieht sich auf die Dbereinstim­
mung mit den Gruppenbefehlshabern und 
dem Generaltruppeninspektor. 

Anfrage NT. 5: Nachdem noch von mir im 
Landesverteidigungsrat kein Vorschlag und 
Vortrag hinsichtlich der Kommandostruktur 
der künftigen Bereitschaftstruppe vorgelegt 
wurde, konnte auch im Landesverteidigungs­
rat kein Beschluß für eine Empfehlung gefaßt 
werden. 

Antwort auf Frage NI. 6: Ja mit der Ein­
schränkung, daß kh nämlich in meinem 
Referat vor dem Parlamentsklub in Badgastein 
nicht von der Aufstellung der Bereüschafts­
truppe zum 1. Oktober, sondern von der Bil­
dung des Aufstellungsstabes der Bereit­
schaftstruppe zum 1. Oktober gesprochen habe. 

In Frage 7 wird der Wortlaut meiner Aus-
Bundesminister für Landesverteidigung führungen bezugnehmend auf diese Aufstel-

Lütgendorf: Hohes Hausl Die 19 sich um den lung zum 1. Oktober erwünscht, und ich bin 
"Aufstellungsstab Bereitschaftstruppe" ran- sehr gerne bereit, hier zu wiederholen: 
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"Da es mir ohne den Versuch, die gegen­

wärtigen Rechtsbestimmungen voll auszu­
nützen, durch einen modernen Führungsstil, 
neuer Public-Relations- und Human-Relations­
Methoden sowie Verantwortungsumschichtun­
gen in Form eines in der Wirtschaft längst 
bewährten arbeitsteiligen Prozesses, realpoli­
tisch untragbar schien, den Gesetzgeber unter 
Anwendung des Artikels VIII der Wehrgesetz­
novelle 1971 zur Verbesserung der gegen­
wärtigen wehrrechtlichen Bestimmungen zu 
bemühen, andererseits die Vorschläge der 
militärischen Führungsverantwortlichen - so­
weit solche überhaupt erstellt wurden - nicht 
zielführend erschienen, habe ich mich unter 
Abstützung auf die Bundesregierung ent­
schlossen, mit 1. Oktober 1972 einen ,Auf­
stellungsstab Bereitschaftstruppen' unter der 
Leitung des Kommandanten der Landesvertei­
digungsakademie, Generalmajor Spannocchi, 
einzurichten. 

Dieser Aufstellungsstab soll die notwendi­
gen Vorbereitungen treffen, um mit Beginn 
des Jahres 1973 der Wehrgesetznovelle 1971, 
in der es unter anderem heißt, daß Bereit­
schaftstruppen unverzüglich aufzustellen sind, 
zum Durchbruch zu verhelfen. Ich hörte schon 
allenthalben die Kritik, daß das hiefür not­
wendige Kommando der Bereitschaftstruppen 
in meiner Heeresgl'iederung 1972 keinen Platz 
fände, ja noch mehr, daß damit die Kommando­
struktur um einen weiteren Stab vermehrt 
und darüber hinaus ein ,Heer im Heer' ge­
schaffen würde. 

Eine weitere Kommandobehörde wird nicht 
geschaffen. Aber auch die Befürchtung, ein 
,Heer lim Heer' zu schaffen, tI1ifft nicht zu. 
Man muß die gesamte Heeresreform ganz 
einfach als einen Stufenplan betrachten. Da 
nunmehr feststeht, daß wir zu der gesetz­
mäßig geforderten Bereitschaftstruppe, bei Be­
lassung der vorgesehenen Bereitschaftsver­
bände in ihren bisherigen Unterstellungsver~ 
hältnissen, nie kommen werden, zwang sich 
ihre vorübergehende Herauslösung geradezu 
auf." 

Die Antwort auf die 9. Frage möchte ich 
gern im Landesverteidigungsrat selbst geben. 

Antwort auf Frage NT. 10: Ja. 

"Die Organisation der Bereitschaftstruppe, 
insbesondere ihre Stärke und Zusammenset­
zung, ist von der Bundesregierung nach Ein­
holung einer Empfehlung des Landesverteidi­
gungsrates zu bestimmen." 

Ein Aufstellungsstab ist kein Orgarrisations­
teil. Genauso wie man lin anderen Bereichen 
entweder des öffentlichen Lebens oder der 
Wirtschaft eine Projektgruppe, eine Studien­
gruppe, eine Arbeitsgruppe erstellt, um einen 
zu lösenden Auftrag zunächst einmal genau 
zu analysieren und zu prüfen, wurde ent­
sprechend der militärischen Terminologie 
eben ein Aufstellungsstab gebildet. Hiezu, da 
es sich um keinerlei irgendwelche Verände­
rung der derzeitigen Heeresgliederung han­
delt, ist meiner vollen Uberzeugung nach die 
Einschaltung des Landesverteidigungsrates 
nicht notwendig gewesen. 

Ich darf zurückerinnern: Im Jahr 1968 - da 
war allerdings eine ganz andere Situation -
hat der damalige Minister Dr. Prader einen 
Einsatzstab gebildet und hiezu es auch nicht 
für erforderlich gehalten, sich vorher die Zu­
stimmung des Landesverteidigungsrates zu 
holen. (Zustimmung bei der SPO.) 

Frage 12: Die bezieht sich lediglich auf die 
Beantwortung, in welchen Sitzungen der 
Ministerrat mit Fragen der Umgliederung be­
ziehungsweise der Bereitschaftstr;uppe befaßt 
wurde. Es war dies der 6. Juni, in welchem 
iCh die Heeresgliederung 72 zum Vortrag 
brachte, und außerdem der 27. September 
dieses Jahres bezüglich des "Aufstellungs­
stabes Bereitschaftstruppe ". 

Antwort auf Frage 13: Ja. 

Antwort auf Frage 14: Hier handelt es sich 
um die Ministerweisung NT. 23 vorn 18. Sep­
tember 1972, um den Erlaß Zahl 309.598-0rgI72 
vom 2.10.1972 und mündlich gegebene Anord­
nungen in der Befehlshaberbesprechung am 
28.9.1972. 

Antwort auf Frage 15: Ja. 

Antwort zu Frage 16: General der Infanterie 
Bach hat sowohl ,in mündlicher wie :~n schrift­
licher Form seinen Rücktritt begründet, das 
heißt nicht, so wie es hier heißt, "Rücktritt", 
sondern an mich das Ersuchen gestellt, ~hn 
von der Funktion als Befehlshaber zu ent­
binden. 

Antwort zu Frage 17: Ja. 

Zu Frage 18: Ja. 

Antwort auf Frage Nr. 11, wo es hier 
heißt: "... daß die Organisation der Bereit­
sChaftstruppe von der Bundesregierung naCh 
Einholung einer Empfehlung des Landesver­
teidigungsrates zu bestimmen ist" und ob 
seine Empfehlung eingeholt wurde. Zu Frage 19, die eine dreiteilige ist, wenn 

ich sagen darf: 19 a stimmt, 19 b stimmt näm­
Es heißt im Artikel VIII des Wehrgesetzes' lieh auch, weil kein konkreter Planungsvor-

Absatz 1 sehr deutlich: schlag mir vorgelegt wurde, und zu 19 c, wo 

46. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)36 von 37

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 46. Sitzung - 18. Oktober 1972 3833 

Bundesminister lütgendorf 
gefragt wird, wer für die Ndchtvorlage des 
Planungsvorschlages verantwortlich ist, lautet 
meine Antwort: Es ist das nach der Geschäfts­
einteilung für das Bundesministerdum für Lan­
desverteidigung zuständige Organ. 

Ich darf mir, Hohes Haus, v.ielleicht noch 
folgende Schluß bemerkung erlauben: 

Als Verteidigungsminister ist es meJn 
ernstes Bestreben, alles zu tun, um den vom 
Gesetzgeber am 15. Juli 1971 dem Bundesheer 
erteilten Auftrag, nämlich eine Bereitschafts­
truppe unverzüglich aufzustellen, zu erfüllen. 

stellungsstabes Bereitschaftstruppen" beschlie­
ßen, wurde angenommen. 

Frage 3, "was die Bundesregierung veran­
laßt hat, den bereits offiziell vereinbarten 
Gegenbesuch des Generaltruppeninspektors 
beim Generalstabschef der itallienischen Armee 
nicht zu genehmigen", beantworte ich W1ie 
folgt: 

Es kann natürlich Vereinbarungen über 
Besuche geben. Sie können aber erst statt­
finden, wenn sie im Ministerrat beschlossen 
sind. Es hätte eine Reise von vier Offizieren 
des Bundesheeres unter Führung des General­
truppellJinspektors nach Italien stattfinden sol­
len, und der Ministerrat hat über meinen 
Einspruch diese Reise nicht genehmigt. 

Im Debattenprotokoll hierüber heißt es unter 
anderem: 

"Bundeskanzler: Diese Reise erscheint mir 

Im vollen Bewußtsein me1iner dem Hohen 
Haus und dem österreichischen Volk gegen­
über verpflichtenden Verantwortung möchte 
ich mit Nachdruck erklären, daß ich mich nicht 
hindern lasse, Aufträge des Gesetzgebers in 
angemessener Frist zu befolgen, und daß ich 
die mir hiezu notwendig erscheinenden Maß­
nahmen - selbstverständlich in Ubereinstim- problematisch. Schon tin der Koalitionszeit 
mung mit den gesetzlichen Besitmmungen - waren Reisen von Beamten nur möglich, wenn 
getroffen habe und künftig noch treffen werde. es sich um die konkrete Erfüllung eines staat­
Uber diese Maßnahmen werde ich je nach dem lichen Auftrages gehandelt hat. Besuchsreisen 
Grad ihrer Bedeutung sowie unter Beachtung von Beamten sind eigentlich darunter nicht 
von Geheimhaltungsnotwendigkeiten dem zu verstehen. Die Aufgaben der Staats­
Hohen Haus oder dem Landesverteidigungsrat repräsentation obliegen dem Ressortchef. D~e 
ausreichend Berocht erstatten. (Beifall bei der im vorHegenden Ministerratsvortrag vorge­
SPO.) sehene Reise kostet vliel Geld, und gerade 

Präsident: Ebenfalls zur dringlichen An- daran mangelt es dem Bundesheer und auch 
frage 824/J hat sich der Herr Bundeskanzler allen anderen Ressorts." Die Reise hat dar-
gemeldet. Bitte. über hinaus wenig Sinn, und so weHer. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsidentl Die Bundesregierung hat dem entsprochen. 
Hohes Hausl Auf die mir gestellte Frage Danke. (Heiterkeit und Beifall bei der SPO.) 
antworte ich wie folgt: Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­

meldet. 

Die n ä c h s te Sitzung berufe ich für 
Dienstag, den 24. Oktober 1972, um 10 Uhr mit 
folgender Tagesordnung ein: 

Dem Ministerrat ist im Zirkulationsweg der 
Bericht des Bundesministers für Landesver­
teidigung betreffend "Aufstellungsstab Bereit­
schaftstruppen" vorgelegen und von diesem 
zustimmend am 27. September 1972 angenom­
men worden. Erste Lesung der Regierungsvorlage betref­

fend das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1973 
Auf die Frage 2: "Wenn ja, wie lautet (460 und Zu 460 der Beilagen). 

der Beschluß des Ministerrates?" 

Der Beschluß des Ministerrates lautet an- Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
tragsgemäß; der Antrag, der Ministerrat wolle eingeleitet. 
die gegenständliche Bildung des "Auf- Die Sitzung ist g e s chI 0 s sen. 

Schlu.f3 der Sitzung: 22 Uhr 40 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 41462 
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